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Wieder ein neues Jahr und die erste 
Ausgabe liegt nach einigen Geburts-

wehen vor. Leider, leider musste un-
ser Chefredakteur kurz vor  Fertig-
stellung der letzten Ausgabe für 2014 
ins Krankenhaus. Übel, richtig übel. 
Hier wäre eine ordentliche Gesund-

heitsvorsorge seitens der AGST 
sinnvoller gewesen.  
 
Aber der Mensch neigt nun mal zum 
aufschieben unangenehmer Dinge. 

Und bei einem Gefangenen mal 
gleich richtig nachsehen zu lassen, 
das schaffen unsere Ärzte hier nicht. 
Und aus der Vergangenheit lernen, 
das geht scheinbar auch nicht. Ich 

nehme an, das liegt an den Einzelfäl-
len. Es gibt davon ja so viele. Und 
hätte man also im Falle unseres 
Chefredakteurs sich doch vorher sei-
nes Rückens einmal richtig, will sa-

gen professionell angesehen, wäre 
ihm vieles erspart geblieben. Hätte 
alles nicht sein müssen. Aber Ärzte 
sind nun mal Götter in weiß. Für Tier-
ärzte gilt das auch. Die wissen immer 

alles besser. Eigentlich ein richtig 
ekelhaftes Verhalten. Es gibt so et-
was wie das Grundgesetz darin soll 
stehen, dass es einen Anspruch auf 
Erhaltung der  körperlichen  Unver-

sehrtheit gibt. Aber ich denke einmal, 
dass die Ärzte hier einfach überar-
beitet sind und das im Eifer ihrer 
sorgfältigen Behandlungen verges-
sen haben. Man muss sich einmal 

vorstellen, dass hier über 200 Patien-
ten wohnen und alle wollen etwas 
von ihm. Manche stinken sogar oder 
haben irgendwas, was noch gar nicht 
so richtig bekannt ist. Also ich 

schaue jetzt ja auch sehr genau hin, 
bevor ich irgendwas fange und fres-
se. Nicht alles was nach einer Ratte 
aussieht ist auch eine. Wir leben ir-
gendwie in einer Welt der ständigen 

Täuschung. Dann die vielen unbe-
kannten Tiere, die die Urlauber aus 
exotischen Länder einschleppen. Na, 
jedenfalls kann ich den Arzt nur zu 

>> Katzengejammer... 

Charlys 

Welt 
gut verstehen. Bevor ich irgend etwas 
falsch mache und nachher noch ver-
klagt werde, ist es besser erst einmal 

nichts zu tun. Da kann er auch nichts 
falsch machen. Also meistens jeden-
falls. Bei unserem Chefredakteur hätte 
er mal lieber genauer geschaut. Hätte 
diesem einiges an Schaden erspart. 

Und natürlich geht alles wieder  zu 
Lasten der arg gebeutelten Justizkas-
se. Für solche Fälle muss das Geld 
einfach da sein. Das versteht sich von 
selbst. Eigentlich hätten ja bereits die 

Sozialarbeiter sich einschalten müs-
sen. Es gibt ja schließlich so etwas wie 
eine Sorgfalt - und Fürsorgepflicht. Tja, 
dazu müssten die Sozialarbeiter erst 
einmal im Hause sein, um ihrer Sorg-

faltpflicht nachkommen zu können. 
Außerdem sind sie ja keine Ärzte und 
das Delegieren von Zuständigkeiten ist 
eine der leichtesten Übungen eines 
Sozialarbeiters. Das kennen wir ja zur 

Genüge.  

 
Ich hoffe ja nur, dass jetzt im Früh-
jahr, wo das Leben wieder so richtig 

in Wallungen kommt, die ersten 
Knospen sprießen, sogar die Gefan-
genen gelockert werden.  Es würde 
ja vollkommen genügen, wenn nur so 
viele gelockert würden, wie es das 

Gesetz vorgibt und wie nach Gesetz 
möglich ist. Die Richter des Kammer-
gericht haben dazu doch eindeutige 
Urteile gefällt. Aber ich denke, es ist  
bei den Sozialarbeitern so wie bei 

den Ärzten der AGST: Sie haben 
schlichtweg zuviel zu tun. Wer kann 
schon alle Gesetze kennen? Das ist 
doch wirklich zuviel verlangt.  
Sich darüber aufzuregen ist wahr-

scheinlich vergeblich. Hier machen 
alle nur noch Dienst nach Vorschrift. 
Lieber eine Lockerung weniger, dann 
kann auch kein Missbrauch erfolgen, 
lieber keine genaue Untersuchung, 

sonst müssten wir in Zukunft Alle 
korrekt untersuchen. Bloß kein Risiko 
eingehen - man weiß ja nie.  
So, jetzt muss ich erst einmal das 
Fell putzen und mein Terrain unter 

die Lupe nehmen. Was ich da so 
Neues entdecke beim nächsten Mal.  
Euer Charly 

■ (ch) 

Hallo,  
mein Name ist Charly. Ich bin 
eine der beiden Katzen hier in 
der Anstalt.  
Bei meinen Streifzügen durch 
die JVA Plötzensee erlebe und 
entdeckt ich so Einiges.  
Darüber  berichte ich hier in 
meiner Kolumne regelmäßig. 
 

Euer CharlyEuer CharlyEuer CharlyEuer Charly    
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EDITORIAL 
 

Was ist im Knast möglich? 
 
Diese Frage, liebe Leserin, lieber Leser, haben wir bereits in der 
letzten Ausgabe gestellt.  
 
Auch in dieser Ausgabe wollen wir uns damit beschäftigen, da sich 
durch die Gründung der Gefangenen Gewerkschaft in Tegel 
neue Denkansätze konkret abzeichnen.  
 
In der heutigen Zeit wird ja vom Staat überall auf Teufel komm 
raus gespart, mit meistens schwerwiegenden Folgen für die Bevöl-
kerung. So auch beim Justizpersonal und den Kosten für uns. 
Dass es da bessere Wege gibt, die sich sogar für die Justiz, die Ge-
sellschaft und somit den Staat auszahlen, kann nicht oft genug ge-
zeigt werden. Wie können solche Veränderungen angeschoben und 
verwirklicht werden? Durch eigenes Engagement aller Betroffe-
nen. 
 
Deshalb stellen wir die zwei selbstorganisierten Insassenvereine 
vor, die tatsächlich überregional aktiv sind und auf Änderungen  
drängen, nämlich die neue Gefangenen Gewerkschaft und die 
Interessenvertretung Inhaftierter. Beide setzen sich unter 
verschiedenen Gesichtspunkten für Gefangene ein, die wir darstel-
len und erläutern.  
 
Viele Informationen, die sich auf Resozialisierung, Rechtspre-
chung und weitere Themen beziehen, hat unser neuer Redak-
teur Roland für Euch Leser zusammengestellt. Diese Artikel sind 
unbedingt lesenswert. 
 
Dann wird Die Gitter weg etwas kopflastig:  
Wir rechnen einfach mal durch, was durch den Mindestlohn für 
Gefangene anders werden kann, wenn er denn eingeführt wird. 
Dazu rechnen wir die Kosten für die Gesellschaft gegen die positi-
ven Effekte und Einsparungen einfach einmal durch. 
 
Für Gefangene, die demnächst gelockert oder entlassen werden 
sollen, haben wir einige Hinweise, die beachtenswert sind. 
 
Insgesamt also diesmal eine Ausgabe, die manchmal etwas kompli-
zierte Themen aufgreift.  
 
Es lohnt sich trotzdem, alles zu lesen und bei uns nachzufragen, 
wenn etwas schwer zu verstehen sein sollte. Wir versuchen aber, 
alles gut und verständlich zu beschreiben. Auch hier sind wir von 
Hinweisen und Empfehlungen unserer Lesern abhängig. Also 
schreibt sie uns, Diskretion ist zugesichert. 
 
Viel Spaß beim Lesen und empfehlt uns weiter. 
 
Eure Redaktion Die Gitter weg 
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Seit einigen Jahren ist eine Entwicklung im Gang, die sich „Schlanker Staat“, „Marktgerechte 
Demokratie“ oder neudeutsch „New Publik Management“ nennt. 
 

Was versteckt sich hinter diesen Begriffen? 
Überall wird gekürzt. Kitas und Schulen werden nicht renoviert und in Schuss gehalten; Stras-
sen, Brücken und andere Infrastruktur nicht repariert; Sozialausgaben werden gekürzt oder 
ausgelagert; Bürgerämter und andere staatliche Service-Stellen werden geschlossen; sozialen 
Vereinen wird staatliche Unterstützung gestrichen; jedermann frei zugängliche Bildungswege 
werden eingeschränkt; im Staat wird massiv Personal  gespart. Natürlich auch bei der Polizei, 
der Feuerwehr und der Justiz. 
 

Die Folgen sind vielfältig: 
Schultoiletten sind kaputt und Lehrer fehlen. Schlaglöcher in den Strassen behindern Verkehr 
und beschädigen Fahrzeuge. Hartz IV reicht zum Leben kaum aus. Ausweise und  staatlich 
vorgeschriebene Dokumente bekommt Bürger nur mit gegen Gebühr mit langen Wartezeiten. 
Schulen und Universitäten werden Gelder gekürzt, Studenten können verwertbare Abschlüsse 
nur mit hoher Kostenbeteiligung erreichen. 
Öffentliche Aufgaben werden immer weniger als solche gesehen. Die Polizei wird nur noch bei 
„großen“ Fällen tätig (Verkehrsunfälle werden z.B. kaum aufgenommen), Feuerwehreinsätze 
dem Bürger in Rechnung gestellt. Staatliche Sicherheitsaufgaben werden fleißig privatisiert. 
Die Resozialisierungsarbeit der Justiz wird durch Personalmangel noch schlechter, Gerichte 
sind überlastet. Die Rechtsprechung ist immer öfter ein „Geschäft“, das  zu den sogenannten 
„Deals“ führt, die sich nur  Leute mit Geld leisten können. 
 

Im Gegenzug nimmt bürgerliches Engagement zu. Die Tafeln ernähren viele Bedürftige, Parks 
und Grünanlagen werden von Anwohnern gepflegt. Die Freiwillige Feuerwehr wirbt erfolg-
reich Nachwuchs. Viele Betroffene organisieren Selbsthilfe, vom Einkaufen für die kranke alte 
Nachbarin bis hin zu Nachhilfezirkeln und Renovierungen an Schulen durch Eltern. Trotzdem 
trifft die Entwicklung besonders die Leute, die ohnehin benachteiligt sind oder besonderer Zu-
wendung bedürfen: Arme, Obdachlose, Behinderte, Alte, Kinder, Flüchtlinge, Arbeitslose und 
so weiter. Natürlich auch uns, die Gefangenen. 
 

Was können und müssen wir also tun? Können wir uns hinstellen und einfach fordern, dass 
wir resozialisiert werden müssen? Weil es im Gesetz steht? Dass deshalb ausreichend Personal 
da sein muss? Na klar, das können wir und wir sollten es auch tun. Aber wir sollten uns auch 
an die eigene Nase fassen und uns selbst bewegen. Schon immer gibt es in Gesellschaften enga-
gierte Bürger, die in Vereinen, Parteien und Gewerkschaften soziale Verbände schaffen, um die 
Verhältnisse positiv zu beeinflussen. Warum nicht auch bei uns, den Gefangenen? 
 

In diesem Heft möchten wir zwei solcher Bewegungen vorstellen. Sie wurden von Gefangenen 
für Gefangene mit dem Ziel gegründet, die Umstände zu verbessern und eigene Verantwor-
tung zu übernehmen. Beide vertreten verschiedene Ansätze, um dasselbe zu erreichen:  
Verbesserung des Vollzugs von unten, wenn nicht sogar die Abschaffung des bislang schlech-
ten Systems der Verwahrung. Das geht nur, indem die Resozialisierung und das Strafvollzugs-
gesetz ernst genommen werden und findet selbstverständlich im legalen Rahmen statt. 

Der (zu) schlanke Staat 
>> Soziale Kompetenz heißt nicht: 
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Es handelt sich einmal um die Interessenvertretung Inhaftierter Iv.I., die seit 2005 aktiv ist, 
und zum anderen um die GefangenenGewerkschaft GG, die in der JVA Tegel vor einigen 
Monaten neu gegründet wurde. 
 

Was ist der Unterschied zwischen den beiden? 
Die Iv.I. folgt der Tradition der Aufklärung. Sie will die systemimmanente, also fast zwang-
läufige, negative Umsetzung des Gesetzesauftrages öffentlich machen. Dadurch soll ein Be-
wusstsein entstehen, dass Veränderungen möglich machen und zu einer Grundrevision des 
Strafvollzuges führen wird. Ein großer Ansatz, der aber den viel zu vielen Problemen der 
Haft angemessen ist. Wie es anders gehen kann macht die Arbeit der Iv.I. ebenfalls deutlich. 
Es ist also nicht nur ein Meckern um des Meckerns willen. Die Iv.I. dokumentiert zahlreiche 
Verstöße gegen das Gesetz und macht sie allgemein bekannt. Mehr dazu ab Seite 22. 
Die GefangenenGewerkschaft setzt auf Vernetzung in der Gesellschaft. Sie will die Mauern 
zwischen Drinnen und Draussen öffnen.  Mit Zielen und Punkten, die auf eine Angleichung 
an das Leben draussen hinwirken, ganz wie sie das Strafvollzugsgesetz vorschreibt. Sie will 
für Mindestlohn und die Einbeziehung der Gefangenen in die Renten- und Sozialversicherun-
gen kämpfen, z. B. gemeinsam mit anderen Gewerkschaften. Über die GG ab Seite 12. 
 

Während also die Iv.I. das System öffentlich kritisiert, weil es Gesetzesverstöße ermöglicht, 
und es auf diesem Weg reformieren will möchte die GG konkrete Schritte machen, die die Le-
bensumstände angleichen und uns als Bürger wieder in die Gesellschaft bringen. 
Beide arbeiten mit breiter Unterstützung durch engagierte Bürger, Bewegungen und Parteien, 
die an einer Verbesserung der Gesellschaft, auch der Haft, arbeiten und politisch dem linken 
Lager zugerechnet werden können. 
 

Als Insasse einer Haftanstalt kann man durchaus selbst Verantwortung übernehmen und sich 
einbringen, um eine Wiedereingliederung zu erreichen. Natürlich wird das in der Justiz nicht 
gerne gesehen, denn ein solches Verhalten der Insassen fordert sie zu einem rechtmäßigen 
und effektiven Handeln auf. Dazu ist die Justiz bisher nicht bereit, wie wir an der sehr frag-
würdigen Umsetzung des StVollzG seit über 35 Jahren sehr gut sehen können. Solange aber 
jeder nur für sich kämpft ist der Machtanspruch der Behörde nicht gefährdet. Es gibt wenig 
Gründe für die Justizmitarbeiter, lange eingefahrene Verhaltensmuster zu ändern. Ganz im 
Gegenteil rechtfertigt und trägt sich der Knast selbst, indem er ständig hohe Rückfallraten 
produziert. Was das die Gesellschaft finanziell und sozial kostet ist dabei egal.   
So wird aber nie der Teufelskreis aufgebrochen, der die meisten Gefangenen immer wieder in 
Konflikt mit Gesetzen und der Gesellschaft bringt. Zuviel müsste hinterfragt und vor allem 
geändert werden, wenn man tatsächlich die Ursachen der Kriminalität angehen will.  
 

Ist es uns so überhaupt möglich, trotzdem auf Veränderungen für alle hin zu wirken und 
gleichzeitig auf den rechten Weg zurück zu kommen? Ja, durch ein eigenes Engagement. 
Zum Beispiel bei der Iv.I. oder der GG. Oder auch in anderen Bewegungen und Gruppen, die 
sich einbringen. Man kann in der Insassenvertretung aktiv sein, man kann sich in der Gefan-
genenGewerkschaft engagieren oder die Iv.I. bei ihrer Arbeit unterstützen. Man kann Vereine 
und Menschen, die sich in der Knastarbeit und für Gefangene engagieren, anschreiben, unter-
stützen oder über Missstände informieren.  
 

Auch der Rechtsweg steht jedem Gefangenen offen. Je mehr Insassen klagen und je größer so 
der Druck wird, auf Gesetzesverstöße zu reagieren, umso wahrscheinlicher wird sich etwas 
ändern.  
Wir müssen es nur wollen und ein wenig dafür tun. 

■ (ef) 

 >> Wohl aber: aktiv sein 
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>> Die Arbeitsentlohnung ist 

Interview; Eva- Verena Kerwien, BAG-S 

 

Herr Dünkel, Sie sind Inhaber des Lehrstuhls für Kri-

minologie an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität  in 

Greifswald und wirken in zahlreichen Organisatio-

nen und Projekten mit. Unter anderem im Ziethener 

Kreis. Erste Frage: Was ist der Ziethener Kreis genau 

und welche Aufgaben hat er? Ist das so etwas wie ein 

TÜV für Gefängnisse? 

 

Prof.. Dünkel:  

Das wäre schön, aber so würde ich uns nicht bezeich-

nen. Wir sind ein freundschaftlicher Zusammen-

schluss von Engagierten und erfahrenen Leuten im 

Bereich Strafvollzug und Kriminalpolitik. Zumeist 

Praktiker, aber auch aus dem Bereich der Hochschu-

len. Der Ziethener Kreis hat also keinen Auftrag, es 

ist nicht einmal ein Verein. Wie haben uns benannt 

nach dem ersten Ort des Treffens, auf Schloss 

Ziethen, das ist in der Nähe von Berlin.  

 

Wer ist da so unter anderem dabei? 

 

Prof. Dünkel:  

Es sind mit Bernd-Rüdeger Sonnen (Hamburg), 

Heinz Cornel (Berlin), Andrea Baechtold (Bern) und 

mir aktive Hochschullehrer dabei. Ferner Personen, 

die in den Strafvollzugsverwaltungen in verantwort-

lichen Positionen gearbeitet haben: als Abteilungslei-

ter für den Strafvollzug, wie Harald Preusker in 

Sachsen oder Ulrich Freise in Mecklenburg-

Vorpommern, der später Staatssekretär im Innenmi-

nisterium in Berlin wurde. Christoph Flügge war in 

Berlin Abteilungsleiter und danach Staatssekretär im 

Justizministerium in Berlin und ist derzeit Richter am 

Jugoslawientribunal in Den Haag. Also alles Leute, 

die sich im Strafvollzug gut auskennen. Inzwischen 

sind mit Anke Pörksen und Ineke Pruin auch noch 

ein paar Jüngere dazugekommen. Anke Pörksen hat 

sich in der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokrati-

scher Juristen (ASJ) einen Namen gemacht und ist 

jetzt Pressesprecherin der Landesregierung in Nie-

dersachsen. Ineke Pruin ist eine Nachwuchswissen-

schaftlerin an meinem Lehrstuhl und habilitiert sich 

derzeit mit einem Projekt zum Übergangsmanage-

ment im internationalen Vergleich.  

 

Und wie ist der Zusammenschluss als Ziethener 

Kreis entstanden? 

 

Prof. Dünkel:  

Der Kreis ist im Jahr 2002 entstanden aus dem Gefühl 

heraus, dass wir Einfluss nehmen sollten auf die Kri-

minalpolitik, insbesondere auf die Justizpolitik und 

die Justizvollzugspolitik, um das zu bewahren, was 

an Gutem im Strafvollzug angelegt war und zugleich 

rationale und evidenzbasierte Reformen weiter vo-

ranzubringen. Deshalb stand z.B. eines unserer The-

senpapiere unter dem Motto „Irren ist (un-)

menschlich!  10 Irrtümer einer neo-konservativen 

Strafvollzugspolitik und ihre Widerlegung“ (s. Dün-

kel/Maelicke, Neue Kriminalpolitik 2004,  S 131 ff.). 

Wir haben uns im übrigen in der Zeit zusammenge-

funden, als die Föderalismusreform-Diskussion be-

gann und haben da auch Unterschriftenaktionen ge-

gen die Übertragung der Gesetzgebungskompetenz 

auf die Länder mit initiiert. Wir haben an verschiede-

nen Appellen mitgewirkt, als es um Fragen der Si-

cherungsverwahrung und die Reform des Jugend-

strafrechts ging. Auch insbesondere in der letzten 

Zeit, als es um die Erhöhung der Strafrahmen im Ju-

gendstrafrecht oder die Einführung des Warnschuss-

arrests ging, haben wir uns (im Ergebnis leider ver-

geblich) mit Thesen, Artikel und Auftritten auch in 

der Öffentlichkeit gegen diese Verschärfungen des 

Strafrechts gewandt. 

Zudem sind wir alle persönlich befreundet. Das ist, 

glaube ich, das Wichtige, dass wir uns einfach zwei-

mal im Jahr treffen, um an einem Thema oder einer 

aktuellen rechtspolitischen Problematik zu arbeiten. 

Teilweise haben wir versucht, für Koalitionsverhan-

delungen im Bund oder in den Ländern Merkposten 

auf den Weg zu geben. Allerdings hat das eigentlich 

nie funktioniert. Aber immerhin sind wir über die 

Jahre doch wahrgenommen worden. Wir haben  uns 

hauptsächlich über die Zeitschrift „ Neue Kriminal-

„„„„Die Arbeitsentlohnung ist verfassungswidrig“Die Arbeitsentlohnung ist verfassungswidrig“Die Arbeitsentlohnung ist verfassungswidrig“Die Arbeitsentlohnung ist verfassungswidrig“    
                Interview mit Professor Frieder Dünkel 



politik“ und die Zeitschrift „ Zeitschrift für Rechtspo-

litik“ geäußert und über die Internetseite des Lehr-

stuhls für Kriminologie in Greifswald. Das waren 

Medien, wo man uns und unsere Thesen finden 

konnte.  

 

Eine der Stellungnahmen des Ziethener Kreises ist 

auch die Forderung „ Gerechtere Arbeitsentlohnung 

und Alterssicherung für Gefangene „. Diese wurde 

2011 formuliert. Wie kam das bei Ihnen auf die A-

genda? 

 

Prof. Dünkel:  

Es handelt sich dabei ja um ein Gesamtpaket, das 

nicht einzeln betrachtet werden kann. So entstanden 

die entsprechenden Forderungen auch im Zusam-

menhang mit dem Mustergesetzentwurf der zehn 

Bundesländer, die ein einheitliches Strafvollzugsge-

setz verabschieden wollten. Einerseits haben wir den 

Musterentwurf positiv bewertet und auch gesehen, 

dass insbesondere im Bereich der Öffnung des Voll-

zugs erhebliche Fortschritte auch gegenüber dem 

Strafvollzugsgesetz von 1977 gemacht worden sind. 

Andererseits haben wir allerdings auch kritisch be-

merkt, dass die klassischen Reformforderungen aus 

den 1970er - Jahren,  wie die bessere Entlohnung von 

Gefangenen und die Einbeziehung in die Sozial- und 

Rentenversicherung wieder nicht eingelöst werden, 

geschweige denn, dass sich die Gesetzgebungsorga-

ne damit grundlegend auseinandergesetzt hätten.  

 

Das heißt, dass seitens der Länder die Chance ver-

passt wurde die Themen der Entlohnung und Ren-

tenversicherung der Gefangenen zu klären? 

 

Prof. Dünkel:  

Nun muss man sagen, die Einbeziehung in die Ren-

tenversicherung ist eine Frage, die bundesrechtlich 

geregelt werden muss. Insofern kann man den Län-

dern keinen Vorwurf machen. Aber bei der Arbeits-

entlohnung bin ich der festen Überzeugung, dass alle 

Bundesländer hier verfassungswidrige Regelungen 

getroffen haben, indem sie die Arbeitsentlohnung 

unverändert gelassen haben. Ja, sie haben sogar Ein-

schnitte vorgenommen, indem man bei den Leis-

tungsgruppen/Leistungsstufen teilweise nach unten 

gegangen ist und zudem zusätzliche finanzielle Be-

lastungen für die Gefangenen durch die Beteiligung 

an Kosten für Strom, Maßnahmen der Gesundheits-

fürsorge oder bei Freizeitmaßnahmen eingeführt hat.  

Im Jahr 2002 hat das Bundesverfassungsgericht  die 

damalige Erhöhung der Entlohnung von fünf auf 

neun Prozent gerade noch so als verfassungsgemäß 

angesehen. Dem Gesetzgeber aber im Urteil aufer-

legt, dass zeitnah die Arbeitsentlohnung überdacht 

werden muss und auch eine weitere Erhöhung der 

Arbeitsentlohnung vorzusehen ist. Das haben alle 

Bundesländer nicht gemacht 

 

Und das ist ja dann auch schon wieder elf Jahre her! 

 

Prof. Dünkel:  

Ja, seit elf Jahren steht die Frage im Raum. Alleine 

deswegen ist die Verfassungswidrigkeit indiziert. 

Zum anderen muss man noch ergänzen, dass das 

Bundesverfassungsgericht sich 2002 im folgenden 

Sinne geäußert hat: „ Es ist gerade noch verfassungs-

gemäß, weil es eine nicht-monetäre Komponente 

gibt.“ Das waren die sechs Tage pro Jahr zusätzlicher 

Urlaub oder Haftverkürzung. Dass die nicht - mone-

täre Komponente des Arbeitsentgelts minimal und 

überhaupt nicht ausreichend war, habe ich auch im 

internationalen Vergleich immer angeprangert. Nun 

ist diese nicht - monetäre Komponente in einigen Ge-

setzen abgeschafft worden, so dass auch diesbezüg-

lich die Verfassungswidrigkeit der jetzigen Arbeits-

entlohnung eigentlich auf der Hand liegt. Ich habe in 

verschiedenen Landtagen bei Stellungnahmen zu 

Gesetzen, beispielsweise Mecklenburg-Vorpommern, 

Brandenburg und Hamburg, immer wieder in Stel-

lungnahmen geschrieben, dass die Arbeitsentloh-

nung, so wie sie jetzt gestaltet wird, verfassungswid-

rig ist. Dann haben einige Länder den Trick versucht 

zu sagen, es gibt gar keine Pflichtarbeit mehr. Ich 

meine allerdings, dass die Grundsätze des Bundes-

verfassungsgerichtes - egal ob „ Zwangsarbeit „, 

Pflichtarbeit „ oder „ keine Arbeitspflicht „ - bestehen 

bleiben. Denn das Prinzip, das im BVerfG-Urteil von 

1998 genannt wurde, war ja, dass der Gefangenen, 

wenn er arbeitet, einen realen gegenwert seiner Ar-

beitsleistung sehen muss. Das ist jetzt weniger gege-

ben als damals. Ich halte es für einen bemerkenswer-

ten Sachverhalt, dass die Länder sich darüber  ein-

fach hinwegsetzen. 

 

Die haben finanzielle Befürchtungen, nicht wahr? 

>> gegen die Verfassung 
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Prof. Dünkel: Natürlich sind die Finanzminister im-

mer dahinter, aber man muss auch sehen, dass wir in 

den letzten Jahren einen so erheblichen Rückgang 

der Gefangenenzahlen erlebt haben, dass eigentlich 

dadurch sehr viele Finanzmittel freigeworden sind. 

Ich habe auch einmal in Hamburg bei der dortigen 

Anhörung im Senat nachgefragt: „Wo sind die Fi-

nanzmittel geblieben, die durch 40 Prozent, inzwi-

schen sind es 50 Prozent, weniger Gefangene einge-

spart wurden?“ Da wurde mir gesagt, das sei alles 

verwendet worden, um Schulden abzubauen. Es ist 

also nichts im Strafvollzug geblieben. Da hätte man 

die Chance gehabt, wenigstens einen Teil des einge-

sparten Geldes für eine angemessene Arbeitsentloh-

nung oder eben andere Verbesserungen des Straf-

vollzugs einzusetzen. Diese Chance hat man leider 

vertan. 

 

Apropos, gerechtere Arbeitsentlohnung: Was meinen 

Sie, war das ein cleverer Schachzug der Länder, das 

Problem der gerechteren Entlohnung im Vollzug da-

durch zu umgehen, dass die die Arbeitspflicht teil-

weise kurzerhand einfach abgeschafft haben?  

 

Prof. Dünkel:  

Eine Absicht lässt sich aus den Begründungen so 

nicht entnehmen, die das eher zynische Argument . „ 

Wir schaffen jetzt die Arbeitspflicht ab, dann brau-

chen wir auch nicht mehr angemessen zu entlohnen“ 

bestätigen würden. Ich glaube, da waren auch ande-

re Überlegungen leitend. Unter anderem, dass man 

die Arbeit nicht als besonders resozialisierungsför-

derlich ansehen kann, wenn sie in der Verpackungs-

tätigkeiten oder nur aus sehr eintönigen und anderen 

einfachsten besteht. Das ist auch grundsätzlich unbe-

streitbar. Und es ist sicherlich sinnvoller, die Arbei-

ten im Wesentlichen auf Ausbildung und Weiterbil-

dung usw. zu konzentrieren.  

Gleichwohl ist natürlich der Strafvollzug im Augen-

blick, jedenfalls in den Ländern, in denen keine Ar-

beitspflicht besteht, auch der Aufgabe enthoben, Ar-

beitsplätze im Sinne der Gewährleistung von Vollbe-

schäftigung zu schaffen. 

Und es ist sicherlich schwierig, Unternehmer in den 

Vollzug zu bringen und dort produzieren zu lassen, 

da man einfach nicht die Produktivität wie draußen 

erreichen kann. Dies hängt auch mit der Arbeitsmoti-

vation der Gefangenen, dem ständigen Wechsel der 

Belegschaft etc. zusammen. Es will andererseits auch 

niemand eine hundertprozentige Angleichung der 

Arbeitsentlohnung. Es würde ja schon eine substan-

tielle Erhöhung ausreichen, um wenigstens entspre-

chend der Produktivität angemessen zu  entlohnen. 

Im pessimistischsten Fall, das sagen selbst die Leute 

aus der Justizverwaltung, kommt man auf 20 bis 30 

Prozent  Produktivität im vergleich zu draußen. Das 

müsste aber auch die Entlohnung sein.    

 

Was wäre denn dann eine Entlohnungssteigerung in 

naher Zukunft? 

 

Prof. Dünkel:  

Ich finde, mindestens müssten es im nächsten Schritt 

15 bis 20 Prozent des vergleichbaren Lohnes in Frei-

heit  sein. Das würde praktisch in etwa eine Ver-

dopplung entsprechen. Interessanterweise hat man 

im Bereich der Sicherungsverwahrungsvollzugsge-

setze, die alle seit dem 1. Juni 2013 gelten, diese 16 

Prozent - soweit ich weiß - festgesetzt. Als ich dazu 

um eine Stellungnahme gebeten wurde, habe ich be-

tont: Das ist genau das, was mindestens im Strafvoll-

zug gezahlt werden müsste!“ Wenn man also ein Ab-

standsgebot auch in diesem Bereich wahren will, 

müssten in der Sicherungsverwahrung dann 30 Pro-

zent gezahlt werden. Das ist natürlich dann auch 

wieder schwierig, aber so müsste die Arbeitsentloh-

nung im Endeffekt aussehen. 

 

Da könnte man also auf dem Gebiet von den Stan-

dards der Sicherungsverwahrung lernen? 

 

Prof. Dünkel:  

Bei dem Vergleich ist es so wie mit dem Hasen und 

dem Igel. Die Sicherungsverwahrung gibt etwas an 

Verbesserungen vor, um den Abstand vom Strafvoll-

zug zu erreichen. Aber eigentlich gibt  sie vor, was 

im Strafvollzug auch gültig sein müsste, um ihn an-

gemessen auszustatten.  

Das ist natürlich schwierig. Das Problem ist, dass die 

Länder in dem Bemühen, das Abstandgebot zu ver-

wirklichen, dann bestimmte Dinge verbessern, wie 

beispielsweise die Unterbringung. Die Hafträume 

sind größer, in Hamburg haben  sie 16 qm, in ande-

ren Ländern 20 qm. Die Rechtssprechung im Urteil 

aus Nauenburg hat 20 qm für angemessen gehalten.  

>> Die Arbeitsentlohnung 



Da streiten sich dann wieder Oberlandgerichte. Auf 

jeden Fall muss es mehr sein als im Strafvollzug. An-

dererseits, was spricht dagegen, dass ein Strafgefan-

gener 15 qm Haftraum hat und damit im Sinne des 

Angleichungsgrundsatzes das hat, was ein normales 

Zimmer draußen auch an Raumumfang hat? 

Gleichwohl, die Abschaffung der Arbeitspflicht halte 

ich eben so lange für verfehlt, wie der Vollzug da-

durch nicht mehr verpflichtet ist, ausreichend Be-

schäftigung für alle zu schaffen. Einen Vollzug, in 

dem die Gefangenen den ganzen Tag irgendwie vor 

Langeweile fast sterben und nichts mehr an Tags-

struktur außerhalb der Essenszeiten vorgegeben 

wird, halte ich für ein ganz gefährliches Unterneh-

men. Die Erfahrungen aus dem Jugendstrafvollzug 

belegen, dass Langeweile und fehlende Struktur eine 

hochexplosive Mischung unkontrollierter Gewaltaus-

brüche ergeben können.   

Wenn man die Gefangenen andererseits 23 Stunden 

in ihrem Haftraum wegsperrt, würden sich richtiger-

weise der Europäische Gerichtshof für Menschen-

rechte (EGMR) oder das Antifolterkomitee einmi-

schen. Also müssen die Anstalten Aktivitäten für die 

Gefangenen vorsehen. Wenn nun die Arbeit wegfällt, 

wird eine Strukturierung des Alltags schwierig. Man 

kann ja nicht den ganzen Tag Fußball spielen oder 

fernsehen. 

 

„ Langeweile und fehlende 

Struktur sind eine hochexplosi-

ve Mischung“  
 

Sie nannten gerade den EuGH für Menschenrechte. 

In einem Fall in Österreich entschied der EuGH, dass 

es nicht gegen die Menschenrechtskonventionen ver-

stößt, wenn in Österreich Strafgefangene nicht in die 

Rentenversicherung einbezogen sind.  

 

Prof. Dünkel:  

Das mag ja sein. Es mag auch sein, dass unser Verfas-

sungsgericht vielleicht ähnlich entscheiden würde. 

Aber das heißt ja noch lange nicht, dass dieser Zu-

stand akzeptabel  ist. Sicherlich wirkt sich eine kurze 

Haftstrafe von sechs Monaten o. ä. auf die spätere 

Rente nur minimal aus. Aber bei Freiheitsstrafen von 

einigen Jahren ist es dann wirklich spürbar. Es gibt 

eben zwangsläufig dadurch Hartz- IC-Karrieren von 

Menschen, die aufgrund längerfristigen Strafvollzugs 

im Rentenalter auf Sozialhilfe angewiesen sind. Da 

ist dann, glaube ich, schon irgendwo die Grenze der 

Verfassungswidrigkeit erreicht. 

 

Zusammenfassend zum Schluss. Wir haben auch die 

Begriffe der „ Würde und Wertschätzung“ genannt. 

Welchen Weg müsste man gehen, damit Gefange-

nenarbeit mehr gewürdigt und wertgeschätzt wird?  

 

Prof. Dünkel:  

Erst einmal müsste die Gefangenenarbeit als solche 

eine möglichst sinnvolle Tätigkeit beinhalten. In der 

Tat ist die Kritik von denen, die die Arbeitspflicht 

abschaffen wollen, insoweit berechtigt, als die Arbeit 

vielfach sehr geringe Anforderungen stellt und kaum 

als resozialisierungsfördernd angesehen werden 

kann Es muss sicherlich darum gehen, dass die Ar-

beit auch eine sinnvolle Betätigung umfasst und dass 

man sich mit der Arbeit  auch in gewisser Weise i-

dentifizieren kann. Darüber hinaus, selbst wenn es 

dann bei einfachen Tätigkeiten bleiben muss, weil 

bestimmte Gefangene vielleicht keinerlei Qualifikati-

on und Durchhaltevermögen mitbringen, muss we-

nigstens mit der Arbeitsentlohnung dem Gefangenen 

das Gefühl gegeben werden, dass er etwas Sinnvolles 

tut und dass das, was er tut, auch etwas „wert“ ist.  

Das ist Arbeit ja auch, denn der Unternehmer  erzielt 

einen gewissen Preis, die Produktivität auch von we-

nig motivierten Gefangenen ist immer noch größer 

als die tatsächliche Arbeitsentlohnung. Vermutlich 

ist sie doppelt so hoch und deswegen kann (und 

muss)  zumindest eine deutliche Anhebung der mo-

netären Entlohnung vorgesehen  werden. Ein weite-

res motivationssteigerndes  Element wäre, die nicht - 

monetären Komponente  durch frühzeitigere Entlas-

sungschance aufzuwerten. In diesem Zusammen-

hang besteht ein allgemeiner Konsens, dass schuli-

sche oder berufliche Ausbildungsmaßnahmen immer 

Vorrang haben und natürlich genauso entlohnt wer-

den müssen wie Arbeit. Es sollten auch insoweit An-

reize gesetzt werden, dass Gefangene für das spätere 

Leben nach der Entlassung etwas tun und das ist in 

erster Linie eine qualifizierte Ausbildung. 

 
Erstabdruck: BAG S 3/2013 

■ (rm) 
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Landgericht Stendal 
Beschluss 

509 StVK 179/13 
2. In der Rechtssprechung ist mittlerweile anerkannt, dass 
den gefangenen die Möglichkeit des Telefonierens nicht 
entgeltfrei eingeräumt werden muss (vgl. KG, Beschluss 
vom 19. Juli 1996, 5 Ws 326/96 Vollz;). Zur Begründung 
zieht die Rechtssprechung - welcher sich die Kammer an-
schließt - den Grundsatz heran, dass die Verhältnisse im 
Strafvollzug so weit wie möglich den allgemeinen Lebens-
verhältnissen angeglichen werden sollen ( § 2 Abs. 1 
StVollzG). Allerdings, so das Bundesverfassungsgericht 
(vgl. Beschluss vom 15.07.2010, 2 BvR 328/07, zitiert nach 
juris) - kann dieser Grundsatz mit dem der Gesetzgeber 
dem Resozialisierungsgebot Rechnung trägt (vgl. BVerfGE 
45, 187 [239] nicht die Belastung Gefangener mit Entgelten 

rechtfertigen, die, ohne dass verteuernde Bedingungen und 
Erfordernisse des Strafvollzuges dies notwendig machten, 
deutlich über dem außerhalb des Vollzuges üblichen. Auch 
mit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit, der es gebietet, Strafe nur als ein in seinen nega-
tiven Auswirkungen auf die Persönlichkeit des Betroffenen 
nach Möglichkeit zu minimierendes Übel zu vollziehen, wäre 
dies unvereinbar. Entgelte, die die Anstalt für Leistungen an 
die Gefangenen erhebt, müssen daher dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit entsprechen. Auch die Fürsorgepflicht 
der Anstalt gebietet , die finanziellen Interessen der  Gefan-
genen zu wahren (vgl. BVerfG a.a.O. unter Hinweis auf KG, 
Beschluss vom 27.Juli 2001….). Die Missachtung wirt-
schaftlicher Interesse wäre auch unvereinbar mit dem ver-
fassungsrechtlichen  Resozialisierungsgrundsatz (vgl. 
BVerfGE 98,169 [203]). 
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Die Telio – Logik 
 
Es gibt Unternehmen, die einer eigenen Logik folgen. Ein 
Vorläufer war die Mülltrennung. Eine Wertstofftonne, eine 
Biotonne und eine für den normalen Hausmüll. Der Auf-
stand war groß, als Journalisten herausfanden, dass der 
ganze Müll doch auf der Müllkippe landet. Natürlich hat 
das Unternehmen, das die Tonnen (gegen Entgelt) bereit-
stellte, bis dahin längst ihre Millionengewinne gemacht. 
Die Strategie von Telio ist ähnlich. 
Auf Haus B hängen derzeit gleich zwei Aushänge aus. Auf 
dem einen heißt es, dass sich ab 01.03.2015 die Preise für 
Ortsgespräche auf 10 ct/min und Ferngespräche 20 ct/
min, erhöhen. Dieser Aushang ist, nach Auskunft der An-
staltsleitung nicht für die JVA Plötzensee gültig. Außerdem 
gibt es zukünftig die Flex25 und die Flex50 Option. Die 
Optionen bewirken, eine Reduzierung der Minutenpreise 
um 25 % oder 50 %. Es gibt einen Beschluss des Landge-
richts Stendal, der besagt, dass es unzulässig ist, überhöh-
te Telefonkosten von Inhaftierten zu verlangen. Im dorti-
gen Beschluss wurde von der Strafvollstreckungskammer 
festgestellt, dass Telefonkosten der Firma Telio zu mehre-
ren 100% überteuert waren. Das stellt eine unzulässige 
Benachteiligung der Inhaftierten dar. Ebenfalls wurde die 
Justizverwaltung verpflichtet, die Kosten deutlich zu sen-
ken. Die Preisstruktur durch die Firma Telio ist mit dem 
dortigen Verfahren identisch. Natürlich müssen dann die 
Preise hier in Berlin ebenfalls entsprechend gesenkt wer-
den. Die nunmehr vorgestellte Preisstruktur ist aber keine 
tatsächliche, wie vom Gesetzgeber geforderte Preissen-
kung. Weil nunmehr die Festkosten für die Flex- Option 
den Minutengebühren hinzu gerechnet werden müssen. 
Im Standard Tarif, also ohne Flex- Option kommt es sogar 
zu einer Erhöhung um ca. 10%, die mit dem zuvor ge-
nannten Beschluss des LG Stendal nicht vereinbar ist. Wie 
so oft in der heutigen Zeit, sind die Optionsangebote von 
Telio, eine Mogelpackung. Beide Optionen lohnen sich erst 
bei einem hohen Telefonvolumen überhaupt. D.h. die eng 

bemessene Freizeit wird Bewegungslos am Telefon ver-
bracht. Bereits bei zwei Vieltelefonierern auf der Station, 
haben alle anderen Gefangenen das Nachsehen. Streit ist 
vorprogrammiert. Auf der Front der Anstalt – Handys tut 
sich wie üblich – nichts. Keine belastbaren Informationen 
wann die Geräte nun eingeführt werden, ob überhaupt. 
Selbst in der U- Haft in Moabit gibt es Telefon auf dem 
Haftraum.  
Folgt man dem Beschluss des LG Stendal, müssten nun 
die Gefangenen die Anstalt in die Pflicht nehmen. Verein-
zelt geschieht dies, ist aber noch viel zu wenig. Bekannter-
maßen folgt das LG Berlin der Argumentation der Anstalt. 
D.h. für den Beschwerdeführer das Verfahren in die nächs-
te Instanz zu ziehen. Dort sieht dies Sache bereits anders 
aus.  
Erschreckend ist natürlich die Dreistigkeit, mit der Telio 
ihre Preiserhöhungen durchsetzt. Gerade in der Hinsicht, 
dass die Gefangenen auf diesen Anbieter angewiesen ist. 
Wenn es zumindest noch andere Anbieter gäbe unter de-
nen der Gefangene wählen könnte. So wie draußen auch. 
Aber hier, in diesem Fall, wird nicht nur gegen geltendes 
Recht verstoßen ( siehe Beschluss Stendal), der Gefange-
ne wird auch finanzielle erheblich benachteiligt. 
Und da für viele das Telefon die einzige Möglichkeit dar-
stellt seine sozialen Kontakte einigermaßen aufrecht zu 
erhalten (die Besuche sind ja nur ein Tropfen auf den hei-
ßen Stein), sind Klagen gegen die Preiserhöhungen abso-
lut notwendig. 
Die Gebührenerhöhung (hier: „Vergünstigung durch die 
Einführung von Flex-Optionen“) muss ja der Anstaltslei-
tung vorgelegt werden. Hier gilt eine Informationspflicht. 
Warum niemand auf Leitungsebene auf die schlechter 
Stellung der Gefangenen hingewiesen hat, bleibt ein Rät-
sel. Vielleicht wirkt die Südamerikareise zu der die Lei-
tungsebene von der Firma Telio noch nach. Damals wur-
den im heißen Südamerika trockene Telefontarife von Mit-
arbeitern der Telio erklärt und verständlich gemacht.  
Ein Schelm der Böses dabei denkt.    ■ (rm) 

TelioTelioTelioTelio    
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Lockerungen sind die erste Stufe der  
               Resozialisierung 

 
Frei nach dem Lied der Fantastischen Vier: „ es könnt alles 
so einfach sein“ ist im StVollzG  die Handhabung der Lo-
ckerungen im Zuge der Resozialisierung geregelt. Selbst 
das Bundesverfassungsgericht stellt in einer weiteren Ent-
scheidung klar, dass der Strafvollzug das Ziel einer Resozi-
alisierung zu verfolgen hat. Dazu gehören natürlich in ers-
ter Linie die frühzeitigen Lockerungen.  
Eine über die reine Freiheitsentziehung hinausgehende 
weitere Übelzufügung bleibt somit auch weiterhin men-
schenrechtswidrig (s.EuGRZ 2007, 738- 746; EuGRZ 2004, 
73-89, BVerfGE 109, 133- 190).  
i.d.R. erfolgt nach der Verlegung in die entsprechende 
Strafanstalt ein Gespräch mit dem Sozialarbeiter. Der er-
stellt einen Vollzugsplan, der in festgelegten Abständen 
jeweils fortgeschrieben wird. Je nach Verlauf der Haft, 
Hafterfahrung oder nicht, Ersttäter, Länge der Haftstrafe 
usw., werden Lockerungen gewährt oder zumindest in 
Aussicht gestellt. Diese Einschätzung ist immer individuell. 
Bereits in den ersten Gesprächen sollte darauf hingewirkt 
werden, möglichst frühzeitig zu Lockerungen zugelassen 
zu werden. Eigentlich sollte es das Bestreben der Sozialar-
beiter sein, den Gefangenen so früh wie möglich wieder in 
die Gesellschaft zu integrieren, aber die Praxis zeigt, dass 
genau das Gegenteil der Fall ist.  
 
Die Vollzugsanstalten können sich bei der Ablehnung reso-
zialisierungsnotwendiger Maßnahmen, wie z.B. eine Aus-
führung aus wichtigem Anlass, daher auch nicht auf Perso-
nalmangel oder Mittelknappheit berufen. Die sozialstaatli-
che Verpflichtung der Vollzugsbehörden gebietet es ihr, 
alle erforderlichen personellen und materiellen Mittel zur 
Verfügung zu stellen, die zur Durchführung resozialisieren-
der Behandlungsmaßnahmen notwendig sind.  
 
Gerade bei Lockerungen wird oft mit prophylaktischer Ar-
gumentation der Flucht- und Wiederholungsgefahr, und 
der Sicherheit der Allgemeinheit die Lockerung versagt. 
Hier sagt der Gesetzgeber: 
„Demnach wird die Verantwortung einer JVA und einer 
Aufsichtsbehörde für den Schutz der Allgemeinheit nicht 
erst dann relevant, wenn ein Strafgefangener im Rahmen 
von Vollzugslockerungen wieder unmittelbaren Kontakt zur 
Allgemeinheit erhält, sondern.. bereits in der Ausgestal-
tung des Vollzuges.. Vermeidbare Gefährdungen der Allge-
meinheit können nicht nur durch eine zu frühzeitige Ge-
währung von Vollzugslockerungen, sondern bspw. auch 
durch unzureichende Resozialisierungsbemühungen der 
Vollzugsbehörden entstehen.“ ( OLG Hamburg, aao. S. 

566, rechte Spalte unten).          
Die Richter vom OLG Hamburg haben den Fehler erkannt. 
In einer Entscheidung vom 13.06.07 zu 3 Vollz (Ws) 26-28 
und 36/07 - StraFo 2007, 390 ff.- betont dasselbe Gericht, 
dass eine Flucht - oder Missbrauchsgefahr positiv festge-
stellt werden muss und es nicht ausreiche, dass sie nicht 
sicher ausgeschlossen werden könne. Diese am Wortlaut 
des Gesetzes orientierte Auslegung (s. §13 Abs. 
2BayStVollzG: „ Diese Lockerungen dürfen… angeordnet 
werden, wenn nicht zu befürchten ist, dass…“) wird auch 
von allen anderen Oberlandesgerichten geteilt; s.z.B. auch 
KG, B.v.08.07.2009 - 2 Ws 20/09 Vollz-, StV 2010, 644 f).   
 
� Die JVA muss ihrer Entscheidung auch einen mög-

lichst vollständig ermittelten Sachverhalt zugrundele-
gen (vgl. u.a. OLG Dresden, StV 2005, 567); sie darf 

nicht mit pauschalen  Verfügungen oder mit einem 
Hinweis auf eine abstrakte Missbrauchsgefahr verwei-

gern (vgl. u.a. BVerfG, NJW 1998, 2203 ff.); maßge-

bender Ansatz ist auch nicht die Frage, ob überhaupt 
in der Person des Verurteilten die erneute Gefahr der 

Begehung von Straftaten droht, sondern es kommt 
darauf an ob zu befürchten ist, dass sich eine solche 

Gefahr gerade bei (den begehrten) Vollzugslockerun-

gen ergebe ( vgl. u.a. OLG Karlsruhe, StV 2002, 
34,35). 

� Diese Differenzierungspflicht hinsichtlich der ver-
schiedenen in Frage stehenden Lockerungsmaßnah-

men ist auch in einer jüngeren Berliner StVK-
Entscheidung vom 07.02.11 zu 599 StVK (Vollz) 

854/10 bestätigt worden. 

 
Um die Gefahr der Willkür etwas zu bändigen muss daneben 

dem Gleichbehandlungsgrundsatz Rechnung getragen wer-
den, müssen Beurteilungen widerspruchsfrei auf früheren 

aufbauen oder schlechtere ausführlich begründet werden, 

und muss der Betroffene gegebenenfalls zur Frage der Rich-
tigkeit der Vor-Annahme gehört werden (vgl. u.a. OLG 

Karlsruhe, aaO.; KG, StV 2002, 36). 
Das Gesetz geht davon aus, dass schon aufgrund der fortbe-

stehenden Anbindung des Gefangenen an die JVA Miss-

brauchsgefahren geringer sind, als nach dem Wegfall der 
Anbindung, also nach der Entlassung. Die Risikoschwelle ist 

somit deutlich geringer bei Vollzugslockerungen, als bei der 
Haftentlassung auf Bewährung, bei der selbst ein Restrisiko 

unter Berücksichtigung der Sicherheitsinteressen der Allge-

meinheit hinzunehmen ist, sofern dieses nur vertretbar er-
scheint (vgl. BVerfG, NJW 1998, 2202, 2204; u.v.a.m.).  

■ (rm) 

 >> Lockerungen sind der Anfang 

L o c k e r u n g e nL o c k e r u n g e nL o c k e r u n g e nL o c k e r u n g e n     
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Am 23. Mai 2014 erschien eine Gründungserklä-

rung:                    

„In der JVA Tegel hat sich eine Gefangenen Ge-

werkschaft gegründet. Damit haben wir das im 

Grundgesetz verankerte Grundrecht der Koalitions-

freiheit (Art. 9 Abs.3 GG) in Anspruch genommen, 

welches die Gründung von Interessenvertretungen 

vorsieht. 

Mit dieser Initiative nehmen wir unser Recht in An-

spruch, uns als Inhaftierte in einem unabhängigen 

gewerkschaftlichen Rahmen zu organisieren. 

Die Gefangenen Gewerkschaft soll uns den Raum 

schaffen, unsere Interessen zu formulieren und öf-

fentlich zu machen. Somit möchten wir Teil einer ge-

sellschaftlichen Debatte werden, von der Inhaftierte 

in der Regel ausgeschlossen sind. 

Insbesondere wollen wir an zwei aktuellen Diskussio-

nen, die breit innerhalb der Gesellschaft geführt wer-

den, anschließen.  

Zum einen fordern wir den vorgesehenen allgemeinen 

gesetzlichen Mindestlohn für die freiwillig verrichte-

ten Arbeiten in den JVA´s. Zum anderen fordern wir 

die Einführung einer Rentenversicherung für alle ar-

beitenden Gefangenen.“ 

 

Was ist daran ungewöhnlich? 

Heißt es doch im § 3 Strafvollzugsgesetz: „Das 

Leben im Vollzug soll den allgemeinen Lebensverhält-

nissen soweit als möglich angeglichen werden.“ 

Da in der Haft viele Insassen arbeiten gibt es 

doch sicher schon lange Gewerkschaften, genau-

so wie im allgemeinen Arbeitsleben draussen. 

Sollte man meinen. Oder?! 

Im Artikel 9 Grundgesetz steht noch eindeutiger: 
„Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Ge-

sellschaften zu bilden.“ Und in Absatz 3 weiter: 
„Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Ar-

beits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen 

zu bilden, ist für jedermann und alle Berufe gewähr-

leistet. Abreden, die dieses recht einschränken oder zu 

behindern suchen, sind nichtig, hierauf gerichtete 

Maßnahmen sind rechtswidrig.“ 

 

Also müsste in den Justizvollzugsanstalten, die 

in Deutschland das (Grund-) Gesetz durchsetzen 

sollen, schon seit langem eine Gewerkschaftstä-

tigkeit existieren. Mindestens aber möglich sein. 

Sollte man meinen.  

 

Aber: Es gab sie nicht!  

Denn inzwischen gibt es sie doch:  

 
Die Gefangenen Gewerkschaft !!! 

 
Von Beginn an schien die Idee dennoch einmal 

merkwürdig. Eine Gewerkschaft für Gefangene. 

Immerhin heißt es im Strafvollzugsgesetz: „ Das 

Leben im Vollzug soll den allgemeinen Lebensver-

>> eigene Initiative organisieren                                                                                   

Mitte August 2014 hat die GefangenenGewerkschaft die erste 
Ausgabe ihres Sprachrohrs herausgegeben. 
Die Zeitschrift, die den Titel outbreak (Ausbruch) trägt, enthält 
viele Beiträge, gesammelte Erklärungen der Gewerkschaft, Soli-
daritätstexte und Gastbeiträge zur Gewerkschaftsarbeit. Ebenso  
gibt sie einen Überblick über verschiedene Presseartikel, die in 
Bezug auf die Gefangenengewerkschaft veröffentlicht wurden. 
outbreak kann über Email: info@gefangenengewerkschaft.de, 
oder über Gefangenen-Gewerkschaft/BO, Haus der Demokratie, 
Greifswalder Str. 4 in 10405 Berlin bestellt werden. 
Für Gefangene ist der Bezug kostenlos, Externe zahlen 2 €. 
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hältnissen soweit als möglich angeglichen werden.“  
Damit müsste eigentlich alles klar sein ,oder? 

Auch wenn da „soll“ und ein „soweit als möglich“ 

steht. Aber wie immer bei grundlegenden Ver-

änderungen bedurfte es  viel Zeit, noch mehr 

Mut und sehr viel Ausdauer.  

Im Grunde ist die Gründung einer Gewerkschaft 

für Gefangene eine weitere Resozialisierungs-

maßnahme. Jeder Beteiligte wird darauf geschult 

sich einzubringen. Argumente zählen. Man kriti-

siert und wird kritisiert. Das müssen viele erst 

einmal lernen Besser als in jeder „Gruppe“. 

 

Die Gefangenenzeitungen sind ein weiterer 

Schritt. Es mag ja die Ansicht kursieren, Häftlin-

gen stehe es gar nicht zu, Meinungen zu äußern. 

Und sie noch dazu in eigens dafür geschaffenen 

Blättern zu verbreiten. Doch auch hier zählt  die 

nach dem Grundgesetz. im Prinzip allen garan-

tierte Meinungs-, Informations-, und Pressefrei-

heit (Artikel 5) schon seit langem. Obgleich die-

ses Grundgesetz vielleicht nicht allen gefällt und 

wir Redaktionen von Gefangenenzeitungen (mit 

Titeln wie „Lichtblick“, „Aufschluss“,  

„Zeitgeist“ oder „Der Riegel“)  viele Behinde-

rungen gerade durch die Justizbehörden hinneh-

men müssen. Für die meisten sind sie trotzdem 

eine Selbstverständlichkeit geworden und oft 

sogar informativ. Warum soll 

das nicht auch für andere 

Grundrechte gelten?  

 

Die notwendige Gefangenen 

Gewerkschaft ist ein weiterer 

wichtiger Schritt in Richtung 

Freiheit und Lernen eigener 

Verantwortung. Auf der Basis 

des Grundgesetzes. Dieses, 

wir können es nicht oft genug 

wiederholen, ist GRUNDLA-

GE „unseres“ ganzen Staates. 

Und aller Gesetze. Auch der Strafvollzugsgeset-

ze! 

   

Inzwischen ist Oliver Rast entlassen und organi-

siert mit Hilfe einiger Helfer und Unterstützer 

die Gewerkschaft von Draussen. In Tegel sind 

ebenfalls die Gründungsmitglieder hoch aktiv, 

besonders Mehmet Aykol und Asiz Genc sind 

Ansprechpartner für ihre Mitgefangenen. Sogar 

in anderen JVA bundesweit gibt es Sprecher der 

Gewerkschaft und zahlreiche Mitglieder. 

Es geht also voran, langsam aber stetig. Einige 

Demonstrationen beim Justizsenat und andere 

Aktivitäten wurden organisiert, um die Öffent-

lichkeit aufmerksam zu machen und die Ziele 

von unserer Gewerkschaft bekannt zu machen. 

 

Hauptziele sind weiterhin: 

� Mindestlohn für Gefangene 

� Rentenversicherung für Gefangene 

 

Wir können unsere Leser, Externe wie Gefange-

ne, nur auffordern, sich an Oliver Rast oder die 

Gewerkschaftssprecher vor Ort zu wenden und 

sich ein eigenes Bild zu machen. Wenn Euch die 

Ansätze und die Arbeit gefällt, dann macht den 

Schritt und bringt Euch ein. Das geht passiv als 

einfaches Mitglied, oder - für etwas Mutigere - 

aktiv als Unterstützer, Spender  

oder Sprecher der Gewerk-

schaft in Eurem Knast. Je mehr 

mitmachen, umso mehr wird 

öffentlich und umso mehr 

kann erreicht werden. 

Es lohnt sich, selbst wenn vie-

les noch lange dauern sollte 

und es ein zäher Kampf ist. 

Zäh ist der Knast für uns so-

wieso und durchhalten, das 

können wir eigentlich... 
 ■ (ef)                              

 

Gefangenen-
Gewerkschaft 

 

z. Hd. Oliver Rast 
 

 Haus der Demokratie  
 

Greifswalder Str. 4 
 

 10405 Berlin 

INFO 

 >> selbst Umstände ändern 
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Ausbeutung im Strafvollzug 
Rund 66.000 Insassen haben die deutschen 
Knäste. Davon müssen in der Regel etwa 
41.000 Gefangene arbeiten weil Arbeitspflicht 
herrscht. Ohne die Mitarbeit der Insassen ginge 
gar nichts im Knast, da alle Reinigungsarbeiten, 
die Versorgung mit Essen und sogar mit Mö-
beln von Gefangenenarbeit abhängt. Gleichzei-
tig arbeiten viele Betriebe dem Staat zu, die 
Druckereien z.B., die Schlosser und natürlich 
die Bauhöfe. Selbst im Offenen Vollzug gibt es  
„Aussenkommandos“, die Arbeiten für die Justiz 
erledigen. Externe Betriebe lassen Gefangene 
Akkord arbeiten, zu Stücklohnzahlen, die unver-
schämt sind. 
 

Warum gibt es keinen Mindestlohn dafür? 
Frau Schneider, Sprecherin des Bundesamtes 
für Arbeit und Soziales:“Bei Inhaftierten handelt 
es sich nicht um ein klassisches Arbeitsverhält-

nis, deshalb fallen sie nicht unter den Geltungs-

bereich des Mindestlohns.“ 

Senator Heilmann (CDU): „Die Arbeit hinter Git-
tern ist nicht mit der auf dem freien Markt ver-

gleichbar, da ein erheblicher Teil der Gefange-

nen nur eingeschränkt in der Lage ist, den An-

forderungen zu genügen und konzentriert über 

viele Stunden zu arbeiten:“ 

Lars Hoffmann, Sprecher JVA Tegel: „Sinn und 
Zweck der Arbeit im Justizvollzug ist, die Ge-

fangenen entsprechend ihren Fähigkeiten zu 
beschäftigen und sie zu qualifizieren, damit sie 
auf dem freien Arbeitsmarkt bessere Chancen 

haben.“ 

 

Ist ein Stundenlohn von im Schnitt 1,45 Euro  
Motivation, produktiv zu arbeiten?  
Im Normalfall ist man als „Reinigungskraft“ oder 
„angelernte Hilfskraft“ beschäftigt. Wie wird 
man so für den freien Arbeitsmarkt 
„qualifiziert“? An sich ein Hohn. 
Es stimmt aber, dass mit dem niedrigen Lohn 
und der sinnfreien Beschäftigung (bei Arbeits-
zwang!) keine vernünftige Wiedereingliederung 
gefördert wird. Mit den vielen negativen/teuren 
Folgen für Gefangene und Gesellschaft. 

Früher nannte man das offen: Ausbeutung. 

>> Mathe - ganz einfach 

Vorwort 
Im vergangenen Jahr wurde ein Mindestlohn von 8,50 
Euro in Deutschland vom Gesetzgeber beschlossen. Aller-
dings mit einigen Ausnahmen. Dazu zählen die Insassen 
von deutschen Gefängnissen. Hier gibt es Widerstand, 
unter anderem von zahlreichen Organisationen und der 
Gefangenen Gewerkschaft, die auch für Gefangene den 
gesetzlichen Mindestlohn fordern und die damit verbun-
dene Einbindung in die gesetzlichen Sozialsysteme wie 
Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung fordern. 
 
Welchen Nutzen hätte die Gesellschaft von einem Min-
destlohn für Gefangene? Würden sich Mehrkosten, die 
den Justizbehörden entstehen den Gefangenen oder der 
Gesellschaft einen Nutzen bringen? 
 
Wir nehmen die aktuelle Debatte zum Anlass, um mit 
einer Beispielrechnung den Nutzen, den die Gesellschaft 
bei einer Einführung des gesetzlichen Mindestlohns für 
Gefangene hätte und stellen diesen den entstehenden 
Mehrkosten gegenüber. Der Nutzen liegt, soviel vorweg, 
nicht auf Seiten der Gefangenen. 
 
Durch die Beiträge für die Sozialsysteme, Lohnsteuer, 
Solidaritätszuschlag, die Zahlung eines Haftkostenbei-
trags (Miete, Nebenkosten, Verpflegung) und die Mög-
lichkeit der Gefangenen ihren Zahlungsverpflichtungen – 
wie Unterhalt und Abbau von Schulden – durch den er-
höhten Verdienst nachzukommen, profitiert die Gesell-
schaft von der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns 
für Gefangene. 
 
Bei unserer Beispielrechnung wurden jeweils Lohn, Un-
terbringung (inkl. Nebenkosten), Verpflegung und medizi-
nische Versorgung berücksichtigt. 
 
Die Kosten für Justizmitarbeiter und den Verwaltungsap-
parat haben wir bewusst weggelassen, da wir der Mei-
nung sind, dass diese für jeden Bürger in Freiheit in ähn-
licher Form (Polizei, Ordnungsamt, Sozialdienste, etc.) 
anfallen und dort auch nicht gesondert in Rechnung ge-
stellt werden. Vielmehr werden solche Kosten durch die 
Einnahmen des Staates gedeckt. 
 
Auch Gefangene leisten ihren Beitrag für diese Einnah-
men, zahlen in unserer Beispielrechnung Steuern und 
Abgaben, weshalb Sie in gleichem Maße Anspruch auf 
staatliche Leistungen haben. 
 
Status Quo 
 
Was verdient und kostet ein Gefangener zur Zeit?           
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 >> Das rechnet sich 
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Für unsere Beispielrechnung (Tabelle 1) gehen wir von 21 
Arbeitstagen im Monat bei 37,5 Stunden pro Woche und 
Lohnstufe 3 aus. Demnach kostet ein Inhaftierter pro Mo-
nat unter Einbeziehung der Lohn- und Haftkosten etwa 
1.023,72 Euro. Da nur die Arbeitslosenversicherung abge-
führt wird, sind die Folgekosten für die Sozialsysteme, also 
die Gesellschaft, um ein Vielfaches höher. Das spiegelt 
sich gerade durch die fehlerhafte Einzahlung in die Ren-
tenversicherung wieder. Hinzu kommt, dass Insassen we-
gen ihres geringen Lohns nicht in der Lage sind ihren Un-
terhaltsverpflichtungen oder gar einer Schuldentilgung 
nachzukommen   
 
 
 
( Tabelle 1) 

Nicht zu unterschätzen sind natürlich die psychologischen 
Nebenfolgen, die natürlich nicht in die Berechnungen ein-
fließen können. Der Insasse, der durch die aktive und wirt-
schaftlich sinnvolle Teilnahme an der Gesellschaft, eine 
andere Perspektive vorfindet, für die sich eine Abwendung 
des gewohnten Lebens auch tatsächlich lohnt. Ferner die 
erhöhte Entlassungszahlung, die den Weg in die Freiheit 
wesentlich erleichtert und das Rückfallrisiko durch Geld-
mangel, erheblich mindert. Die Zahlung des Mindestlohns 
hat aber auch großen Einfluss auf die Erhaltung der sozia-
len Bindungen. Der Insasse der seinen monatlichen Ver-

pflichtungen nachkommen kann, Unterhalt zahlt und viel-
leicht sogar seinen Teil zur Aufrechterhaltung der Woh-
nung beiträgt, ist viel eher ein „vollwertiges“ Mitglied der 
Familie und Gesellschaft, als der derzeitige (mittellose) 
Insasse. Aber bereits in der Haft wäre die Wirkung spürbar 
und würde zu erheblichen Erleichterungen, nicht nur für 
die Insassen, auch für die Bediensteten führen. 
Die Redaktion wird sich dieser Thematik in der nächsten 
Ausgabe widmen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Und bei einem Mindestlohn für Gefangene von 8,50 
Euro?  
 
Die Kosten für die Anstalt würden bei Zahlung des gesetz-
lichen Mindestlohns bei 1.490,03 pro Monat und Insasse 
liegen ( Tabelle 2)  
 
 
 
 

000.000 Euro 
bei Zahlung des Mindestlohns an Gefangenebei Zahlung des Mindestlohns an Gefangenebei Zahlung des Mindestlohns an Gefangenebei Zahlung des Mindestlohns an Gefangene        

Lohnstufe 3                             Monat,Brutto                          Stunde                                      Tag 
                                                 231,83 Eur                           1,47 Eur                               11.04 Eur 

Lohnkosten der Anstalt, Monat   (je Insasse)                                                                      235,32 Eur 
Sozialabgaben, Anteil Anstalt     nur Arbeitslosenversicherung                                                -3,48 Eur 
Lohn Brutto, Monat                   (je Insasse)                                                                      231,84 Eur 
Sozialabgaben, Anteil Insasse    nur Arbeitslosenversicherung                                               - 3,48 Eur 
Lohn Netto, Monat                   (Auszahlung je Insasse)                                                      228,36 Eur. 
________________________________________________________________________________________ 
Unterkunft, Einzelunterbringung            (Satz lt.StVollzG)                    173,40 Eur 
Verpflegung, Frühstück, Mittag ,Abend  (Satz lt.StVollzG)                     215,00 Eur 
Medizinische Versorgung                      (Schätzung)                           300,00 Eur 
Wasser, Energie, Sonstiges                   (Schätzung)                           100,00 Eur 
Summe Haftkosten, Monat               (keine Zahlung durch Insassen)                               788,40 Eur  
 
= Kosten für die Anstalt, Monat      (Lohn- & Haftkosten je Insasse)                            1.023,72 Eur                          
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Tabelle2 
 

 
Nutzen und Kosten im Vergleich 
 
der Nutzen für die Gesellschaft entsteht dadurch, dass 
Gefangene bei dem Bezug eines Mindestlohns in die Sozi-
alsysteme (Renten-, Pflege-, Arbeitslosen- und Kranken-
versicherung) einzahlen, die Lohnsteuer entrichten und 
zusätzlich durch den Mehrverdienst Unterhalt und Schul-
den zahlen können. Die Zahlungen des Insassen stehen 
dem Unterhaltsempfänger, Gläubiger zur Verfügung und 
tragen ihren Teil zum Bruttosozialprodukt bei. Die Kon-
sumleistung erhöht sich signifikant. Der Nutzen liegt mit 
773,27 Euro pro Monat und Insasse weit über den Kosten, 
die den Justizbehörden bei der Einführung eines  Mindest-
lohnes entstehen würden.   
 
Tabelle 3 

Nach der Bereinigung um die entstehenden Mehrkosten 
für die Justizbehörden in Höhe von 466,31 Euro im Monat 
und Insasse liegt der Nettonutzen pro Insasse und Monat 
bei 306,95 Euro. Hinzu kommt die  noch nicht berücksich-

tigte Steigerung der Produktivität der Anstaltsbetriebe. 
Durch die Zahlung eines angemessenen und attraktiveren 

Lohns würde sich aus Sicht der Betroffenen die Produktivi-
tät und Motivation um eine Vielfaches steigern lassen.  
 
Was würde das für Berlin und Deutschland bedeuten? 
 
Durch die Zahlung eines Mindestlohns für Gefangene wür-
de, bezogen auf ganz Deutschland, ein Nutzen für die Ge-
sellschaft von unglaublichen 564  Mio. Euro pro Jahr ent-
stehen. Zieht man die Kosten der Justizbehörden ab, bleibt 
netto 194  Mio. Euro im Jahr. In Berlin entsteht alleine ein 
Mehrwert von jährlich 16,9 Mio Euro.  
Damit ließen sich mehr Vollzeitbedienstete einstellen, 
mehr  Sozialarbeiter und Verwaltungsangestellte. Dies 
würde nicht nur den Gefangenen, sondern auch die Mitar-
beiter der Justiz erheblich entlasten. Im Ergebnis wären 
alle Beteiligten zufriedener und ausgeruhter. Wie man so 
schön Neudeutsch sagt: Eine win -win Situation. 

 
Die Justiz muss es nur tun. 

■ (rm) 

>> Mindestlohn 

Mindestlohn                             Monat,Brutto                          Stunde                                      Tag 
                                                1.338,75 Eur                           8,50 Eur                               63.75  Eur 

Lohnkosten der Anstalt, Monat   (je Insasse)                                                                      1.490,03 Eur 
Sozialabgaben, Anteil Anstalt     Arbeitslosen-, Kranken-, Renten-, 
                                              Pflegeversicherung  (je Insasse)                                            -151,28 Eur 
Lohn Brutto, Monat                   (je Insasse)                                                                      1.338,75 Eur 
Sozialabgaben, Anteil Insasse    Arbeitslosen-, Kranken-, Renten-, 
                                              Pflegeversicherung  (je Insasse                                            - 151,28 Eur 
Lohnsteuer & Solidaritätszuschlag                                                                                       - 160,65 Eur  
Lohn Netto, Monat                   (Auszahlung je Insasse)                                                      1.026,82  Eur 
 
 
Unterkunft, Einzelunterbringung            (Satz lt.StVollzG)                    173,40 Eur 
Verpflegung, Frühstück, Mittag ,Abend  (Satz lt.StVollzG)                     215,00 Eur 
Medizinische Versorgung                      (Schätzung)                              0,00 Eur 
Wasser, Energie, Sonstiges                   (Schätzung)                           100,00 Eur 
� Einnahmen der JVA 
        Durch Haftkosten, Monat         (Zahlung Insassen vom Lohn)                                   - 488,40 Eur  
 
= Lohnauszahlung an Insassen      (nach Haftkosten)                                                       528,22 Eur                          

 Berlin 
4.600 Insassen 

Deutschland 
41.000 Insassen 

 
Nutzen für die Sozialsysteme 
� Einnahmen  
        Lohnsteuer & Soli. 
� Zusätzliche Mittel zur 
        Wiedereingliederung 
Nutzen f. d. Gesellschaft 
� Kosten der Justiz  
Mehrwert f. d. Gesellschaft 

        Monat                  Jahr  
1.391.764,50 Euro   16.701.174,00 Euro 
 
  738.990,00 Euro     8.867.880,00 Euro 
 
1.426.270,71 Euro  17.115.248,52 Euro 
3.557.025,21 Euro  46.684.302,52 Euro 
- 2.145.031,29 Euro  - 25.740.375,48 Euro 
1.411.993,92 Euro   16.943.927,04 Euro   

     Monat                         Jahr 
19.968.795,00 Eur.    239.625.540,00 Eur. 
 
 6.586.650,00 Eur.      79.039,800,00 Eur. 
 
20.463.884,10 Eur.   245.566,609,20 Eur. 
47.019.329,10 Eur.  564.231.949,20  Eur. 
30.776.535,90 Eur. -369.318.430,80  Eur. 
16.242.793,20 Eur. 194.913.518,40 Eur. 



Die Gesetzgebung der Bun-

desländer im Bereich des 

Strafvollzugsrechts zeigt 

aktuell, dass drei funda-

mentale Grundsatzfragen 

unverändert nicht gelöst 

sind, die schon seit Anfang 

der 1970er Jahr zu den vor-

dringlichsten Reformfragen 

gehören: Zum einen die 

fehlende Einbeziehung von 

gefangenen in die Renten-

versicherung, zum anderen 

die nach wie vor unzulängli-

che Arbeitsentlohnung und 

schließlich der Mangel an 

sinnvoller und wirtschaft-

lich ergiebiger  Arbeit im 

Strafvollzug. 

 

Gefangene haben insbeson-

dere nach langer Strafver-

büßung im Rentenalter i. d. 

R.  nur Anspruch auf  Ver-

sorgung auf Sozialhilfeni-

veau, obwohl sie u. U. jah-

relang im Vollzug einer 

regelmäßigen Arbeit nach-

gegangen sind.  

 

Die Arbeitsentlohnung liegt 

seit 2001 bei 9% des 

Durchschnittslohns der 

Sozialversicherten. Ein ge-

fangener verdient damit ca. 

200 Euro pro Monat. Die 

Regulierung von Schulden, 

Unterhaltsleistungen gegen-

über der Familie, geschwei-

ge denn Wiedergutma-

chung/Entschädigung von 

Opfern sind damit faktisch 

ausgeschlossen.  

 

Das BVerfG hat in seinem 

Grundsatzurteil zur Arbeits-

entlohnung im Jahr 1998 

festgestellt, dass als Pflicht-

arbeit vorgesehene Arbeit 

nur dann als verfassungsge-

mäß angesehen werden 

kann, wenn dem gefange-

nen durch die Höhe der 

Arbeitsentlohnung der 

Wert regelmäßiger Arbeit 

für ein künftiges eigenver-

antwortliches Leben in Ges-

talt eines für ihn greifbaren 

Vorteils verdeutlicht wird. 

Durch die Höhe des ihm 

zukommenden Entgelts 

muss ihm in einem Min-

destmaß bewusst gemacht 

werden, dass Erwerbsarbeit 

zur Herstellung  der Le-

bensgrundlage sinnvoll ist 

(vgl. BVerfG NSTZ 1998, 

S. 438 ff.).  

 

In seinem Urteil von 2001 

hat das BVerfG die seiner-

zeitige Erhöhung von 5% 

auf 9% in diesem Sinn 

(nicht zuletzt dank der 

nichtmonetären Kompo-

nente der Arbeitsentloh-

nung von 6 Tagen zusätzli-

cher  Beurlaubungen oder 

entsprechend vorzeitiger 

Entlassung) als gerade noch 

verfassungsgemäß angese-

hen. Gleichzeitig hat es den 

Gesetzgeber aber dazu ver-

pflichtet, zeitnah über eine 

weitere Erhöhung zu befin-

den. Keines der Bundeslän-

der, die jetzt die Zuständig-

keit für die Strafvollzugsge-

setzgebung und die ein 

StVollzG bereits verab-

schiedet haben, hat sich mit 

der Erhöhung der Arbeits-

entlohnung auseinanderge-

setzt. Nachdem nunmehr 

10 Jahre vergangen sind, ist 

die Untätigkeit des Gesetz-

gebers als Verfassungsver-

stoß zu werten.  

Dies gilt umso mehr, als 

etliche  Gesetzgeber nicht 

nur die Arbeitsentlohnung 

unverändert niedrig belie-

ßen, sondern darüber hin-

aus Gefangene mit den 

Ko s t en  f ü r  S t rom -

verbrauch, teilweise be-

stimmte Freizeitangebote 

und für Gesundheitsfürsor-

ge finanzielle belasten. Der-

artige Zusatzbelastungen 

wären im Sinne des Anglei-

chungsgrundsatzes nur  

hinnehmbar, wenn die Ar-

beitsentlohnung substantiell 

erhöht würde. 

In ihrem aktuellen gemein-

samen Entwurf eines Straf-

vollzugsgesetzes möchten 

10 Bundesländer das Prob-

lem einer gerechteren Ent-

lohnung dadurch umgehen, 

dass sie die Arbeitspflicht 

abschaffen.  

Die nichtmonetäre Kompo-

nente der Arbeitsentloh-

nung wird sogar grundsätz-

lich gestrichen und damit 

hinter den vom BVerfG 

festgelegten Mindeststan-

dard zurückgegangen. Die-

ser Versuch, die inhaltliche 

Begründung des BVerfG 

zur Resozialisierungsfunkti-

on der Arbeit auszuhebeln, 

ist inakzeptabel und wird 

einer verfassungsrechtli-

chen Prüfung nicht stand-

halten. 

 

Keines der Bundesländer 

hat die Einbeziehung von 

Gefangenen in die Renten-

versicherung direkt oder 

über den Bundesrat in ir-

gendeiner Weise themati-

siert. Sinngemäß gilt auch 

insoweit die Argumentation 

des BVerfG zur Notwen-

digkeit der Erhöhung des 

Arbeitsentgelts.  

Denn durch die Einbezie-

hung in die Rentenversiche-

rung würde dem Gefange-

nen gleichfalls bewusst ge-

macht, dass es sinnvoll ist 

einer Arbeit oder einer an-

deren Wiedereingliederung  

fördernden Aktivität nach-

zugehen und für die Zu-

kunft vorzusorgen.   

 

■ (rm) 
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>> Arbeitslohn und Rente 

Arbeitslohn und RenteArbeitslohn und RenteArbeitslohn und RenteArbeitslohn und Rente    
Gerechtere Arbeitsentlohnung und Altersicherung für GefangeneGerechtere Arbeitsentlohnung und Altersicherung für GefangeneGerechtere Arbeitsentlohnung und Altersicherung für GefangeneGerechtere Arbeitsentlohnung und Altersicherung für Gefangene    

Die Regulierung von Schulden, Die Regulierung von Schulden, Die Regulierung von Schulden, Die Regulierung von Schulden,     

Unterhaltsleistungen gegenüber der Unterhaltsleistungen gegenüber der Unterhaltsleistungen gegenüber der Unterhaltsleistungen gegenüber der 

Familie, Familie, Familie, Familie,     

geschweige denn einegeschweige denn einegeschweige denn einegeschweige denn eine    

Wiedergutmachung oder Entschä-Wiedergutmachung oder Entschä-Wiedergutmachung oder Entschä-Wiedergutmachung oder Entschä-

digung von Opfern sind damit digung von Opfern sind damit digung von Opfern sind damit digung von Opfern sind damit     

faktisch ausgeschlossenfaktisch ausgeschlossenfaktisch ausgeschlossenfaktisch ausgeschlossen. 
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Meine Eindrücke bei der Teilnahme an der Theatergrup-
pe !!!! 
Als in den Häusern der Aushang gemacht wurde, sich an 
einem Theaterprojekt von aufBruch zu beteiligen, hatte ich 
kein Interesse daran. Schon der Titel: „Briefe an meine 
Katze Bébert“ ! Außerdem sollte es „eine Casting- Show“ 
werden! 
Das konnte mich zu keiner Teilnahme anlocken. Ich fragte 
mich „Was heißt schon Casting -Show???“ Für mich per-
sönlich ist damit die Vorstellung verbunden, einen Partner 
kennen zu lernen. Dabei war mir die Show „Herzblatt“ mit 

Rudi Carrell in Erinnerung. Das ist doch im Knast schon 
ganz schön abwegig, nur wenn ich auf Männer stehe 
könnte es vielleicht gehen. Doch für mich haben die Frau-
en den Vorrang. Noch dazu aus dem Publikum, wildfrem-
den Leuten! Wie sollte sowas funktionieren? 
Es drehte sich bei dem Theaterstück aller-
dings nicht um eine Partnersuche. Stattdes-
sen wird dem Publikum die Möglichkeit ge-
boten, einen Briefkontakt oder sogar einen 
privaten Besuch bei einem der Schauspieler 
in der Anstalt zu erwägen. Na ja, für mich 
war das schon eine komische Vorstellung. 
 
 
Jedenfalls bin ich nicht hin gegangen, als 
der Tag der Kandidatenanmeldung kam. 
 
Am gleichen Tag sprach mich aber eine Be-
amtin an: „Warum melden Sie sich nicht an? 
Machen Sie doch mit, dass ist etwas für Sie! 
Denn: Sie können so etwas.“ Nach ein paar 
Tagen begegnete ich auch dem evangeli-

schen Diakon hier in der Anstalt und der sagte mir eben-
falls: „An Ihrer Stelle würde ich daran teilnehmen, es gibt 
zwar keine Vergünstigungen, aber es ist für den Verlauf 
des Vollzuges vorteilhaft.“ Ich überlegte ein paar Tage und 
traf einen Mithäftling, der schon an der Theatergruppe 
teilnahm. Er gab mir den letzten Anstoß, mich dann doch 
bei aufBruch anzumelden. 
Als ich aber den Plan für Schreibworkshop und Proben 
sah, wollte ich gleich wieder hinschmeißen. Der Plan sah 
vor: Jeden Montag bis Freitag von 16.00 bis 19.00 Uhr 
Schreibworkshop oder Proben, monatelang und regelmäßi-

ge Teilname Pflicht. Also jeden Tag fast die 
komplette Freizeit, nur für irgendein 
„Theater“!! 
Trotzdem dachte ich bei mir, ich versuche es 
einfach mal! Denn wenn es nervig ist, dann 
kann ich auch wieder aussteigen. Kostet ja 
nix. 
Wie alle anderen Teilnehmer musste ich 
weiter von 6.45 bis 15.10 Uhr die Aufgaben 
am Arbeitsplatz erfüllen. Kaum war Feier-
abend ging es mit der Schreibwerkstatt und 
danach den Proben los. Das ist schon ganz 
schön schlauchend gewesen, aber die Zeit 
ist trotzdem gut vergangen. 
 
Wenig angenehm fand ich, dass weder von 
der Anstalt noch von dem Theaterensemble 
Getränke zur Verfügung gestellt wurden, 
wohl aber während der Schreibwerkstatt. 
 
 
Die Schreibwerkstatt hat mir gut gefallen. 

Angeleitet wurde sie von Mariana Leky und Martin Jan-
kowski, zwei erfahrenen Autoren vom Verein Berliner Lite-
rarische Aktion. So erstellten wir Insassen unsere Texte 
selbst. Ausgehend von dem Konzept einer interaktiven 

Briefe an meine Katze Bébert.Briefe an meine Katze Bébert.Briefe an meine Katze Bébert.Briefe an meine Katze Bébert.    
Gefangenentheater aufBruch 
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Fernsehshow wurde von uns zuerst 
ein Profil erstellt. 
 
Danach kamen dann spezielle Fragen 
wie: 
 Was bedeutet Deutschland für 
dich? 
 Welche andere Nationalität 
würdest du wählen? 
 Welcher Mensch hat dich in 
deinem Leben am meisten beein-
flusst? 
 Was kannst du überhaupt 
nicht? 
 Was ist das Wertvollste was du 
besitzt? 
 Wie warst du als Kind? 
 Kannst du einen Ort beschreiben, der für dich Hei-
mat bedeutet? 
 Was sind die Gesprächsthemen im Knast? 
 Sage bitte drei Gründe warum du vorzeitig aus dem 
Knast entlassen werden möchtest. 
 Stell dir vor, du solltest heute vor Publikum tanzen, 
welche Musik würdest du wählen? 
 Wie oder was wirst du in 10 Jahren sein? 
 Glaubst du, dass es ein Schicksal gibt, dass dein 
Schicksal bestimmt? 
 Was bedeutet Liebe für dich? 
 Du sitzt im Gefängnis, deine Frau gibt dein ganzes 
Geld 
aus, 
wie 
rea-
gierst 
du? 

 Wie sind die Sonntage, Weihnachten und Ostern im 
Gefängnis? 
 
Es waren noch einige Fragen mehr, aber ich glaube die 
wichtigsten erwähnt zu haben. Versucht mal, Euch die 
Fragen ehrlich selbst zu beantworten. Ihr werdet Euch 
wundern, was dabei heraus kommt! Diese vorgegebenen 
Fragen sind schriftlich von den Kursteilnehmern beantwor-
tet worden. Eine Herausforderung war, die Antworten 
schriftlich zu geben und sie hinterher den anderen Teil-
nehmern vorzulesen. Sie hörten sich ausgesprochen ganz 
anders an, als erwartet. Vor allem waren es ganze Sätze 

und kurze 
Geschichten, 
die wir dazu 
geschrieben 
haben und 
die alle ir-
gendwie mit 
unserer eige-
nen Ge-
schichte und 
unseren 
Träumen zu 
tun hatten. 
 
Angefangen 
hat das Team 
von aufbruch 

mit gut 20 Interessierten. Leider sind bis zur Generalprobe 
nur 11 Insassen übrig geblieben, die tatsächlich auftraten. 
Diese 11 Laienschauspieler haben dann auch die weiteren 
6 Vorstellungen durchgehalten. 
 
Während der Proben merkte man, dass es für einige keine 
ernsthafte Theatergruppe war, sondern nur eine Freizeit-
beschäftigung unter vielen. Auch die Proben verliefen sehr 
chaotisch, weil es zwar ein Grundkonzept gab, aber an der 
Planung fehlte. Weil etwa die Hälfte der Laienschauspieler 
das Theaterstück ernst genommen hat, ist dann auch ein 
gutes Stück daraus geworden. Dabei wurden sogar die 

Mitgefangenen gut eingebun-
den, die nicht besonders talen-
tierte Schauspieler sind. Des-
halb ist auch aus den Vorstel-
lungen etwas Ordentliches 
geworden. 
 
 
Wie lief das Stück nun ab? Ich 
will es nur kurz zusammenfas-
sen, damit Ihr Euch ein Bild 
davon machen könnt. 
 
In dem Stück haben sich alle 
Kandidaten entweder selbst 
vorgestellt, oder sie sind mit 
vorbereiteten Texten vorge-
stellt worden. Die Antworten 
und Aktionen sind aus den 
vorgefertigten Profilen und aus 
den Fragebögen aufgeführt 

worden. Die Antworten oder Fragebögen sind dann von 
den Autoren umgeschrieben worden. 
 
Bevor die Zuschauer in den Tortensaal geführt wurden, 
sind Bögen mit Fragen ausgeteilt worden, die die Zuschau-
er selbst ausfüllen sollten. Dann wurden die Antworten der 
Zuschauer im Saal vorgetragen. Ich muss dazu sagen es 
kamen einige lustige Antworten dabei heraus. 
 

Weiter Seite 23 
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>> Denkanstösse !? 

„AUFRUF zum 1. Mai 2014“ „AUFRUF zum 1. Mai 2014“ „AUFRUF zum 1. Mai 2014“ „AUFRUF zum 1. Mai 2014“     
Ein Text der Interessenvertretung InhaftierterEin Text der Interessenvertretung InhaftierterEin Text der Interessenvertretung InhaftierterEin Text der Interessenvertretung Inhaftierter    

Nach wie vor werden auch in bundes-

deutschen Gefängnissen inhaftierte Men-

schen vielfach und mit Wissen/Duldung 

von Gerichten, Aufsichtsbehörden und 
Regierung nicht nur rechtswidrig behan-

delt, sondern richtiggehend terrorisiert. 

Dies gilt insbesondere für diejenigen wi-

derständigen Gefangenen, die auf die Ein-

haltung der Grundgesetze und Menschen-

rechte bestehen, die von den Vollzugsbe-
hörden mit Füßen getreten werden. Die 

Inanspruchnahme von Grundrechten wer-

ten Vollzugsbehörden vielfach als persönli-

chen Angriff auf sich. Sich wehrende Ge-

fangene werden zum einen als notorische 
Querulanten oder psychisch gestört diffa-

miert und zum anderen auf allen nur er-

denklichen Ebenen mit Psychoterror in 

Form unzähliger Willkür- und Schikane-

Akte überzogen, die in der Gesamtheit als 
Folter zu bezeichnen sind. Ganz offen-

sichtlich ist es so, dass „unliebsame“ Ge-

fangene psychisch zerrüttet und derart zum 

Schweigen gebracht werden sollen. 

Nach wie vor werden widerständige Ge-

fangene dann auch ohne jede Vorankündi-
gung innerhalb von wenigen Stunden von 

Knast zu Knast „entsorgt“, wo die üble 

Tortur dann im Rahmen anstaltsübergrei-

fenden Korpsgeistes fortgeführt wird. 

Gleichzeitig dient das vollzugsspezifische 
Terrorverhalten gegen widerständige Ge-

fangene zur Abschreckung bzgl. anderer 

Gefangener, die durch all das eingeschüch-

tert und somit ruhig gestellt werden. 

Wir alle müssen den wenigen Hun-

dert widerständigen Gefangenen in 

den Knästen eine öffentliche Stimme 

ermöglichen und geben. Dieses ge-
schieht in überaus lobenswerter Wei-

se „hier und da" auch immer besser. 

Die Öffentlichkeit muss viel effi-

zienter über die realen Abläufe in den 

Knästen informiert werden. Wün�

schenswert wäre es auch, wenn die Kate-
gorisierung in „politische" und „soziale" 

Gefangene unterbliebe und gänzlich 

aufgegeben würde. Natürlich kann 

(und soll!!!) auch weiterhin her�

ausgestellt werden, wenn Menschen 
aufgru nd  po l i t i sc h  mot i v i e r te r 

„Taten" eingekerkert und mundtot 

gemacht werden sollen, aber letztend-

lich muss es uns egal sein, aus wel-

chen Gründen jemand eingesperrt ist. 
Dem Knastsystem ist es völlig egal, 

ob jemand nun aus politischen oder 

sonstigen Gründen eingesperrt ist. In 

diesem wird jede(r) Gefangene terrori-

siert, der/die es „wagt", sich aufzuleh-

nen und seine/ihre Grundrechte in 
Anspruch nimmt.  

Das Knastsystem ist kontraproduk-

tiv und schadet dem Gemeinwohl 

ganz nachhaltig. Schon allein dies ist 

ein Grund, um die Abschaffung der 
Knäste zu fordern. Dieses System 

schreibt sich heuchelnd Resozialisie-

rung von Straftätern auf die „Fahnen", 

aber es betreibt das genaue Gegenteil. 

Das wenige, was an tatsächlicher Re-

so-ziali-dings-bums stattfindet, be-

schränkt sich auf maximal 5% der 

gesamten Gefangenen und hat eine 
reine „Alibifunktion". Das Gros der 

Gefangenen wird lediglich sich selbst 

überlassen sowie unter den teilweise 

übelsten Bedingungen weggeschlossen 

und bestmöglich ausgebeutet. Arbeit 

ist nach wie vor Pflicht. Wer sich dem 
verweigert, wird zusätzlich terrorisiert 

und mit Haftkosten bestraft, mit de-

nen ohnehin überwiegend mittellose 

Gefangene mit Schulden überzogen 

werden. Selbst wenn sie irgendwann 
später arbeiten, so können diese 

Schulden von den Sklavenlöhnen nicht 

beglichen werden.  

Rentenversicherungsbeiträge werden 

nach wie vor nicht ein- und abgeführt 
und somit werden vie le sog. 

„Langstrafer" in die Altersarmut ver-

frachtet. Viele Firmen beteiligen sich 

an dieser Ausbeutung und lassen unter 

verbeamteter Aufsicht überaus preiswert 

produzieren. Selbst der DGB lässt seine 
verfuckten Werbefähnchen von Gefange-

nen zu Sklavenlöhnen fertigen, fordert 

aber gleichzeitig gerechte Bezahlung und 

menschenwürdige Arbeitsverhältnisse. 

Und in der JVA Rheinbach musste ein 
Gefangener erst klagen, bevor er Schutz-

handschuhe bekam, nachdem er sich blu-

tige Finger beim Zusammenbau von 

Staubsaugerteilen für die Firma Miele 

Wie ist die Interessen-
vertretung Inhaftierter 
zu erreichen? 
Draussen: 
IvI / Pit Scherzl 
Postfach 1267  
56451 Westerburg 
 
Im Knast: 
Christian Vinke 
JVA Sehnde 
Schnedebruch 8 
31319 Sehnde 
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holte. Er hatte zwar „Erfolg" ….. wurde 

dann aber innerhalb kürzester Zeit mit 

vorgeschobenem Grund entlassen. So 

„bedankt" sich dieses System für die Inan-
spruchnahme von Grundrechten. Jede(r) 

hat sie, aber wehe denen, die sie gegen das 

System als solches in Anspruch nehmen!!! 

Die offizielle Begründung staatlicher 

Stellen ist überwiegend die, dass die Gesell-

schaft vor den „ach-so-gefährlichen" Straf-
tätern geschützt werden müsse. Auch die-

ses Argument ist hohl. Es gibt ganz un-

bestritten eine kleine gewisse Anzahl tat-

sächlich gefährlicher Straftäter, die tat-

sächlich auch gesichert bleiben müssen. 
In diesem Zusammenhang werden stets 

die Sexualstraftäter und Serienkiller seitens 

der Presse genannt. Nur - und da darf 

man/frau sich nichts vormachen lassen - 

wie viele sind das denn von den knapp 
65.000 Inhaftierten? Es sind keine 5 %! 

Würden die bestehenden Gesetze richtig 

angewandt, wäre keiner dieser Täter in 

Gefängnissen. Wer Frauen und Kinder 

schändet und tötet, kann geistig nicht 

gesund sein und wäre ergo als Kranker 
zu behandeln. Solche Täter gehören nicht 

in die Gefängnisse, sondern in ordnungs-

gemäß arbeitende Psychiatrien. Um 

dies zu erkennen, bedarf es keiner Gut-

achten, denn dass solche Täter geistig nicht 
gesund sein können, sagt einem der gesun-

de Menschenverstand. 

Mindestens 50 % der inhaftierten Straf-

täter sitzt wegen Taten in Bezug auf das 

Betäubungsmittelgesetz (BTMG). Vielfach 
sind diese Menschen wegen sog. Beschaf-

fungskriminalität verurteilt worden. Auch 

dieser Kreis von Straftätern sitzt zu Un-

recht in Haft, da es sich bei einer Sucht 

um eine Krankheit handelt. Statt behan-

delt und entwöhnt zu werden, werden Ab-
hängige in den Vollzugsanstalten in sog. 

Methadonprogramme verbracht - und dies 

überwiegend über Jahre hinweg. Dies ist 

für dieses heuchelnd agierende System 

billiger und deshalb werden Abhängige 
einfach ruhig gestellt. Die tägliche staatli-

che „Dröhnung" kostet für Großabneh-

mer wie Vollzugsanstalten keine 50 Cent . 

Auch hier ist von der propagierten Resozi-

alisierung nichts zu sehen. 

In Deutschland sind ca. 2000 „Mörder" 

inhaftiert, die zu lebenslangem Freiheits-

entzug verurteilt wurden. Bei der ganz 

überwiegenden Anzahl handelt es sich um 

Ersttäter und um Beziehungstaten, bezüg-

lich derer keinerlei Rückfallgefahr droht. 

Trotzdem werden solche Täter  20, 30 und 

mehr Jahre eingesperrt. Und das, obwohl 

mittlerweile bewiesen ist, dass bei solchen 
Taten d ie  Täter  nach spätestens 10  

Jahren des Wegsperrt- Seins den inneren 

Bezug zur Tat verlieren. 

Ca. 500 ehemalige Täter sind in der sog. 

Sicherungsverwahrung (SV) untergebracht. 

Die derart Untergebrachten haben die ge-
gen sie erkannten Strafen verbüßt, werden 

aber aufgrund „festgestellter“ Gefährlich-

keit weiterhin durch Einkerkerung gesi-

chert. Auch ein derartiges Verhalten des 

Systems ist gänzlich abzulehnen und ab-
zuschaffen. Es geht nicht an, Menschen 

lediglich aufgrund eines Verdachtes auf 

Dauer wegzusperren. 

Es müsste zu alledem eigentlich noch 

viel weiter ausgeholt und mehr gesagt 
werden. Knäste (und hier insbesondere das 

Nazirelikt Sicherungsverwahrung) müssen 

abgeschafft werden Das Argument des 

„Sicherns der Gesellschaft vor Straftä-

tern" führt sich ohnehin ad absurdum. 

Jährlich werden weit über 1 Million Straf-
taten nicht aufgeklärt… Dutzende Leute 

verschwinden spurlos... die auch nie wie-

der auftauchen. Solcherlei Beispiele könn-

ten ellenlang aufgelistet werden, sie lassen 

sich aber kurz zusammenfassen: Außerhalb 
der Knäste laufen unentdeckt 20 x mehr 

Straftäter herum als inhaftiert sind. Die-

se können eigentlich als viel gefährlicher 

als jene eingestuft werde, die einsitzen, 

denn sie sind schlauer und können nicht 
ermittelt werden. Aber die Gesellschaft 

muss angeblich vor den knapp 65.000 In-

haftierten geschützt werden? Wie eingangs 

schon ausgeführt, gibt es eine geringe An-

zahl tatsächlich gemeingefährlicher Sexu-

alstraftäter und Mehrfachmörder, die zum 
tatsächlichen Schutz vor Wiederholungen 

gesichert werden müssen. Dies aber nicht 

in Gefängnissen, sondern in Psychiatrien, 

in denen ihnen geholfen wird. Alle anderen 

Gefangenen sind zu entlassen. 

Es ist eher müßig, sich darüber (erneut) 

zu streiten, ob die Forderung nach Ab-

schaffung der Knäste und des Straf- und 

Rachesystems berechtigt ist oder nicht. 

Strittig ist in diesem Zusammenhang fer-
ner, ob auf dem Weg zur Abschaffung, 

welcher sicherlich nicht ohne Widerstand 

und Kampf vonstatten gehen wird, auch 

eine Reformierung gefordert und betrie-

ben werden soll. Hier gehen die Ansichten 

auseinander. Wir von der Iv.I sind der 

Meinung, dass dies sehr wohl ein probater 

Weg ist, um Widerstand in den Knästen zu 

wecken. Gefangene sind überwiegend poli-
tisch nicht interessiert, und zudem gibt es 

untereinander so gut wie keine Solidarität. 

Diese ist aber unbedingt von Nöten für 

den Widerstand innerhalb der Knäste. Man 

kann sie am besten durch die gemeinsame 

Forderung nach Haftverbesserungen er�
reichen. Vielfach agiert das Knastsystem 

völlig rechtswidrig und schafft sich so 

rechtsfreie Räume. Man kann es sehr 

wohl mit deren eigenen Waffen schlagen 

und dies ist unserer Ansicht nach der einzi-
ge Weg, um Gefangene zu erster massiver 

Gegenwehr zu bewegen. Wenn dies er-

reicht ist, ist schon viel gewonnen auf dem 

Weg hin zur Abschaffung der Knastanstal-

ten. Die von uns seit Jahren betriebenen 
„reformistischen" Ansätze sind einzig die-

ser Absicht untergeordnet. Und sie sind 

beileibe keine „Zusammenarbeit" mit den 

staatlichen Rechtsbeugern.  

Gefangene dürfen innerhalb dieses 

Kampfes nicht allein gelassen werden. Die 
Differenzierung in einerseits „politische" 

und andererseits „soziale" Gefangene ist 

hierbei eher als kontraproduktiv zu be-

zeichnen, denn sie spaltet die Gefangenen. 

Man hört innerhalb der Knäste immer und 
immer wieder folgenden Spruch: „Ach, die 

Linken, Roten und die Antifa - alles schön 

und gut -; aber die machen doch nur was 

für ihre politischen Gefangenen und wir 

sind denen doch scheißegal, - lass mich 
damit in Ruhe!" Man kann noch so sehr 

dagegen argumentieren, doch dieses Vor-

urteil sitzt ziemlich tief in den Köpfen der 

„sozialen" Gefangenen wie auch die An-

sicht, dass sich die „Politischen" für etwas 

Besseres halten. Es ist natürlich völliger 
Unsinn, aber die gängige Meinung. 

Wir würden uns sehr wünschen, dass 

sich die widerständigen Kräfte außerhalb 

der Knäste mehr und mehr zusammen-

schließen und dass es innerhalb von Pro-
testaktionen viel mehr gegen Knäste und 

Haftbedingungen gehen würde. Damit - 

und nur damit -könnte sich das Gros der 

Gefangenen identifizieren und genau das 

würde auch den Widerstand in den Knäs-
ten beflügeln. „Hört auf, Gefangene zu 

terrorisieren und zu quälen!!!“ müsste viel, 

viel öfter vor den Toren der Knäste ertö-

nen. DAS hören Gefangene und DANN 

wissen sie, dass sie nicht allein, hilf- und 

wehrlos sind. Das könnte eine Initialzün-

>> Handlungsoptionen!!! 



dung sein. Im Iv.I Rundbrief 01/2009 

(www.ivi-info.de) sind die bestehenden 

Miss- und Umstände innerhalb der Knäste 

sowie diverse Forderungen aufgelistet. 

Bevor ernsthaft über die Abschaffung 

der Knäste geredet werden kann, muss 

der Bevölkerung klargemacht werden, 

dass Knäste beileibe nicht das sind, was 

ihnen vorgegaukelt wird. Ohne breite Ak-

zeptanz innerhalb der Bevölkerung wird es 
keine Abschaffung des perfide ausgerichte-

ten Straf- und Rachesystems geben. Es ist 

vielfach dieses System, welches den Rück-

fall produziert, weil es sich nicht an seine 

ureigenen Gesetze und Verordnungen hält.  

Forderung der Iv.I ist und bleibt primär 

natürlich die Abschaffung der Knäste 

u n d  d e s  g e s a m t e n  S t r a f - /

Rachesystems. Und auf dem Weg dorthin 

fordern wir auch weiterhin: 

�die Legalisierung aller Drogen, 

�die Abschaffung der lebenslänglichen 

Freiheitsstrafe und der Sicherungsver-

wahrung, 

�die Unterbringung psychisch Erkrank-

ter in Psychiatrien statt in Knästen, 

�die Behandlung Suchterkrankter in 

offenen Krankenhäusern,  

�die Abschaffung der Arbeitspflicht, 

�gesetzliche Mindestentlohnung für 

freiwilliges Verrichten von Arbeiten, 

�Einführung einer Rentenversicherung 

für alle arbeitenden Gefangenen, 

�monatliches ‚Taschengeld‘ in Höhe der 

üblichen Hartz IV Sätze für unbeschäf-
tigte Gefangene, 

�freie Arztwahl, 

�die Abschaffung der staatsanwalt-

schaftlichen Beteiligungen bei beantrag-

ten Strafaussetzungsverfahren, 

�die Verpflichtung der Vollzugsbehör-

den, den Empfang von Klageschriften 

Gefangener schriftlich zu dokumentie-

ren und diese auf dem sog. Dienstweg 

kostenlos zu transportieren, 

�die Verpflichtung der Strafvollstre-

ckungskammern, eingegangene Klagen 

in jedem Fall zu bescheiden, 

�unbeschränkten Paketempfang,  

�die Abschaffung des sog. Verlegungs-

karussells", mit dem unliebsame Gefan-

gene von Knast zu Knast entsorgt wer-

den, 

�die Möglichkeit des unbeschränkten 

Besuchsempfanges und Langzeitbesu-

che für alle Gefangenen, 

�die Verpflichtung, für jeweils 20 Ge-

fangene je eine/n Psycholo�gen/in 

und Sozialarbeiter/in fest einzustellen, 

die/der nicht von der sog. Schweige-

pflicht entbunden werden kann, 

�eine mindestens 3-fache Erhöhung 

der sog. Verpflegungssätze,  

�die Verpflichtung, die Einkäufe der 

Gefangenen in Eigenregie durchzufüh-

ren (Verbot externer Verkaufsfirmen, 

die Gefangene mit Wucherpreisen 

abzocken) und die bestellten Ware zum 
Selbstkostenpreis an Gefangene weiter-

zugeben, 

�sofortige Kündigung von Firmen wie 
Telio und deren „Dienste",  

�die Abschaffung von Stromkostenbei-

trägen und Gebühren für TV-

Empfang, 

�das Recht Gefangener, E-Mails zu 

versenden und empfangen zu können, 

�Zugang zum Internet, 

�Einrichtung von sog. FB- Möglichkei-

ten auch innerhalb des geschlossenen 
Vollzuges (mindestens 5% der vorhan-

denen Haftplätze), 

�Abschaffung der Verpflichtung, 

„Anstaltskleidung" tragen zu müssen, 

�die gesetzliche Verpflichtung der Voll-

zugsbehörden, monatlich mindestens 2 

Kontoauszüge mit allen Bewegungen 
an alle Gefangene automatisch auszu-

händigen, 

�das Arbeitsentgelt des Vormonats 

jeweils zum dritten Arbeitstag des 
darauf folgenden Monats den Gefange-

nen zur Verfügung zu stellen, 

�beantragte Überweisungen spätestens 
am dritten Arbeitstag nach Beauftra-

gung zu tätigen, 

�Vollzugsplanfortschreibungen in Ab-

ständen von 3 Monaten durchzuführen, 

�die eingelagerte „Habe“ Gefangener 

nicht nur kartonweise sondern Stück 

für Stück aufzulisten und zu doku-

m e n t i e r e n ,  d e n n  v i e l f a c h 
„verschwindet" selbige spurlos, 

�Gefangene bei beabsichtigten Verle-

gungen in andere Knäste mindestens 

eine Woche zuvor hiervon zu unter-
richten. Auch die eingetragenen 

Rechtsanwälte sind hiervon zu unter-

richten, 

�das Verbot der vielfach perfide ausge-
nutzten Möglichkeit, Gefangene mit 

sog. „Hausstrafen" zu disziplinieren 

und zu isolieren -ein derartiges Vorge-

hen soll ausschließlich den Strafvoll�

streckungskammern der Landgerichte 
vorbehalten sein, 

�automatische Beiordnung von Pflicht-

verteidigern bei Disziplinarverfahren 
und Akteneinsicht. 

Sicherlich müssten hier noch weitere 

mindestens 20 Forderungen aufgelistet 

werden, aber dies sind die wesentlichen, 
aus denen sich vieles andere automatisch 

ergibt. Alles nur „Utopie"?  

Naja, mag sein,- aber denjenigen, die 

dieser Ansicht sind, sei hier abschließend 
gesagt: Das dachte Anfang 1989 auch die 

Mehrzahl der DDR-Bürger bzgl. des 

Falls der Mauer - bis die anderen dann 

auf die Straße gingen und es immer mehr 

wurden…  

Wir alle müssen unseren Forderungen 

Nachdruck verleihen und noch viel offen-

siver werden!!! 

Dokumentation © Iv.I 
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Fortsetzung von Seite 19 
 
Ich möchte noch einiges zu dem Theaterstück 
(Castingshow) sagen. 
In diesem Fall gebe ich meine Meinung und Kritik zu die-
ser Aufführung. 
Am besten hat es der Moderator Imad gemacht, denn mit 
ihm ist die Aufführung zu einem Erfolg geworden. Als ne-
gativen Eindruck vom mir 
aus war Lloyd denn sein 
Vortrag über Celine war 
nicht Celine sondern lautes 
gepolter, was auch so sein 
sollte aber viel zu langatmig. 
Dafür hätten noch einige 
andere Passagen eingebaut 
werden können. Auch war 
die Spielzeit ein wenig zu 
kurz. Denn es hätten noch 
15 Minuten länger sein kön-
nen. 
Ich möchte noch einige her-
vorragende Vorträge zitie-
ren. 
 
Unter dem Pseudonym Gunter Sachs hat der Kandidat fol-
gendes vorgetragen: 
 
 Ich wäre gern ein Koala; 4 Stunden fressen und 20 
        Stunden Schlafen. 
 Ich wäre gern ein Hund; weil er auf den ersten Blick 
         erkennt welcher Mensch ihn gewogen ist. 
 Ich wäre gern ein Delphin; die sind weit und breit in 
         den Meeren unterwegs und sehen mehr von der 
         Welt. 
 Ich wäre gern eine Galapagosschildkröte; weil sie 
         über 200 Jahre alt wird. 
 Ich wäre gern ein Adler; dann könnte ich jederzeit 
         wegfliegen. 
 Ich wäre gerne ein Erpel; der hat viele Frauen und 
         ein schönes Leben. 
 Ich wäre gern ein Panther; weil er schnell ist und 
         ein guter Jäger. 
 Ich wäre gern ein Löwe; weil er der König der Tier 
         ist. 
 Ich wäre gerne ein Dinosaurier; weil er dann in  
         tausenden Jahren noch Menschen für mich   
         begeistern können. 
 
 
Der Kandidat Ü. hat über das Institut Plötzensee ein tolles 
Gedicht vorgetragen: 
  
Das Hotel Plötzensee 
 Es liegt am See und nah am Zentrum der Stadt. 
 Wir haben wunderbare Angebote wie Krafttraining, 

Fußball, Tischtennis und diverse thematische Freizeitgrup-
pen, die man gratis besuchen kann. 
 Unsere Unterkünfte sind Einzelzimmer, sodass man 
seine Ruhe hat und so richtig abschalten kann. 
 Es gibt immer ein warmes Mittagessen und ein le-
ckeres Abendbrot. 
 Unsere Mitarbeiter sind professionell geschult und 
sehr freundlich. 

 Wir haben einer der 
besten Sicherheitsanlagen 
der Welt, hier kommt so 
schnell nichts weg 
 Da wir sehr stark aus-
gebucht sind, müsste man 
für eine Zeit im Hotel Plöt-
zensee ein Ticket  buchen – 
beim Haftrichter am Tempel-
hofer Damm. 
 Wir holen sie dann 
persönlich ab. 
 Also versäumen sie es 
nicht, eine wunderbare Zeit 
im Hotel Plötzensee zu 

verbringen! 
 Ihr Plötzensee – Team. -  Wir freuen uns auf 
Sie! 
 
Ich selbst habe drei Geschichten erzählt eine wie meine 
Geburt verlaufen ist, dann eine Entengeschichte und eine 
schwere Krankheit die mit Naturheilmitteln geheilt wurde. 
Ich hatte die Ehre auch das Schlusswort oder besser ge-
sagt eine Schlussgeschichte unter dem Thema „Wie stelle 
ich mein Leben in 10 Jahren vor“ vorzutragen: 
Nach einem langsamen Tanz setzte ich mich an einen ge-
deckten Tisch mit einer angezündeten Kerze und trug vor: 

 
In 10 Jahren werde ich 10 Jahre jünger sein. 
In 10 Jahren werde ich mit meiner Frau auf der Insel 
 Mauritius ein Hotel erworben haben. 
Mauritius gefällt mir deshalb so gut weil es wie ein 
 Paradies ist. 
Mein Traum wird sich deshalb erfüllen, weil ich  
im kaufmännischen - und gastronomischen  Bereich 
 viel Erfahrung habe. 
Dann werde ich vor meinem Hotel auf einer  
Hängematte liegend alles um mich herum beobachten 
 und so meinen Lebensabend beschließen. 

 
Danach ging das Licht aus und nach einer Weile habe ich 
die Kerze ausgeblasen und das Stück war zu Ende. 
Nach der Vorstellung konnten wir etwa eine Stunde mit 
dem Publikum sprechen. Der im Theaterstück eingesetzte 
Koch verteilte dann an das Publikum eine Kostprobe seines 
während der Aufführung zubereiteten Essens. 
    

■ (hm) 

 >> Fortsetzung Theater 

Briefe an meine Katze Bébert.Briefe an meine Katze Bébert.Briefe an meine Katze Bébert.Briefe an meine Katze Bébert.    
Gefangenentheater aufBruch 

Aus dem Gefängnis 
kommt man lebend 

heraus,  
aus dem Krieg nicht  
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VerwirrendVerwirrendVerwirrendVerwirrend    

Ein Aushang an den Stationstelefonen kündigt eine Preiserhöhung auf 10 ct/min. an. Auf Nach-

frage erfuhr die Redaktion, dass die Preiserhöhung nicht für die JVA Plötzensee gilt. Angeblich 

gab es keine anderen Flyer? Stellt sich die Frage: Wenn es keine Preiserhöhung gibt, warum dann 

der Aushang? Die Flex - Optionen wurden ja bereits mit einem anderen Aushang publik  ge-

macht. 

Also überall gibt es eine Preiserhöhung, nur in der JVA Plötzensee nicht? Diese Begründung wür-

de uns doch einmal interessieren. 

 

ProphetischProphetischProphetischProphetisch    

Es gibt tatsächlich Sozialarbeiter die (wie im Dezember geschehen) bereits Freitags wissen, dass 

sie in der kommenden Woche krank sind. Danach geht es dann in den wohlverdienten Urlaub. 

Merke: Prophezeiungen sind eine außerordentliche Anstrengung! 

    

EssenEssenEssenEssen    

Es geht doch! Mohnkuchen für alle. Eine willkommene Auflockerung des ewiggleichen Speise-

plans. Wenn also die Anstaltsleitung will, kann der Speiseplan sehr wohl aufgelockert werden.  

Weiter so!  

    

EntlassungenEntlassungenEntlassungenEntlassungen    

Wieder wurde ein Insasse entlassen, ohne Wohnung, ohne gültige Papiere. Irgendwie scheint es 

nicht bekannt zu sein, dass rechtzeitig vorbereitende Entlassungsausgänge zu gewähren sind. Aber 

wenn die Sozialarbeiter erst krank sind und dann in den (wohlverdienten) Erholungsurlaub ge-

hen, bleibt natürlich keine Zeit, um sich um zu vernachlässigende Einzelfälle zu kümmern.    
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 >> Plötze führt... 

EBEBEBEB    
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>> Wir haben nur eine Gesundheit 

Vorweg: Gefängnis macht krank!  

Dem Gefängnis als solchem ist die Funktion inhärent, sei-

ne Insassen in ihrer Gesundheit zu schädigen. 

 

Denn auch noch so gut qualifizierte, noch so engagierte 

Vollzugsärzte und eine auch noch so gute medizinische 

Ausstattung würde nichts daran ändern, dass das Heraus-

reißen von M e n s c h e n 

aus ihrem so- zialen Um-

feld, der auf Dauer ange-

legte weiterge- hende  Ent-

zug jeglicher Autonomie 

und die Un- terbringung 

in einem sozi- al und räum-

lich lebensfeindlichen Umfeld psychische und psychoso-

matische Schäden verursacht. 

Ein grundlegendes Problem besteht bereits in der Doppel-

rolle des Anstaltsarztes; einerseits sollte er als quasi Haus-

arzt der Gefangenen eine Vertrauensrolle einnehmen. Die-

ses Vertrauen scheitert aber an der Offenbarungspflicht 

immer dann, wenn er seine Rolle als Arzt im Dienstver-

hältnis der Anstalt einnimmt.. Bei Drogenkontrollen, Ar-

beitsfähigkeitsbescheinigungen, Transport-, Verhand-

lungsfähigkeit 

muss er seine 

Vertrauensrol-

le verlassen und aus Erfahrung wissen wir, wird er im 

Sinne der Anstalt seine Diagnose stellen.  

Fundamental und im Zusammenhang mit der Doppelrolle 

des Anstaltsarztes fatal ist die Problematik des im Straf-

vollzug fehlenden Anspruchs auf freie Arztwahl. Die Voll-

zugsbehörde kann dem Gefangenen nach Überprüfung 

etwaiger widersprechender Gründe wie Sicherheitsinte-

ressen oder Gründe, wie dem Erreichen des Vollzugsziels 

widersprechen, eine medizinische Behandlung durch ex-

terne, selbst gewählte (Fach-) Ärzte gestatten. Hierfür ist 

natürlich Voraussetzung, dass der Gefangene die Kosten 

aus eigener Tasche tragen kann. 

 

Freie Arztwahl: Eine soziale Frage 
 

Medizinische Versorgung und freie Arztwahl werden so 

zur sozialen Frage. Wer sich die Behandlungskosten nicht 

leisten kann - und dies betrifft die Mehrheit der Insassen -, 

muss in der Regel mit den Anstaltsärzten und den Justiz-

vollzugskrankenhäusern vorlieb nehmen. Diese machen 

von der Möglichkeit, Gefangene dennoch an externe 

(Fach-) Ärzte und Kliniken zu überweisen, erfahrungsge-

mäß zu selten Gebrauch. Während der Hausarzt draussen 

genau das Gegenteil macht. Der Unterschied ist der, dass 

der Hausarzt eine genaue Diagnose stellen will, während 

die Anstaltsärzte ihre Diagnosen gerne mit professionel-

lem Blick  oder einer profunden Blutdruckmessung vor-

nehmen.   

 

 

Die Abwesenheit der freien Arztwahl stattet den Anstalts-

arzt mit einer erheblichen Macht gegenüber den Gefange-

nen aus. Der Inhaf- t i e r t e 

muss sich nicht nur auf die 

m e d i z i n i s c h e n Kenntnis-

se des Arztes verlas- sen kön-

nen, er ist zudem in e r h e b l i -

chem Maße von sei- n e m 

Wohlwollen abhängig, steht doch die medizinische Be-

handlung und Weiterbehandlung im Ermessen des Arztes.  

Die Stellung der Ärzte im Strafvollzug öffnet zudem Tür 

und Tor für die leider noch immer gängige Praxis, dem 

Gefangenen zunächst einmal eine Schmerztablette zu ve-

rabreichen. Auch über einen längeren Zeitraum. Alleine 

die Aushändigung der 

Beipackzettel geschieht 

nicht verantwortungsvoll 

vor Abgabe der Medikamente, meist erst auf Nachfrage.  

 

In sehr vielen Fällen hätten die Gefangenen durchaus die 

Möglichkeit, sich gegen die (medizinische ) Behandlung 

zu wehren. Es gibt, als Ultimo Ratio, auch den Straftatbe-

stand der Körperverletzung im Amt. Hier ist sogar der 

Versuch strafbar. Der Vollzug ist verpflichtet, die Gefange-

nen mit den benötigten Hilfsmittel auszustatten. Dazu 

gehört auch eine sach -  und fachgerechte Aus - und Abga-

be von Medikamenten. In der Praxis kann die Durchset-

zung dieses Anspruchs aber an vielen Faktoren scheitern, 

wie an der Abschottung des Systems AGST in Verbindung 

mit der besonderen Stellung des Anstaltsarztes, oder ein-

fach am mangelnden Fachwissen des Patienten und das 

die Gefangenen nicht ausreichend über ihre Rechte in 

Kenntnis gesetzt werden. Dennoch lohnt es sich beim 

nächsten Arztbesuch nach zu fragen und auf einer genau-

en Diagnose zu bestehen. Auch gilt, wie bei anderen Rech-

ten: Klagen und die Klage auch ggf. weiter ziehen in die 

nächste Instanz. Nur nicht locker lassen.     

■ (rm) 

A G S TA G S TA G S TA G S T     
Anmerkungen zur medizinischen Versorgung 

 

Ein grundlegendes 

Problem besteht  

bereits in der  

Doppelrolle des  

Anstaltsarztes 

Freie Arztwahl - eine Frage von Macht und Willkür 

„Die  
Gefangenen sind  
professionelle 
Simulanten.“ 



Verfassungsrechtliche StellungVerfassungsrechtliche StellungVerfassungsrechtliche StellungVerfassungsrechtliche Stellung    

 

Das Bundesverfassungsgericht hat 

Resozialisierung als „ die Wieder-

eingliederung des Straftäters in die 

Gesellschaft“ definiert und es als 

„herausragendes Ziel“ des Vollzu-

ges von Freiheitsstrafen festge-

schrieben. Die Verfassung gebietet 

es, den Strafvollzug auf das Ziel 

der Resozialisierung auszurichten. 

Der einzelne Gefangene hat einen 

grundrechtlichen Anspruch dar-

auf. Dieses Gebot folgt aus dem 

Selbstverständnis einer Rechtsge-

meinschaft, die Menschenwürde 

in den Mittelpunkt ihrer Wertord-

nung stellt und dem Sozialstaats-

prinzip verpflichtet ist. Die Gesell-

schaft, so das Bundesverfassungs-

gericht (BVerfG), hat ein unmittel-

bares eigenes Interesse daran, dass 

der Täter nicht wieder rückfällig 

wird. 

Ungeachtet finanzieller organisato-

rischer Schwierigkeiten hat der 

Staat den Vollzug so auszustatten, 

wie es zur Realisierung des Voll-

zugszieles erforderlich ist. Dem 

steht eine tatsächlich einge-

schränkte Ausstattung im Strafvoll-

zug entgegen (Peronalmangel, ho-

her Krankenstand), was zur Folge 

hat, dass die Verwirklichung des 

Vollzugszieles eingeschränkt wird. 

Sicherheit vor Resozialisierung.  

„Wer Freiheit für Sicherheit aufgibt, wird am Ende beides ver-

lieren“ ( Thomas Jefferson) 

 

Entwicklung der Resozialisierung 

 

Die Resozialisierung ist nicht beschränkt auf die Gefäng-

nismauern.  Historisch erwähnt  wurde der Gedanke an 

Besserung bereits in Schriften Platons oder in den Konzep-

ten von Gerechtigkeit bei Aristoteles und Thomas von A-

quin.  

Der Begriff „ Resozialisierung“ wird zum ersten Mal von 

Karl Liebknecht ( deutscher Politiker 1871 - 1919) in sei-

nem Entwurf „ Gegen die Freiheitsstrafe “  (1918) und in 

einer Veröffentlichung von Hans Eigler „ Der Erziehungs-

zweck im Strafvollzug „ ( 1922) verwendet. In der Weima-

rer Republik ( 1918-1933) entwickelten empirische Sozial-

wissenschaftler  mit Blick auf die soziale Benachteiligun-

gen und Stigmatisierung von Strafgefangenen die Resozia-

lisierung und brachten ein in Ansätzen auf gesellschaftli-

che Integration ausgerichtetes Strafrecht hervor.  Spezial-

prävention als Erziehungsgedanke wurde im nationalsozi-

alistischen Deutschland (1933-1945) eng begrenzt und 

spielten eine untergeordnete Rolle im Strafvollzug dieser 

Zeit. Mit  Kriegsende fand der Gedanke der Resozialisie-

rung Eingang in das Besatzungsrecht. In der 3. Kontroll-

ratsdirektive von 1945 wurden Umerziehung und Rehabi-

litation ausdrücklich als Ziele des Strafvollzugs formuliert. 

E r s t e  V o r s c h l ä g e  z u m  P r i n z i p  e i n e s 

„Erziehungsstrafvollzugs“ wurden von der 

„Arbeitsgemeinschaft für Reform des Strafvollzugs“ in 

den 1950er Jahren gemacht (Leyendecker 2002 S.50).  Ab 

1977 wurde dem in Kraft getretenen Strafvollzugsgesetz 

(StVollzG) Resozialisierung als vorrangiges Ziel der sozia-

len als Vollzugsziel festgeschrieben.   Der Resozialisie-

rungsgedanke, als „Wiedereingliederung in die Gesell-

schaft“, verweist auf die Rolle des Gefangenen als Mit-

glied der Gesellschaft.. Bei Zuwiderhandlung 

(Straffälligkeit) wird die Zugehörigkeit zur Gesellschaft in 

Frage gestellt.  

Resozialisierung ist (Cornel und Maelicke 2003) nur als 

Prozess zu verstehen, der sich nicht nur auf den Strafvoll-

zug, sondern auch auf Angebote außerhalb des Vollzugs 

bezieht. Diese Angebote werden umso wichtiger, wenn 

man die Veränderung der gesellschaftlichen Entwicklung 

in den letzten Jahrzehnten berücksichtigt.  

Je länger der Gefangene sich im geschlossenen Vollzug 

befindet, je größer wird der Abstand zum gesellschaftli-

chen Wandel. Bereits zwei Jahre im geschlossenen Voll-

zug, ohne Lockerungen, sind von einem Gefangenen nur 

mit Mühe zu verstehen und zu verarbeiten.  

In der Realität tritt der Resozialisierungsgedanke immer 

mehr hinter dem Sicherheitsgedanken zurück.  Selbst der 

Verfassungsrechtliche Rang der Resozialisierung schützt 

den Gefangenen nicht  vor dem Verwahrvollzug. Der 

grundrechtliche Schutzbereich der Resozialisierung wird 

in der Praxis durch Einzelfallabwägungen 

(Wahrscheinlichkeit einer Straftat) eingeschränkt.  Tat-

sächlich aber dient der Sicherheitsgedanke nur der Siche-

rung des Arbeitsplatzes der Verantwortlichen. Es ist eine 

Führung durch Verantwortungslosigkeit. Der Gefangene 

wird erst nach Verbüßung der Haftstrafe entlassen. Um 

die Resozialisierung muss sich dann die Gesellschaft be-

mühen. Dies ist der falsche Weg. 

■ (rm) 
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Die Wiederkehr des ewig Gleichen 

 
Wir leben in einer liberalen Gesellschaft. Frei nach 
Immanuel Kant, kann jeder tun, was den anderen 
nicht stört. Böse Buben und Mädchen gehören ins 
Gefängnis, wenn sie sich daran nicht halten. Es ist 
alles auf `s Beste bestellt. So wie es für jede Blüte 
einen Gärtner gibt, gibt es in unserer kapitalisti-
schen Gesellschaft für jeden Geschmack, jede Situa-
tion, jeden Geldbeutel ein entsprechendes Angebot. 
Essen zum Beispiel. Selbst im Gefängnis. So wie 
draußen. Große Konzerne verarbeiten schon mal Sä-
gespäne zu Fleischersatz, frei Handelbar im Super-
markt erhältlich, oder beim Einkauf. Schmeckt den 
Mitarbeitern in der UZ ebenso wie dem Gefangenen. 
Dank Geschmacksverstärker. Passend dazu gibt es 
Analog Käse (für Vegetarier) und Analog Fleisch. Bei-
des frisch aus dem Chemielabor. Das kreative Essen 
macht auch vor Veganem Essen, Laktose Intoleranz 
oder diversen Allergien nicht halt. 
Ebenso verhält es sich mit der Kleidung. Damals wie 
heute machen Kleider Leute. Und nicht nur bei Kick 
kann man billig neues kaufen. Das macht was her! 
Jeden Tag was neues. Da fühlt man sich schon bes-
ser. Jeden Tag im neuen Outfit zu erscheinen, das 
fällt sogar dem Sehgeschwächten Kollegen auf. 
Manchmal klemmt der Plastik Reißverschluss – är-
gerlich, macht aber nichts, dann eben ab in den 
Müll. Der Reißverschluss wird dann geschreddert 
und landet als Granulat im Indischen Ozean, oder in 
einem anderen. 
Als Angestellter im Öffentlichen Dienst, wie auch 
Beamte im Vollzugsdienst ist das Gehalt ja nicht e-
ben üppig. Sparen ist ja generell in der Arbeitneh-
merschaft weit verbreitet. Da muss jeder schon zuse-
hen wie der Monat mit genügend Geld gefüllt werden 
kann. Hier ein bisschen sparen, dort ein bisschen 
hilft ja immer. Jeder muss schließlich zusehen wie 
er den Spagat zwischen Privat und Beruf hinbe-
kommt. Sparen bei Essen und Kleidung bietet sich 
an. Schließlich sind die Tütensuppen nicht nur bil-
lig, sie sind auch transportabel und können bequem 
auf der Arbeitsstelle aufgekocht werden. Zudem gibt 
es verbilligtes Essen in der Kantine. Auch im Ge-
fängnis. Da gibt es sogar Tiefkühltruhen und kleine 
Küchen. Da liegt zwar auch was von den Gefangnen 
drin, aber wenn etwas fehlen sollte- dann fehlt es 
eben. Milch, Joghurt alles im Überfluss vorhanden. 
Das geht immer. Gut für die lange Nachtschicht. Pri-
vatwäsche kann man ebenso während der Arbeits-
zeit gemütlich in der Waschmaschine waschen. Das 
spart häusliche Energiekosten und Waschpulver. 
Man muss schließlich sauber und gepflegt zur Arbeit 
erscheinen. Während die Waschmaschine leise vor 
sich hin arbeitet, kann man in Ruhe Solitär spielen. 
Ist ja überall installiert. Nachtschichten sind einfach 
toll! Keine Gefangenen- in aller Ruhe Wäsche wa-
schen, Solitär spielen und ab und zu etwas Essen. 
Das spart Geld und Nerven. Da kann man sich, bei 

rechtzeitiger Buchung auch mal einen prestigeträch-
tigen Urlaub im Indischen Ozean leisten. Herrlich 
Schnorcheln gehen. Neue Fische entdecken. Einen 
Neunzackigen Seestern. Wow! Ach, das ist keine 
neue Art? Mutiert durch den Plastik Müll im Ozean. 
Ein Fehler in der Zellteilung. Naja, dann eben der 
nächste Urlaub in den Bergen. Heute Abend auf je-
den Fall erst einmal schön essen gehen. Die Speise-
karte ist einfach umwerfend, für sämtliche Vorlie-
ben, Abneigungen, Lebensmittelverträglichkeit und 
Weltanschauung ist etwas vorhanden. Der Steakes-
ser bekommt ein (fast) rohes Steak, der Vegetarier 
seine köstliche Grünkernsuppe, der Veganer seinen 
schwach gewürzten Löwenzahnsalat. Es ist alles auf 
`s Beste bestellt. Und wir leben in der besten aller 
Welten. Der Fisch kommt fangfrisch auf den Teller. 
Vielleicht habe ich den ja sogar heute morgen beim 
Schnorcheln sogar gesehen und fotografiert? Das ist 
wahrlich Luxus und Erholung, sogar mit einer Prise 
Abenteuer. Da haben sich die Sparmaßnahmen und 
Frühbucherrabatt doch gelohnt. Das mühsame 
schleppen der privaten Dreckwäsche in die Anstalt, 
zuhause waschen wäre wahrlich einfacher gewesen, 
aber auch teurer. Jetzt aber erst einmal den frischen 
Fisch genießen. Morgen ist der Urlaub schließlich 
vorbei. Dann heißt es wieder Nachtschichten schie-
ben und Solitär spielen. Den Stress hält ja auf Dauer 
keiner aus. Also Fisch genießen. Das sieht schon 
lecker aus. Mit frischen Erdebeeren. Mmh, lecker! 
Seit wann gibt es eigentlich Erdbeeren auf einer In-
sel im Indischen Ozean? Naja, egal, Hauptsache es 
schmeckt. Zuerst die Gräten entfernen. Oh, seit 
wann hat der Fisch den zwei Grätenstränge? Ulkig, 
einer sieht aus wie mein alter Plastikreißverschluss. 
Seltsame Fische gibt es schon. Raus mit dem Reiß-
verschluss und den Gräten. Hauptsache es 
schmeckt. Und nächstes Jahr dann in die Berge. 
 
Der Mohnkuchen 
 
Es tut sich was in Plötzensee! Rechtszeitig zum Frühlings-
anfang kommt neues Leben in eingefahrene Strukturen. 
Hieß es noch vor kurzem bei Ausgängen und Urlaub: „Sie 
wissen keinen Alkohol, keine Drogen, auch kein Mohnku-
chen oder Mohnbrötchen, die Ausreden kennen wir“, so 
trat am Sonntag (8.3.15) eine zaghafte Änderung ein. Es 
gab für alle Mohnkuchen. Ein Versehen kann es nicht ge-
wesen sein, dazu sind die zuständigen Mitarbeiter schon 
zu lange hier beschäftigt. Wahrscheinlicher ist, dass der 
Mohnkuchen „von oben“ verordnet wurde. Im besten Fall 
ist der Mohnkuchen ein Indiz dafür, dass nun weiche Dro-
gen flächendeckend freigegeben werden. Die JVA als Test-
ballon!? Wäre ja gut, wenn es so wäre. Faktisch sind in 
der kommenden Woche alle positiv, sollte eine Urin- Kon-
trolle stattfinden. Jetzt wäre es auch an der Zeit Mohn in 
die Einkaufsliste aufzunehmen und sich Mohn im Paket 
schicken zu lassen. 
 

■ (rm) 
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>> Skizzen und Überlegungen zur Resozialisierung 

Ein angemessenes Arbeitsentgelt für Gefangene und ihre 

Einbeziehung in die Kranken - und Rentenversicherung 

sind auch 37 Jahre nach der ersten gesetzlichen Regelung 

des Strafvollzugs nach wie vor nicht eingelöste Verspre-

chen der Strafvollzugsreform. Das Grundgesetz verpflich-

tet zwar den Gesetzgeber, ein wirksames Konzept der Re-

sozialisierung zu entwickeln und den Strafvollzug darauf 

aufzubauen (BVerfG ZfStrVo 1998, S.242). Dabei ist ihm 

aber ein weiter Gestaltungsspielraum eröffnet. Während 

die Einbeziehung in die Krankenversicherung in die Voll-

zugspraxis kaum eine Rolle spielt, da die Gesundheitsver-

sorgung der Gefangenen aufgrund vollzugsgesetzlicher 

Bestimmungen sichergestellt ist, lässt ein schlüssiges Ge-

samtkonzept mit einer angemessenen Arbeitsentlohnung 

und einer Einbeziehung der Gefangenen in die Rentenver-

sicherung weiter auf sich warten. Zudem werden bereits 

vorhandene vollzugspraktische Möglichkeiten nicht aus-

geschöpft. Nicht genug damit: Die Bundesagentur für Ar-

beit hat im Frühjahr 2013 einen Angriff auf die Arbeitslo-

senversicherung der Gefangenen vorgenommen, dessen 

Konsequenzen noch nicht im vollen Umfang abschätzbar 

sind. Zudem hat die Landesregierung den - wenn auch 

untauglichen - Versuch unternommen, die Wirtschaftlich-

keit einer teilprivatisierten Justizvollzugsanstalt nahezu 

ausschließlich mit den Erträgen aus der Gefangenenarbeit 

zu belegen. 

 

Arbeitsentgelt 

 

Der Anspruch der gefangenen auf Arbeitsentgelt war 

durch § 200 Abs.1 des seit 1.1.1977 geltenden Strafvoll-

zugsgesetzes begrenzt auf die Bezugsgröße von 5 v. H. des 

durchschnittlichen Arbeitsentgelts aller Versicherten der 

Renteversicherung der Arbeiter und Angestellten ohne 

Auszubildende des vorvergangenen Kalenderjahres.  Ob-

wohl der Bundesgesetzgeber verpflichtet war, bis zum 

31.12.1980 über eine Erhöhung des Anteils zu befinden, tat 

sich lange Zeit nichts. Die Tatsache, dass sich eine Gesetz-

gebungspraxis immer wieder über selbst gesetzte oder in 

Aussicht genommene Fristen hinwegsetzte, war durchaus 

geeignet, das vertrauen der Bevölkerung in die Glaubwür-

digkeit staatlichen Handelns zu erschüttern. Gefangene 

einerseits auf ein gesetzmäßiges Leben vorzubereiten, ge-

setzgeberische Inkonsequenz andererseits mit schwachen 

Argumenten verteidigen zu sollen, war auch für die Ver-

antwortlichen im Justizvollzug ein kaum aufzulösender 

Widerspruch.  

Während einzelne Bundesländer zur Behebung der missli-

chen Situation zu eigenen Überlegungen ansetzten, kam 

bundesweit Bewegung in die Angelegenheit erst durch 

das Urteil des Bundesverfassungsgericht vom 1.7.1998 

(BVerfG ZfStrVo 1998, S.242). Die Bezugsgröße von 5. v. 

H. wurde für verfassungswidrig erklärt. Arbeit im Straf-

vollzug sei nur dann ein wirkliches Resozialisierungsmit-

tel, wenn die geleistete Arbeit angemessene Anerkennung 

finde. Durch die Höhe des ihm zukommenden Entgelts 

müsse dem Gefangenen in einem Mindestmaß bewusst 

gemacht werden, dass Erwerbsarbeit zur Herstellung der 

Lebensgrundlage sinnvoll ist. Ob der Bundesgesetzgeber 

mit dem am 1.1.2001 in Kraft getretenen Fünften Gesetz 

zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes und einer Erhö-

hung der Bezugsgröße auf 9 v. H. dieser Forderung  des 

Bundesverfassungsgerichts gerecht geworden ist, kann 

man trefflich bezweifeln. Allerdings ist anzumerken, dass 

es nicht um eine „Tarifliche“ Entlohnung der Pflichtarbeit 

gehen kann, denn eine geringere Pflichtarbeitszeit der ge-

fangenen, die hohe Fluktuation in den Werkbetrieben so-

wie vor allem die „systemimmanenten Effizienzbarrie-

ren“ (d.h. Unterbrechungen der Arbeitszeit durch An-

walts-, oder Angehörigenbesuche, Einkauf, oder anderen 

Gründen) verhindern i. d. R. eine Vergleichbarkeit mit 

Tarifarbeit außerhalb der Anstalt. Es kann daher nur um 

eine „tariforientierte“ oder eine „angemessene“ Entloh-

nung der Pflichtarbeit innerhalb der Justizvollzugsanstalt 

gehen, mit der allerdings die Regelung vorhandener 

Schulden, die Beteiligung am Familienunterhalt pp. mög-

lich sein muss. 

 

Rentenversicherung 

 

Der  Bundesgesetzgeber hatte die Einbeziehung von arbei-

tenden Gefangenen in die Sozialversicherungssyteme um-

fassend geregelt (§§ 190- 193 StVollzG). In § 198 Abs.3 

StVollzG wurde angekündigt, dass diese Paragraphen 

durch ein besonderes Bundesgesetz in Kraft gesetzt wer-

den sollen. Dies ist hinsichtlich der Rentenversicherung 

nicht geschehen, obwohl die Bundesregierung die Einbe-

ziehung von Strafgefangenen in die gesetzliche Kranken - 

und Rentenversicherung „weiterhin für sinnvoll“ hält 

(Drucksache 16/11362). Ihr zögerliches Verhalten hinsicht-

lich einer Gesetzesinitiative begründet die Bundesregie-

rung mit den - wohl zutreffenden - „finanziellen Vorbehal-

ten der Bundesländer, die die Beiträge zur Sozialversiche-

rung übernehmen müssten“. Diese rein fiskalische Sicht-

weise missachtet allerdings die Notwendigkeit eines poli-

tischen, gesellschaftlichen und auch für den Steuerzahler 

„wirtschaftlichen“ Gesamtkonzepts. Das Bundesverfas-

sungsgericht hat in dem inkonsequenten Gesetzgebungs-  

Skizzen und Überlegungen 



verfahren allerdings keinen Verfassungsverstoß ge-

sehen: „Aus Resozialisierungsgründen kann der Ge-

setzgeber die Verrichtung von Pflichtarbeit auch in 

der Weise anerkennen, dass er die Gefangenen in 

den Schutz der Sozialversicherungssysteme einbe-

zieht. Das Grundgesetz zwingt allerdings nicht zu 

einer Ausdehnung auf Pflichtarbeit im Strafvoll-

zug“ (BVerfGE 1998, S. 169 ff.).  Das wie schon beim 

Arbeitsentgelt festgestellte beschädigte Vertrauen in 

die Glaubwürdigkeit staatlichen Handelns stellt eine 

große Belastung für den Strafvollzug dar.  

 

Freies Beschäftigungsverhältnis 

 

Freie Beschäftigungsverhältnisse aus dem offenen 

Vollzug heraus im Wege des Freigangs und auf 

Grundlage einer tariflichen Beschäftigung sind seit 

langem üblich, wenn auch in den einzelnen Bundes-

ländern unterschiedlich genutzt. Freie Beschäfti-

gungsverhältnisse im geschlossenen Vollzug sind 

jedoch höchst selten (s. Schäfer 1996). Die rechtliche 

Zulässigkeit dieser Organisationsform wird zudem 

aus dogmatischen gründen unterschiedlich beurteilt. 

Allerdings schei8nt in der Vollzugspraxis weniger 

die rechtliche Komponente eine Rolle zu spielen, als 

der befürchtete Organisationsaufwand und die man-

gelnde Bereitschaft von Firmen, für die der Justiz-

vollzugsanstalt durch Gefangene erbrachte Arbeits-

leistung auch gleichen Lohn zu zahlen. Hierfür gibt 

es zahlreiche Beispiele.  

 

Nicht gewagt: Beschäftigungsgesellschaften 

 

Die Überlegung, Eigenbetriebe in den Justizvollzugs-

anstalten in private Gesellschaften (mit verbesserten 

Entgeltmöglichkeiten für Gefangene) umzuwandeln, 

ist verknüpft mit der Notwendigkeit, die einzelnen 

Betriebe im Ablauf zu straffen und dadurch effekti-

ver und effizienter zu führen. Aus dem im Auftrag 

des Strafvollzugausschusses der Länder erstellten 

Gutachten von Axel D. Neu ( Neu 1995) ergibt sich, 

dass - grob gerechnet - die Produktivität eines be-

schäftigten Gefangenen im Falle der Unternehmerbe-

triebe bei etwa 20 v. H. und im Falle der Eigenbetrie-

be bei deutlich unter 15 v. H. der Betriebe in der ge-

werblichen Wirtschaft angesiedelt werden muss. 

Grund hierfür sind die oben schon erwähnten vielfäl-

tigen vollzugsinternen „ systemimmanenten Effi-

zienzbarrieren „ . An diesen organisatorischen Um-

bau hat sich bisher noch keine Landesjustizverwal-

tung herangewagt. Ausnahmen im offenen Vollzug 

(z.B. Servicestunden von Verwaltungen nach Ende 

der Arbeitszeit gegen Abend) bestätigen den Befund. 

 

Nicht wirtschaftlich: Privatisierung 

 

„ Der Staat schließt nur zu“. Mit diesem lapidaren 

Satz hatte die Frankfurter Allgemeine Zeitung Ende 

des Jahres 2005 ihren Bericht über die Eröffnung der  

teilprivatisierten Justizvollzugsanstalt (JVA) Hünfeld 

in Hessen überschrieben. (FAZ vom 4.12.2005). Die 

Hessische Landesregierung hatte bereits 1999 Bau 

und Betrieb einer Haftanstalt in privater Organisati-

onsform als besonders herausragendes Projekt pro-

pagiert(  s. Information der Hessischen Landesregie-

rung 2002, S. 31 - 34). 

 

Die schlichte Feststellung der FAZ, „ der Staat 

schließt nur zu“, lässt offen, ob mit dieser Bemer-

kung die (Teil-) Privatisierung als staatliche Erfolgs-

bilanz oder als staatlicher Offenbarungseid zu wer-

ten sei. Für den Hessischen Rechnungshof war es je-

denfalls Anlass, eine Prüfung der Wirtschaftlichkeit 

dieser Privatisierungsmaßnahme ins Auge zu fassen, 

zumal der zuständige Justizminister recht verhei-

ßungsvoll davon schwärmte, die Privatisierung der 

JVA werde 15 Prozent billiger ausfallen als ein staat-

licher Betrieb (s. Presseinformation des Hessischen 

Ministeriums der Justiz vom 8. November 2004). 

 

Die JVA Hünfeld hatte am 2. Januar 2006 als erste 

teilprivatisierte Justizvollzugsanstalt Deutschlands 

ihren Betrieb aufgenommen. Der Hessische Rech-

nungshof hat vom September 2010 bis Ende 2011 ei-

ne Prüfung der vorgenommenen Teilprivatisierung 

durchgeführt.. Gegenstand der Prüfung waren aus-

schließlich Fragen mit wirtschaftlicher Relevanz. Da-

bei hat der Hessische Rechnungshof zum einen den 

Wirtschaftlichkeitsvergleich, der Grundlage der Pri-

vatisierungsentscheidung war, und zum anderen  
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die Überwachung der Leistungserbringung des privaten 

Anbieters durch ein Vertragscontrolling geprüft. Die Er-

gebnisse hat der Hessische Rechnungshof mit zwei Prü-

fungsmitteilungen dem Hessischen Ministerium der Jus-

tiz, für Integration und Europa und - wegen der Bedeu-

tung und Angelegenheit - gemäß § 96 Abs. 2 LHO dem 

Hessischen Ministerium der Finanzen mitgeteilt. Daraus 

folgend wurden die Ergebnisse durch förmliche Bemer-

kungen (§97 LHO) bzw. durch eine Beratende Äußerung 

(§ 88 Abs.2 LHO)  dem Hessischen Landtag zur Kenntnis 

gebracht und dort diskutiert. Teil 

1 (Private Leistungsbereiche und 

Vertragcontrolling) war Bestand-

teil der Bemerkungen des Jahres 

2011 und damit öffentlich (s. hes-

sischer Rechnungshof 2012, S 329-

3 3 6 ) .  T e i l  2 

(Wirtschaftlichkeitsberechnung 

zur Privatisierung von Betriebs-

leistungen) wurde in einem Be-

richt nach § 88 Abs.2 LHO und 

war in dieser Form nicht öffent-

lich. Allerdings hatte der Haus-

haltsausschuss des Hessischen 

Landtags zur Beratung des Be-

richts die Öffentlichkeit herge-

stellt. Die anwesenden Pressever-

treter haben daraufhin ausführ-

lich über die Prüfungsergebnisse 

des Rechnungshofs berichtet. (s. 

Darmstädter Echo 20.06.2012; 

F r a n k f u r t e r  R u n d s c h a u 

21.06.2012). 

 

Das Ministerium hatte als Vergleichsmaßstab für eine pri-

v a t  z u  b e t r e i b e n d e  J V A  e i n  s o g . 

„Eigenwirtschaftsmodell“ (EBM) gewählt. Wirtschaftliche 

Grundlage für die Privatisierung sollten u.a. die Erlöse aus 

der Gefangenenarbeit sein. Das EBM wurde nach Eingang 

der Angebote im Ausschreibungsverfahren dreimal modi-

fiziert. Die Erlös -Kosten -Relation für das EBM ver-

schlechterte sich dadurch beständig. Schließlich wurde 

ohne nähere Begründung als weitere Erlös reduzierender 

Faktor eine Wettbewerbsbeschränkung des Landes be-

rücksichtigt, da das Land nicht die Erlöse eines freien An-

bieters erzielen könne. Rund 93 v. H.. der Ergebnisände-

rungen waren auf die Veränderungen im Bereich der Ar-

beitsbetriebe zurückzuführen. Der vom Ministerium vor-

gelegte Wirtschaftlichkeitsvergleich konnte die Wirtschaft-

lichkeit einer Teilprivatisierung nicht nachvollziehbar be-

legen.  

Die Grundannahme, in einer strukturschwachen Region 

mit Gefangenenarbeit eine Justizvollzugsanstalt finanzie-

ren zu können oder zu wollen, geschah in Unkenntnis o-

der sogar in vorsätzlicher Missachtung von gutachterli-

chen Feststellungen (Neu 1995). Die Presse kommentierte 

dies mit „ Tricks bei der Privatisierung“ (s. Frankfurter 

Rundschau 21.06.2012) und „Privatisierung auf Teufel 

komm raus“ (Darmstädter Echo 20.06.2012).  

Arbeitslosenversicherung 

 

Die Vorschriften über die Versiche-

rungspflicht der Gefangenen in der 

Arbeitslosenversicherung gelten 

seit Einbeziehung der Gefangenen 

in das Arbeitsförderungsrecht seit 

über 35 Jahren sachlich unverän-

dert. Gleichwohl hat die Bundes-

agentur für Arbeit nunmehr die 

Auffassung vertreten, arbeitsfreie 

Samstage, Sonntage und gesetzliche 

Wochenfeiertage, die innerhalb ei-

nes zusammenhängenden Beschäf-

tigungszeitraums lägen, könnten 

im Gegensatz zur bisherigen Praxis 

nicht mehr zur Versicherungszeit 

gezählt werden. Die geänderte 

Rechtsauffassung der BA hat gra-

vierende Auswirkungen auf die 

Arbeitslosenversicherung. Um in-

nerhalb der Rahmenfrist von zwei 

Jahren den Zwölf-Monatszeitraum erfüllen zu können, 

muss ein Gefangener an 360 tagen arbeiten. Da die oben 

benannten Tage nicht mehr als Versicherungszeit berück-

sichtigt werden, muss ein Gefangener  entsprechend län-

ger arbeiten als ein Arbeitnehmer außerhalb der Mauern. 

Proteste des Strafvollzugsausschusses der Länder, der 

Konferenz der Justizministerinnen  und - minister und 

sogar eine Intervention der Bundesjustizministerin blieben 

bislang ohne Erfolg, so dass eine gerichtliche Klärung nun 

erwartet wird. Es ist unverständlich und nicht hinzuneh-

men, dass ohne ausreichende Diskussion und Beteiligung 

der Verantwortlichen von der BA einseitig ein  wichtiger 

Inhaltlicher Grundkonsens rechts- und sozialstaatlicher 

Gestaltung des deutschen Strafvollzugs aufgekündigt wer-

den konnte. 
Erstabdruck: BAG S 3/2013 

■ (rm) 
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Wieso bekommen wir kein ALG I ? 
 
Seit 2013 erleben Entlassene bei der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) ihr blaues Wunder. Obwohl sie teilweise über 
Jahre gearbeitet und immer Arbeitslosenversicherung be-
zahlt haben. Sie bekommen die vorgeschriebenen 360 
Tage in den letzten 2 Jahren einfach nicht zusammen. 
„Rechnet“ die BA aus und kommt zum Ergebnis: Kein 
ALG I. Oder, wenn doch, dann nur für wenige Monate. 
Stattdessen soll das Jobcenter zuständig sein. Es gibt also 
nur Hartz IV. 
 

Warum? 
 

Man kann annehmen, dass 
die Justiz und die BA hier den 
Ball zwischen sich hin und her 
spielen, um die Kosten dem 
Jobcenter aufzudrücken. Zum 
Nachteil des Steuerzahlers. 
Benachteiligt wird natürlich 
auch der Gefangene, wenn 
nicht sogar betrogen: Er wird 
aus der Sozialversicherung 
ausgeschlossen. Obwohl er 
jahrelang in sie eingezahlt 
hat. 
 
Welche Tricks wendet die 

BA dabei an? 
 

Sie hat eine Verfügung erlassen, dass bei Gefangenen 
arbeitsfreie Tage nicht mehr berücksichtigt werden, ob-
wohl sie innerhalb eines zusammenhängenden Beschäfti-
gungsabschnitts liegen. Bei Arbeitnehmern draussen wer-
den diese Abschnitte voll angerechnet, also auch die ar-
beitsfreien Tage wie Samstage, Sonntage und Feiertage. 
Bei uns Gefangenen werden noch dazu die Tage abgezo-
gen, die wir ohne eigenes Verschulden nicht arbeiten kön-
nen. Sei es wegen Terminen, Ausgang und/oder Urlaub. 
Sogar wenn wegen Personal- bzw. Arbeitsmangel der Be-
trieb geschlossen bleibt. 

 
Was sagt nun die Justiz dazu? 

 
Sie hat ja eine Fürsorgepflicht und sollte dafür sorgen, 
dass „ihre“ Gefangenen die Früchte ihrer Arbeit erhalten, 
auch nach der Haft. Und tatsächlich, die Justizministerien 
haben die Bundesagentur für Arbeit aufgefordert, ihre Ver-
fügung zu ändern. Ohne Erfolg allerdings. 
Deshalb haben sie bei der 85. Justizministerkonferenz im 
Juni 2014 beschlossen: „Die Justizministerinnen und 
Justizminister bitten die Bundesregierung, im Rahmen 
des nächsten Gesetzes zur Änderung des Dritten Sozi-
algesetzbuch –Arbeitsförderung- eine Regelung vor-
zusehen, wonach auch diese Tage zweifelsfrei als Ver-
sicherungszeit berücksichtigt werden“ (TOP II.17). 
Auf dass wir wieder den Rechtsanspruch auf ALG I haben. 

Das dauert natürlich seine Weile und bis dahin „spart“ die 
BA einen Haufen Geld, welches aber der Staat dafür als 
Hartz IV plus Wohngeld trotzdem zahlt. Eine Milchmäd-
chenrechnung, die insgesamt sogar teurer kommt und ei-
ne Resozialisierung zusätzlich erschwert. 
Eine Strafe nach der Strafe, die an sich in Deutschland 
verboten ist. 
 
Eigentlich könnten die Justizministerien den Zustand 

ganz leicht ändern 
 

Die BA beruft sich darauf, 
dass die Arbeitsnachweise 
der Justizbehörden nur die 
Tage auflisten, an denen tat-
sächlich Arbeitslosenversi-
cherung bezahlt wird. In die-
sen Listen werden seit einer 
„Umstellung der Datenverar-
beitung“ durch die Justiz nur 
noch die Tage aufgeführt, an 
denen die Versicherung ge-
zahlt wird. So liegt der Ge-
danke nicht fern, dass es in 
beiden Behörden nicht nur 
zufällig zu dieser fast zeitglei-
chen Regelung kam. 
„Schuld“ sei „die Datenverar-
beitung“, die umgestellt wur-
de. Auf wessen Weisung und 
mit welcher Begründung? 

Wohl doch  nicht von selbst. 
 

Wie könnte die Justizbehörde für Gerechtigkeit  
sorgen, arbeiten dort doch lauter Juristen? 

 
Wenn sie es denn wollen können die Justizminister ein-
fach anweisen: „Nehmt die Auflistungen so vor, wie die BA 
es verlangt. Erfasst zusammenhängende Beschäftigungs-
abschnitte aus solche!“ 
So wie jede Firma draussen auch. 
Denn die Tagesabrechnung beraubt den Gefangenen sei-
ner erworbenen und bezahlten Rechte. Zusätzlich wird 
alles im undurchschaubaren „Minutenabrechnungsmodell“ 
aufgelistet. Das verstehen selbst Justizmitarbeiter oft nicht 
und schon gar nicht wollen sie es erklären. Gefangene 
können also kaum prüfen. Und Alles soll ohne Wissen und 
ohne die Mitwirkung der Ministerien geschehen? Das ist 
unwahrscheinlich. Die dort arbeitenden Juristen, die auch 
die Gesetze des SGB III kennen, haben die Möglichkeit, 
nach den Gesetzen zu handeln. Wenn sie es wollen (und 
dürfen). 
 
Aus dieser Sicht ist die „Bitte an die Bundesregierung“ 
durchsichtig, wenn nicht sogar entlarvend. Zusätzlich wer-
den die Arbeitslosenzahlen in der Statistik gedrückt. Auch 
wenn die Hartz IV Kosten dafür steigen, also nur aus ei-
nem anderen Topf im Endeffekt mehr gezahlt wird… 
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 >> Sie machen es sich einfach 

 ALG I - keine Ansprüche  
Verantwortungsvermeidung der Justiz oder Vorsatz der BA? 

„Die Justizministerinnen und 
Justizminister bitten die  Bun-
desregierung, im Rahmen des 
nächsten Gesetzes zur Änderung 
des III SGB Sozialgesetzbuch –
Arbeitsförderung- eine Regelung 
vorzusehen, wonach auch diese 
Tage zweifelsfrei als Versiche-
rungszeit berücksichtigt wer-
den.“ 

85. Justizministerkonferenz  
TOP II.17 



>> Andere Knäste 

Das Strafvollzugsgesetz schreibt als wesentliches 

Vollzugsziel die Resozialisierung des Gefangenen 

fest. 

Dieses Ziel ist ohne zeitige Lockerungen während 

des Vollzugs nicht erreichbar. 
Warum wird dieses zentrale Ziel in der Praxis von 

Seiten der Haftanstalten unterlaufen und den Ge-

fangenen angemessene & zeitnahe Vollzugslocke-

rungen verweigert? 

 
Kollektivstrafe für Gefangene? 

 

Drückt sich hier die Legislative vor einer öffentlichen 
Rechtfertigung für den Fall, dass eine Lockerungs-
maßnahme scheitert? 
Im Einzelfall kann es zu Flucht & Missbrauch im 
Rahmen einer Lockerungsmaßnahme kommen. Es 
erscheint aber unzulässig, dafür die Masse der In-
haftierten faktisch vorbeugend in „Sippenhaft“ zu 
nehmen und ihnen einen 
grundlegenden Rechtsan-
spruch auf Vollzugslocke-
rungen zu verwehren. 
Die Folge ist, dass häufig die 
Verantwortung für Locke-
rung & Resozialisierung des 
Gefangenen zwischen Voll-
zugsbehörde (JVA) & Voll-
streckungskammer hin & 
her geschoben wird. 
Die Praxis zeigt, dass Reso-
zialisierungsmaßnahmen –
insbesondere bei längeren 
Haftstrafen- in der Regel 
hinausgezögert und häufig 
erst im letzten Drittel der 
Haftzeit angesetzt werden. 
 

Unterlaufen der 2/3 Prüfung 

 

Dadurch wird regelmäßig die gesetzlich vorgeschrie-
bene 2/3 Prüfung in unzulässiger Weise unterlau-
fen, da zu diesen Terminen von Seiten der Vollzugs-
anstalten eine Befürwortung des vorzeitigen Entlas-
sungsgesuches in der Regel mit der Begründung ab-
gelehnt wird, dass der Gefangene bisher durch keine 
bzw. keine ausreichenden Lockerungsmaßnahmen 
erprobt worden sei. 
 
Die Vollzugsbehörde begründet regelmäßig  

die Ablehnung von Lockerungen mit ihrer  

eigenen Unterlassung! 

 

Im Konfliktfall beruft sie sich –bei Prognose und Ri-
sikobewertung- auf ihren eigenen Ermessensspiel-
raum. Dieser Ermessensspielraum kann aber nicht 
dazu führen, dass die Vollzugsbehörde stets restrik-
tiv verfährt und die Verweigerung von zeitigen Locke-
rungsmaßnahmen, insbesondere zur Vorbereitung 
von Entlassungsprüfungen, zum Regelfall macht. 

Es ist nicht nachvollziehbar, wieso eigens das Land 
Berlin ‚seine’ Gefangenen unnötigerweise lang fest-
setzt. Dass es auch anders geht zeigen Länder wie 
Brandenburg und Nordrheinwestfalen. In Branden-
burg wird daran gearbeitet, mit den Gefangenen zum 
frühesten möglichen Zeitpunkt Lockerungen zu er-
proben und eine zeitige Entlassung vorzubereiten. 
Mit einer restriktiven Lockerungs- und Entlassungs-
praxis wie in Berlin wird das gesetzlich bestimmte 
Vollzugsziel der Resozialisierung ad absurdum ge-
führt. 
 

Strafvollzug – ein fossiler Torso 

 

Die Realität in den Berliner Vollzugsanstalten ist 
nach wie vor ein Verwahrvollzug mit weitgehender 
Isolierung der Gefangenen von der Außenwelt. 
Hinzu kommt die zum Teil menschenunwürdige Un-
terbringung in überalterter Bausubstanz. Trotz er-

folgreicher Klagen von Insas-
sen gegen die engen & be-
schämenden Verhältnisse in 
den meisten Hafthäusern 
sind insbesondere die An-
stalten Moabit und Tegel von 
ihrer Bausubstanz gänzlich 
bzw. teilweise überaltert und 
für eine menschenwürdige 
Unterbringung von Gefange-
nen ungeeignet. Beide Voll-
zugsanstalten wurden be-
reits zu Zeiten der Monar-
chie errichtet und in Betrieb 
genommen: Moabit 1881 
und Tegel 1898. 
Nicht ohne Grund sprechen 

Experten vom „mittelalterlichen Charakter des Straf-
vollzugs in Deutschland“. Damit ist keineswegs nur 
die zum Teil marode Bausubstanz gemeint, sondern 
auch die Art und Weise der Unterbringung & Be-
handlung der Insassen. 
 
Strafvollzug in Deutschland ist ein fossiler Torso 

aus autokratischen Zeiten. 
 

Isolierknast statt Resozialisierung 

 

Wer einen Gefangenen in einem EU- Land des Sü-
dens besucht kommt aus dem Staunen nicht mehr 
heraus. Er kann beobachten, wie großzügig z.B. der 
Besuch oder die anstaltsinterne Bewegungsfreiheit 
geregelt ist. Da werden Besuche zu halbtägigen Fa-
milientreffen und es kommen alle – vom Enkel bis 
zur Großmutter. Der Gefangene wird in alle Famili-
enangelegenheiten mit einbezogen. Auf Erhalt & Pfle-
ge der sozialen Kontakte wird von Seiten der Anstal-
ten in diesen Ländern großer Wert gelegt. 
Im Vergleich zu der Praxis des deutschen Strafvoll-
zugs fällt einem zu dieser deutschen Praxis nur ein 
Wort ein: „Isolierknast“ 
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Vollzugslockerungen 

 Unverzichtbarer 
Bestandteil  

der  
Resozialisierung 
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Welches Interesse hat der Staat, die Möglichkeiten 
des Strafvollzugsgesetzes derart restriktiv auszule-
gen bzw. umzuwenden & Gefangene ungebührlich 
lang sprichwörtlich „im eigenen Saft schmoren“ zu 
lassen? 
 
Statt resozialisierte, auf ein Leben in Freiheit vorbe-
reitete Personen werden in der Regel verunsicherte, 
desorientierte und aggressiv gemachte Menschen 
entlassen, deren Resozialisierungsphase real erst 
nach ihrer Entlassung beginnt. 
Dies ist verbunden mit einem hohen Risiko des 
Scheiterns an und in der sogenannten realen Welt. 
 

Sparen & Verwahren 

 

Warum der Staat als Vollstrecker Resozialisierungs-
maßnahmen unnötig verschleppt und in die Länge 
zieht, wie die aktuelle Vollzugspraxis insbesondere in 
jedem Berliner Knast belegt, ist schwer nachvollzieh-
bar? 
‚Sparen & Verwahren’  statt ‚Resozialisieren & 
Therapieren’ ist die Devise nicht nur des Berliner 
Senats, wenn es um den Vollzug geht. 
Man kann hier ohne Übertreibung von einer Ver-
nachlässigung der ihnen zwangsweise zugewiesenen 
„Schutzbefohlenen“ durch die Justizverwaltung spre-
chen. Auch bei Unterbringung und Behandlung von 
Gefangenen hat der Staat eine Fürsorgepflicht. Dazu 
gehört auch eine angemessene Resozialisierung. 
Es gibt einen massiven Reform- und Investitions-
stau, der von politischer Seite einfach ignoriert oder 
gar geleugnet wird. Wenn er nicht sogar gewünscht 
ist. 
 

Dummdreiste Verzerrung 

 

Die Boulevardpresse verschleiert die wahren Zustän-
de in den deutschen Haftanstalten, indem sie von 
„Luxus- und Kuschelknästen“ fabuliert, da die Ge-
fangenen ja „sogar fernsehen“ und sich „bei Sozialar-
beitern ausweinen“ können. Was für eine üble und 
dummdreiste Verzerrung der realen Situation von 
inhaftierten Menschen! 
Offensichtlich haben die Gefangenen keine Lobby, 
die solchen Verdrehungen der öffentlichen Perspekti-
ve entgegen tritt. Umso notwendiger ist es, dass Ini-
tiativen wie u. A. die GefangenenGewerkschaft die-
sen öffentlichen Verzerrungen durch eine Aufklärung 
über die tatsächlichen Zustände und Probleme in 
den deutschen Knästen entgegentreten. 
Neben den bereits erwähnten Resozialisierungsprob-
lemen führt diese Vernachlässigung zu Resignation, 
gewalttätigen Übergriffen sowie auch immer wieder 
zu ‚erfolgreichen’ und versuchten Suiziden in den 
deutschen Knästen. 
 

23 Stunden Einschluss am Tag 

 

Die Regeleinschlusszeit in der JVA Moabit beträgt 23 
Stunden am Tag, bei einer Größe des Haftraumes 
von lediglich 7-8 m². Zieht man die Flächen für Bett, 
Tisch, Schrank und Klo ab verbleibt ein Bewegungs-
raum von 3-4 m² in der Zelle. 

Zum Vergleich: § 6 der Zwingerverordnung für die 
Unterbringung von Hunden –Widerristhöhe ab 65 
cm- schreibt eine Mindestfläche von 10 m² vor. 
Diese Enge in der Zelle führt zu einem akuten Bewe-
gungsmangel bei den Inhaftierten mit allen gesund-
heitlichen Folgen, insbesondere für den Bewegungs-
apparat. Mangelhafte Belüftungsmöglichkeiten füh-
ren in heißen Sommern zum Aufheizen der Zellen. 
Die Folge sind reihenweise Kreislaufzusammenbrü-
che und mehr. Im Winter dagegen dringt die Kälte 
durch schlecht isolierte Fenster & Wände. Kuschel-
knast?!? 
Hinzu kommt, dass noch immer in zahlreichen Zel-
len die Toilette offen im Haftraum steht, meist gleich 
neben dem Bett. Der Knastjargon bezeichnet diese 
Form der Unterbringung als „Wohnklo“. Eine provi-
sorische mobile „Schamblende“ soll mehr oder weni-
ger vor Einblicken schützen - schützt aber nicht vor 
dem Geruch. 
Die Unterbringung von Gefangenen in Deutschlands 
Knästen ist nach wie vor ein Skandal! 
 

Offener Vollzug = Regelvollzug? 

 
Der Offene Vollzug soll nach dem Willen des Gesetz-
gebers die Regelvollzugsform darstellen sagt § 10 
Strafvollzugsgesetz. 
Ein Vergleich mit der realen Vollzugspraxis müsste 
den Verantwortlichen die Schamröte ins Gesicht trei-
ben, da man von dieser Vorgabe Äonen entfernt ist. 
 

Recht auf Resozialisierung! 

 

Zu begrüßen ist, dass das Bundesverfassungsgericht 
das Recht der Inhaftierten auf Resozialisierung im-
mer wieder stärkt. Das BVerfG stellt regelmäßig & 
unmissverständlich fest: „Der Inhaftierte hat ein 
Recht auf Resozialisierung!“ 
Die Vollzugsanstalten sind aufgefordert, „mehr zu 
gewähren, als zu verwahren“. 
Den Gerichten obliegt die Entscheidung auf vorzeiti-
ge Entlassung aus dem Vollzug, insbesondere der 
gesetzlich vorgeschrieben 2/3 Prüfung. Diese sollte 
im Regelfall mit Lockerungen vorbereitet sein, der 
Insasse also von der Vollzugsbehörde frühzeitig 
durch Lockerungen erprobt werden. In der gängigen 
Vollzugspraxis ist der Regelfall die Ausnahme. 
 

Fazit 

 

Ohne Lockerungserprobung ist der Resozialisie-

rungsanspruch des Inhaftierten und der Gesell-
schaft nicht realisierbar. 

Lockerungen dienen insbesondere der Entlassungs-
vorbereitung & sind unverzichtbarer Bestandteil der 
Resozialisierung von Gefangenen & unverzichtbar 
für deren Wiedereingliederung in die Gesellschaft. 
Insbesondere die Vollzugsbehörde ist aufgerufen, die 
bisherige restriktive Lockerungspraxis zu beenden & 
ihren gesetzlichen Auftrag zur Resozialisierung von 
gefangenen Menschen ernsthaft wahrzunehmen! 
 

 Leon Kaempfer, JVA Tegel 

>> Gleiche Erfahrungen  



>> Gefangene und Gesellschaft 

Das Leid mit der Resozialisierung 
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Wo bitte geht’s zur Reso-

zialisierung? 

 

Im Allgemeinen denkt 
man, es ist alles geregelt. 
Es gibt schließlich für und 
gegen alles entsprechende 
Gesetze. In „diesem unse-
ren Lande“ ist alles gere-
gelt, dafür werden wir 
(nicht zu unrecht) von aller 
Welt bewundert. 
Voraussetzung dafür, dass 
alles funktioniert, ist natür-
lich die konforme Anwen-
dung und Umsetzung der 
Gesetze. Meist merkt man 
erst zu spät, was der Staat 
und staatliche Stellen unter 
der gesetzestreuen Anwen-
dung und Umsetzung der 
bestehenden Gesetze ver-
stehen. 
Das Strafgesetzbuch hat 
den Leitgedanken von „ 
Schuld und Sühne“. D.h. 
eine Straftat wird ange-
zeigt, ermittelt, abgeurteilt 
und anschließend gesühnt. 
Zur Sühne gehört natürlich 
auch der Gedanke an Ver-
gebung und Neuanfang. 
Der Gesetzgeber hat dazu 
die Resozialisierung in die 
Gesetzgebung eingefügt. 
Kein schlechter Gedanke, 
da ja in unserer Gesell-
schaft noch immer der ein-
mal Gescheiterte (nicht nur 
auf Straftaten bezogen) 
gerne mit einem „ewiger 
Versager“ Stempel unsicht-
bar gekennzeichnet wird. 
Die einmalige Verfehlung 
klebt wie Pech in der Bio-
graphie. 
Wie so oft im Leben ist 
auch die Resozialisierung 
eine Frage der Umsetzung. 
Gerade in der Haft. Sinni-
gerweise sollte die Resozi-
alisierung bereits mit Haft-
antritt beginnen. Dazu hat 
der Gesetzgeber nicht nur 
den offenen Vollzug ge-
schaffen. Lockerungen, wie 
Ausgänge, die möglichst 
frühzeitig beginnen sollten, 

sind ein probates Mittel, 
um die sozialen Kontakte 
nicht zu verlieren. Gerade 
in unserer heutigen 
schnelllebigen Zeit. 
 
Sicherheit ist wichtiger  
 
Resozialisierung ist ein ho-
hes Gut. Immerhin soll 
eine erfolgreiche Resoziali-
sierung den vormals ge-
scheiterten wieder in die 
Gesellschaft zurückführen 

und integrieren. Bekannt 
ist, dass der praktizierte 
Verwahrvollzug für eine 
stabil hohe Rückfallquote 
verantwortlich ist. Das will 
niemand. Leider aber ge-
schieht natürlich genau 
das. Durch konsequenten 
Personalabbau, der wieder-
um einen hohen Kran-
kenstand produziert, wer-
den die Gefangenen sich 
weites gehend selbst über-
lassen. Pädagogische Ar-
beit wird an die Arbeitsbe-
triebe ungefragt übertra-
gen. Das System JVA hat 
etwas von einer sich selbst 
erfüllenden Prophezeiung. 
Alle Gefangenen sind ge-
fährlich und kriminell. Wer-
den sie in Freiheit entlas-
sen, werden sie sofort wie-
der rückfällig. Also am bes-
ten gar nicht rauslassen. 
Jeder Ausgang ist aus Si-

cherheitsgründen zu ver-
bieten. Man weiß ja nie. 
 

Ursache und Wirkung 

 

Was geschieht mit einem 
Gefangenen der nach meh-
ren Jahren des Freiheits-
entzugs wieder in Freiheit 
entlassen wird? Zunächst 
ist der Entlassene euphori-
siert. Die Freiheit strömt 
auf ihn ein. Er weiß, dass 
er überall hingehen kann. 

Ungefragt. Alles um ihn 
herum ist erfüllt von zeit-
fressender Geschäftigkeit. 
Kaum einer nimmt Kennt-
nis von ihm und seinem 
Schicksal. Zunächst aber 
gilt es soviel zu erledigen. 
Wohnung, Arbeit, Siche-
rung des Lebensunterhalts. 
Im besten Fall hat er noch 
eine Wohnung. Das er-
leichtert vieles. Wenn 
nicht, ist die Sicherstellung 
einer Übernachtungsmög-
lichkeit elementar. Oft, zu 
oft, sind die bekannten 
Plätze bereits belegt. Öff-
nungszeiten gilt es zu be-
achten, Fahrtwege einzu-
kalkulieren. Wann ist er 
zum letzten Mal U-Bahn 
gefahren? Die erste Woche 
ist erfüllt mit Terminen. 
Krankenkasse, Wohnung, 
Arbeitsamt, Job-Center. 
Niemand da an den man 
sich wenden kann. Aber er 

muss funktionieren. Das 
wird erwartet. Aber da ist 
noch immer soviel Eupho-
rie in ihm. Wohin mit der 
Energie?  Natürlich wäre es 
besser gewesen, durch 
frühzeitige Lockerungen 
eine solche Situation erst 
gar nicht entstehen zulas-
sen. Der Volksmund sagt 
dazu: „ Wehret den Anfän-
gen“. Aber leider, leider ist 
in Gefängnissen der Volks-
mund nicht gefragt.  
Christa Wolf fragte in ih-
rem Buch Cassandra: 
Wann Krieg beginnt, das 
weiß man. Aber wann be-
ginnt der Vor - Krieg?“  
Hier ist es ebenso. Die Re-
sozialisierung beginnt nicht 
erst kurz vor der Entlas-
sung. Weit vorher soll die 
Resozialisierung beginnen. 
Und zum Glück kann die 
Resozialisierung  auch ein-
geklagt werden. Das 
BVerfG hat dazu eindeutige 
Urteile gefällt. Wir müssen 
nur klagen. Und je mehr 
Klage einreichen, umso 
besser ist es, da dann die 
Defizite der Anstalt offen-
sichtlich werden.  
Resozialisierung ist als Voll-
zugsziel festgeschrieben. 
Dem hat die Anstalt Folge 
zu leisten. Dann, und nur 
dann ist dem Gedanken 
der Gesetzgebung auch 
Genüge getan. Denn die 
Gesellschaft hat keinen 
Vorteil, geschweige denn 
mehr Sicherheit, wenn 
nicht resozialisierte Gefan-
gene nach ihrer Haftentlas-
sung wieder in die Gesell-
schaft entlassen werden. 
Dann ist zwar die Strafe 
verbüßt, aber der Schaden 
der dann möglicherweise 
entsteht geht dann auf das 
Konto der JVA. Die Rück-
fallquoten sind in diesem 
Sinne ein Versagens -
Zeugnis für die Anstalten.  
   

■ (rm) 

Resozialisierung Resozialisierung Resozialisierung Resozialisierung     

ist ein ist ein ist ein ist ein     

hohes Gut!hohes Gut!hohes Gut!hohes Gut!    
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Vorschrift und Wirklichkeit 
 

Sozialarbeiter sind, wie es der Name sagt, Mitarbeiter im 

Bereich Soziales. Hier in der JVA Charlottenburg heißen 

sie: Gruppenleiter. Warum das so ist, kann nur vermutet 

werden. Im besten Fall könnte es heißen, dass der Schwer-

punkt der Anstalt auf die sozialen Belange der Gefange-

nen gelegt wird und der Gefangene gegen die Willkür von 

einzelnen uniformierten Justizvollzugsbediensteten ge-

schützt  wird. Diese Idee wäre löblich. Würde es so sein, 

wäre die Zahl der Lockerungen, der Urlaube, die Besuchs-

regelungen. die Verlegung in den offenen Vollzug und 

auch die vorzeitigen Entlassungen hier in der JVA zumin-

dest so hoch, wie vom Gesetzgeber festgelegt. Das 

(gesetzliche) Mindestmaß wäre dann auch zugleich das 

Maximum. Das allerdings würde bereits ausreichen. Tat-

sächlich aber, und hier klafft zwischen Wunsch und Wirk-

lichkeit eine große Lücke, werden kaum Lockerungen ge-

währt, geschweige denn dass Vollzugspläne überhaupt 

rechtzeitig oder unter der Prämisse der Ausgewogenheit, 

gefertigt werden.  

Mittlerweile scheint die Willkür Einzug gehalten zu ha-

ben. Es ist allgemein bekannt, dass Gefangene mit noch 

fünf Jahren Haft gelockert werden. Es gibt auch Fälle in 

denen offene Verfahren kein Grund sind die Lockerung zu 

verwehren. Aber das sind alles Einzelfälle. Das Groß der 

Gefangenen wird auf Vollverbüßung abgestellt und kurz 

vor der Entlassung werden Entlassungsvorbereitende 

Ausgänge gewährt. Allerdings gibt es auch  Fälle in denen 

Gefangene ohne Wohnung, Arbeit und gültige Papiere 

entlassen wurden.  

Nehmen wir an, dass ein Grossteil der Sozialarbeiter - und  

innen ihre Aufgabe ernst nehmen und die Interessen der 

Gefangenen ernst nehmen. D. h. sie wissen um die Wich-

tigkeit der Erhaltung der Sozialen Kontakte und fördern  

diese Kontakte entsprechend der individuellen Situation. 

Dazu müssten die Sozialarbeiter - und innen ( oder hier: 

Gruppenleiter), zunächst einmal regelmäßig und verläss-

lich anwesend sein. Wie oft fehlen Unterschriften auf Ur-

laubsanträgen oder Ausgangscheinen, die dann erst müh-

sam von Vertretern besorgt werden müssen. So wie es der-

zeit praktiziert wird ist die Idee die Sozialarbeiter zu 

Gruppenleiter zu machen, gescheitert.. Die Idee ist gut, 

nur die Umsetzung ist fehlerhaft. So wie sich der Vollzug 

gestaltet kann das Vollzugsziel nicht erreicht werden.  

Das Gefängnis ist eine geschlossenen Gesellschaft. Inner-

halb der Mauern kann niemand ohne regelmäßigen Kon-

takt nach draussen resozialisiert werden. Es können keine 

Verhaltensweisen für das Leben draussen in der Gesell-

schaft eingeübt werden. Durch Reglementierungen ist der 

gesamte Lebensbereich des Gefangenen betroffen, er kann 

sich nicht zu einer selbstständigen Persönlichkeit entfal-

ten.  

Durch die Vollziehung des Verwahrvollzugs wird die Si-

tuation nicht besser. Ein Gefangener der weiß, dass er 

nichts zu erwarten hat, keine Lockerungen, keine vorzeiti-

ge Entlassung, keine Verlegung in den offenen Vollzug, 

kann und wird seine Joints rauchen und mit Handy seine 

sozialen Kontakte aufrechterhalten. Die Anstalt verliert 

mit der Weigerung die Gefangenen zu lockern eine wichti-

ges, wenn nicht sogar das entscheidende Reglementie-

rungsargument.. 

Die Aufgaben des Sozialarbeiters sind eindeutig im kom-

mentierten Strafvollzugsgesetz festgehalten (Feest) 

 

Sozialarbeit will 

 

� Desintegration verhindern, schädlichen Folgen des 

Freiheitsentzugs entgegenwirken 

� soll das wahlrecht bezüglich angebotener Hilfen 

und die Rechtsstellung des Gefangenen respektie-

ren 

� nimmt Einfluss auf individuelle strukturelle und 

gesellschaftliche Veränderungen zur Grundversor-

gung und Lebenslageverbesserung der Gefangenen 

�  arbeitet mit externen Trägern der Sozialarbeit und 

anderen Gruppen zusammen gemäß dem Bedarf 

des Gefangenen    

� achtet auf den Datenschutz und die Einhaltung der 

gesetzlichen Regelungen auch im Bezug auf die 

AGST 

� den Graben zwischen dem Sicherheitsaspekt der 

Gesellschaft vor dem Straftäter und dem Freiheits-

bedürfnis des Gefangenen, mit einer soliden Brücke 

überwinden 

� akzeptiert seine Doppelrolle von sozialpädagogi-

scher Hilfe und sozialer Kontrolle 

� den Gefangenen in seinen Wünschen und Zielen 

ernst nehmen und ihn im Rahmen der Behand-

lungsmöglichkeiten unterstützen 

� seine Fähigkeiten und Belange mit entsprechenden 

Fortbildungen immer auf dem aktuellen Stand hal-

ten, um dieses Wissen im täglichen Bereich auch 

umsetzen zu können 

Leider stehen die Gefangenen zu oft vor verschlossenen 

Türen oder erfahren, dass der Sozialarbeiter- die Sozial- 

>> Es könnt alles so einfach sein 
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arbeiterin nicht anwesend sei. 

Ziel des Vollzuges ist, den gefange-

nen auf ein straffreies Leben nach der 

Haft, vorzubereiten, dazu gehört: 

 

� Befähigung zu selbstständigem 

Handeln 

� Beratung und Unterstützung in 

finanzieller, rechtlicher und 

sozialer Hinsicht 

� effektive Zusammenarbeit un-

ter Achtung der Persönlichkeit 

des Gefangenen 

Die hier aufgeführten Handlungsas-

pekte sollen in den Haftanstalten den 

größten Teil der Sozialarbeit ausma-

chen. Und es gibt nichts besseres für 

einen Sozialarbeiter als Gefangene 

die sich selbst um ihre Angelegenhei-

ten kümmern können, weil sie vom 

Sozialarbeiter darauf systematisch 

vorbereitet wurden.  

Leider haben einige Sozialarbeiter 

erhebliche Defizite in ihrer Arbeits-

weise. Eine Form der Desillusionie-

rung ist festzustellen. Im übrigen in 

pädagogischen Berufen keine Selten-

heit. D. h. die Sozialarbeiter, oder hier 

Gruppenleiter, machen nur noch 

Dienst nach Vorschrift. Oder sie sind 

vor ihrem Urlaub erst einmal krank , 

um dann in den wohlverdienten Ur-

laub zu gehen und nach der Rück-

kehr erst wieder einmal krank sind, 

um die Gesundheitsfördernde Wir-

kung des Urlaubs zu konservieren.  

Die Gefangenen werden in dieser 

Fehlzeit alleine gelassen. Niemand ist 

zuständig. Vollzugspläne werden 

nicht rechtzeitig erstellt oder wenn 

fortgeschrieben, werden einfach Text-

bausteine mit Konjunktiven Formu-

lierungen (rechtlich abgesichert). ko-

piert. Jegliche Form der Behandlung 

wird vermieden oder auf ein absolu-

tes Minimum beschränkt. Natürlich 

kann und muss geklagt werden. Aber 

der Kläger muss sich darauf einstel-

len, dass er durch mehrere Instanzen 

klagen muss.  

 

Vollzugsplanung 

 

Der Vollzugsplan ist ein zentrales 

Instrument eines am Resozialisie-

rungsziel ausgerichteten Strafvoll-

zugs. Er dient der Konkretisierung 

des Behandlungsbedarfs und ist eine 

Art Leitfaden für beide Parteien.  

Das Vollzugsziel hat eine zentrale 

Bedeutung für die Resozialisierung. 

Die darin aufgestellten Richtlinien 

müssen zielgerichtet und nachvoll-

ziehbar sein und vor allem ermes-

sensfehlerfrei erfolgen. Er muss auch 

verständlich sein und durch entspre-

chende Dokumente rechtsfehlerfrei 

dargestellt werden. Eine Fortschrei-

bung soll alle vier bis sechs Monate 

erfolgen. Der Gefangene muss sich 

darauf verlassen können, dass die 

darin aufgeführten Maßnahmen ein-

gehalten werden. Der Gefangene darf 

nicht zum bloßen Objekt der Planung 

degradiert werden.  

 

Auf die Frage: Muss für jeden Ge-

fangenen ein Vollzugsplan in 

schriftlicher Form erstellt  werden? 

 

� § 6 und / StVollzG schreiben 

das vor. Nach dem Aufnahme-

verfahren wird damit begon-

nen, die Persönlichkeit und die 

Lebensverhältnisse des Gefan-

genen zu erforschen. In der 

Praxis wird die Erforschung 

der Persönlichkeit des Gefan-

genen auf ein kurzes Gespräch 

mit einem Mitarbeiter der E-

WA beschränkt . Nur aus-

nahmsweise kann von der Er-

stellung einer Vollzugsplanung 

abgesehen werden, wenn die 

Vollzugsdauer unter 6 Mona-

ten beträgt.  

 

Wer entscheidet über den Vollzugs-

plan? 

 

� Laut § 159 StVollzG muss der 

Anstaltsleiter zur Aufstellung 

und Überprüfung des Voll-

zugsplans Konferenzen mit 

allen an der Behandlung maß-

gebliche Beteiligten durchfüh-

ren. In der Praxis wird das oft 

ignoriert und Leiter der Betrie-

be, die eine sachlich fundierte 

Auskunft geben könnten, lei-

der ausgeschlossen. Die Voll-

zugsplanung sollte auch, ge-

mäß § 5 Abs. 3 StVollzG, mit 

dem Gefangenen   erörtert wer-

den.  

 

Haben Gefangene einen Anspruch, 

sich durch einen Anwalt vertreten 

zu lassen ? 

 

� Der Anspruch besteht nicht, 

denn das Verwaltungsverfah-

rensgesetz, in denen  diese An-

sprüche geregelt sind, gelten 

ausdrücklich nicht im Straf-

vollzug. Es gibt jedoch Aus-

nahmen, in denen der Anstalts-

leiter die Teilnahme von An-

wälten und anderen anstalts-

fremden Personen gestatten 

kann.  

 

Muss der Gefangene über das Ergeb-

nis der Vollzugsplanung informiert 

werden?  

 

� Nach § 185 StVollzg muss ihm 

zumindest Einsicht in den 

Vollzugsplan gewährt werden, 

der Teil der Personalakte ist.. 

In fast allen Fällen erhält der 

>> es könnte so einfach sein 
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Häftling eine Kopie des Plans.          

Ist die Anstalt an den Vollzugplan 

gebunden?  

 

� Das Kammergericht hat eine 

Selbstbindung der Vollzugsbe-

hörde bestätigt.. Damit können 

sich Gefangene auf einzelne im 

Vollzugsplan festgelegte Maß-

nahmen berufen. Von begüns-

tigenden Maßnahmen darf die 

Anstalt nur unter den Voraus-

setzungen des § 14 Abs. 2 

StVollzG abweichen. Auch 

wenn Gefangene in eine ande-

re Anstalt verlegt  wird, bleibt 

die Verbindlichkeit des Voll-

zugsplans erhalten. 

 

Kann man den Vollzugsplan anfech-

ten? 

 

� Jede einzelne Maßnahme des 

Vollzugsplans kann angefoch-

ten werden. Wie auch der Voll-

zugsplan insgesamt, sofern er 

in sich widersprüchlich ist oder 

gegen den fehlerfreien Ermes-

sensspielraum verstößt. 

 

Welche Anforderungen werden an 

den Vollzugsplan gestellt?  

 

�    Im Vollzugsplan muss man 

erkennen, dass einerseits eine 

Beurteilung des bisherigen Be-

handlungsverlaufs, wie auch 

eine sachliche Auseinanderset-

zung mit den zukünftig erfor-

derlichen Maßnahmen stattge-

funden hat. Es müssen Gründe 

dargestellt werden, die die An-

stalt bewogen haben, sich für 

eine Befürwortung oder Ver-

werfung bestimmter Maßnah-

men entschieden  zu haben.  

            § 7 II und III (OLG Koblenz 

Beschluss 7.7.2010 Ws 247/10) 

„ Der Vollzugsplan muss insbesonde-

re auf die Entwicklung des Gefange-

nen eingehen, seine Einbindung in 

anstaltseigene angebotene Beschäfti-

gungen verzeichnen, den bisherigen 

Behandlungsverlauf beurteilen und 

die in Betracht kommenden Behand-

lungsansätze erör-

tern bzw. sich mit 

den zukünftig für 

die Resozialisierung 

des gefangenen er-

forderlichen Maß-

nahmen auseinan-

dersetzen. Er muss 

ferner Aufschluss 

geben über die zur 

Verwirklichung des 

Resozialisierungsziels für erforder-

lich gehaltenen Entwicklungsschritt.. 

Außerdem muss die Erarbeitung ei-

nes Behandlungskonzepts deutlich 

werden, d. h. die Maßnahmen zur 

Erarbeitung einer Wiedereingliede-

rungsperspektive müssen dargestellt 

werden. 

 

  Die 2/3 Entlassung  

 

In jüngster Vergangenheit ist die Ent-

lassung zum 2/3 Zeitpunkt , zu et-

was wertvollem geworden. Kaum 

einer erhält die vorzeitige Entlassung. 

Mehr und mehr Gefangene werden 

auf Vollverbüßung abgestellt. Selbst 

Ersttäter. Der Gesetzgeber sieht fol-

gendes vor:: 

 

§ 57 StGB Aussetzung des Strafres-

tes bei zeitiger Freiheitsstrafe 

 

Das Gericht setzt die Vollstreckung 

des Rests einer zeitigen Freiheitsstra-

fe zur Bewährung aus, wenn:  

 

zwei Drittel der verhängten Strafe, 

mindestens jedoch 2 Monate verbüßt 

sind. 

 

Dies unter der Berücksichtigung des 

Sicherheitsinteresses der Allgemein-

heit verantwortet werden kann und 

 

der Verurteilte einwilligt. 

 

Bei der Entscheidung sind nament-

lich die Persönlichkeit des Verurteil-

ten, sein Vorleben, die Umstän-

de der Tat, das Gewicht des bei 

einem Rückfall bedrohten 

Rechtsgut, das Verhalten des 

Verurteilten im Vollzug, seine 

Lebensverhältnisse und die 

Wirkung zu berücksichtigen, 

die von der Aussetzung für ihn 

zu erwarten sind. 

 

Wann muss der Antrag gestellt 

werden? 
� Normalerweise ist es 

Aufgabe der Vollstreckungsbe-

hörde von Amts wegen den 

Gefangenen zur Anhörung 

vorzuladen.  Bei längeren Stra-

fen kann es jedoch sinnvoll 

sein, eine möglichst frühzeitige 

Entscheidung herbei zu führen.  

■ (rm) 

>> Ein Anfang wäre schon was 



GIV 
Gesamtinsassenvertretung JVA Plötzensee 

Friedrich Olbricht Damm 17 
13627 Berlin 

Liebe Mitgefangene! 
 
Aus zeitlichen und gesundheitlichen Gründen lege ich mein Amt als Sprecher der GIV nieder, ebenso als 
Insassenvertreter in Haus B. Leider haben auch andere Insassenvertreter ihr Amt niedergelegt, weil es oft 
mühsam ist, die Interessen der Gefangenen gegen die Anstalt zu vertreten. 
 
Trotzdem haben wir in den letzten Jahren viel erreicht und anstoßen können. Besonders „stolz“ bin ich 
dabei auf die Privatkleidung beim Sprecher, den Langzeitsprecher für unsere Langstrafer  und den längst 
fälligen Wechsel zu einem halbwegs vernünftigen Kaufmann mit breitem Warenangebot. 
 
In Arbeit sind noch das Internet für Gefangene, ein anderer Telefonanbieter, neue Sportgeräte in allen 
Häusern und die Verbesserung des Fernsehangebotes. Obwohl letzteres ja mit breitem Senderangebot 
schon da ist, nur teurer als in Heidering. Bei gleichem Anbieter! Warum die JVA zulässt, dass er hier hö-
here Preise nehmen kann als in Heidering, nun, ich weiß es nicht. An sich wäre sie in der Verantwortung, 
gleiche Preise durchzusetzen. Immerhin, Herr Dostall von der Firma LIM ist erkennbar bemüht, uns ein 
gutes Angebot zu machen. Telio hingegen zockt weiter frech und mit Zustimmung der JVA ab. 
 
Wo es in der JVA Plötzensee bereits seit Jahren in allen Häusern große Probleme gibt sind die Vollzugs-
pläne und Lockerungsvergaben, die oft schon als „Belohnungen“ für gewisses Verhalten interpretiert wer-
den können. Leider ist unser Einfluss als Insassenvertreter bei solchen Themen sehr begrenzt, wir können 
nur ständig nerven und auf grobe Missstände hinweisen, immer wieder und jedes Mal neu. Ganz nach 
dem Motto: Steter Tropfen höhlt den Stein. So wird vielleicht die Vollzugsleitung irgendwann mal ihre 
Gruppenleiter anweisen, wenigstens die Vollzugspläne in den gesetzlich vorgeschriebenen Zeiten fortzu-
schreiben. Schließlich ist das eine der Grundaufgaben der Leitung: Richtlinien zum Vollzug vorgeben 
und deren Durchsetzung regelmäßig kontrollieren. Daher der Name „Vollzugsleiter“. 
 
Sehr gute Erfahrungen haben wir Insassenvertreter gemacht, wenn Missstände öffentlich wurden. Entwe-
der wenn wir uns im Namen der Insassen an den Petitionsausschuss des Abgeordnetenhauses gewandt 
haben, oder Abgeordnete informieren konnten. Besonders Dirk Behrendt von den Grünen und Erol Özka-
raca von der SPD hatten stets ein offenes Ohr für uns Insassenvertreter und einzelne Gefangene. Sicher 
werden sie uns weiterhin unterstützen, wenn sie belastbare Informationen bekommen. Ich kann nur emp-
fehlen, diese beiden anzuschreiben und Belege mitzuschicken. An dieser Stelle möchte ich mich auch bei 
den Abgeordneten für ihre vorurteilsfreie und offenen Art uns gegenüber bedanken. 
 
Abschließend auch Dank an Euch, Eure Unterstützung der Gesamtinsassenvertretung und das Vertrauen, 
dass Ihr uns entgegengebracht habt. 
 
Ich hoffe, dass die Lücken in der Insassenvertretung spätestens bei den nächsten Wahlen geschlossen 
werden und unsere Nachfolger weiter engagiert für unsere Rechte und einen gesetzmäßigen Vollzug auch 
in der JVA Plötzensee eintreten werden. So hat Haus F leider keinen Insassenvertreter, Haus B,C und E 
jeweils nur einen. 
 
Erreichen können wir aber nur etwas, wenn wir gemeinsam und von vielen gewählt die Interessen aller 
Gefangenen laut und deutlich, notfalls auch öffentlich, vertreten. 
 
In diesem Sinne: engagiert Euch, macht grobe rechtliche Missstände öffentlich und lasst Euch nicht unter-
buttern. Gut Ding braucht manchmal langen Atem, um zu einem Erfolg zu führen. 
 
Erik Fuchs, ehemaliger Sprecher GIV 
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Tod eines  

Häftlings 
In der JVA Bruchsal ist ein Mann  

verhungert. Baden-Württembergs 

Justizminister weist alle  

Verantwortung von sich 

 

Stuttgart – Im „Tatort" kam am Sonntag-
abend mal wieder die Rede auf 
„Bruchsal". Selbstverständlich ging es, 
als die Stuttgarter Fernsehfahnder von 
der Stadt am Rand des Kraichgaus 
sprachen, um Schwerkriminelle mit 
Drogenproblemen. In Bruchsal, das 
weiß man, sitzen die ganz harten Jungs 
ein. Wie es hinter den Mauern der Justiz-
vollzugsanstalt Bruchsal wirklich zugeht, 
beschäftigt nun die Politik in Baden- 
Württemberg. Denn am 9. August ist 
dort ein hochaggressiver, möglicherweise 
an Wahnvorstellungen leidender Ge-
fangener an Unterernährung gestorben. 
Die Staatsanwaltschaft Karlsruhe er-
mittelt gegen den Anstaltsleiter und eine 
Ärztin wegen fahrlässiger Tötung. Aber 
kann das die einzige Konsequenz blei-
ben? Der 33-jährige Häftling Rasmane 
K., verhungert unter den Augen von 
Wärtern, Medizinern, Anstaltsleitung: Das 
ist eine Schande für das ganze Land und 
wirft die Frage auf, ob in allen Gefäng-
nissen Baden-Württembergs die Sitten 
derart verroht sind. 

Die Opposition hat sich auf Justizmi-
nister Rainer Stickelberger einge-
schossen, Am Montag musste der Mi-
nister im Ständigen Ausschuss des Land-
tags Rede und Antwort stehen, mehrere 
Stunden lang dauerte die Einvernahme 
(bei Redaktionsschluss dieser Ausgabe 

nicht beendet). CDU und FDP werfen 
ihm eine Verletzung der Aufsichtspflicht 
vor. Stickelberger, 63, ein Jurist aus 
Lörrach, gilt über die Parteigrenzen 
hinweg als honoriger Mann. Er ist erst 
seit dem Machtwechsel 2011 im Amt 
und trägt bestimmt nicht die Verant-
wortung für alle Missstände, von denen 
nun täglich neu berichtet wird. Aber 
der Minister hat es sich wohl zu leicht 
gemacht, als er den Anstaltsleiter suspen-
dierte – er hatte die Einzelhaft für Ras-

mane K. nicht genehmigen lassen – und 
ansonsten jegliche Verantwortung von 
sich wies. Der Minister hat es versäumt, 
sich an die Spitze der Aufklärer zu set-
zen. Und so fällt jetzt jede Enthüllung auf 
ihn selbst zurück. 
Der Häftling Rasmane K., so viel steht 
fest, war als Problemfall im Justizministe-
rium aktenkundig, ehe man ihn am 9. 
August tot in seiner Zelle fand, bei ei-
ner Größe von 1,85 nur noch 57 Kilo 
schwer. Der Mann aus Burkina Faso, als 
Asylbewerber im Jahr 2003 nach 
Deutschland gekommen, saß wegen 
Totschlags in Haft, weil er seine Lebens-
gefährtin erstochen hat. Im Frühjahr 2012 
verletzt Rasmane K. im Gefängnis in Of-
fenburg einen Justizvollzugs-beamten 
mit einem Kopfstoß lebensgefähr-
lich, er wurde nach Freiburg verlegt. 
Weil er im Sommer 2013 erneut ei-
nen Beamten angriff, kam K. dann 
von Freiburg nach Bruchsal. 

Rasmane K. saß in Einzelhaft, in Frei-
burg und auch in Bruchsal. Die 
„unausgesetzte Absonderung", wie die 
Einzelhaft im Beamtendeutsch heißt, 
muss vom Justizministerium genehmigt 
werden, wenn sie länger als drei Monate 
dauert. Der Anstaltsleiter in Bruchsal 
beantragte sie für Rasmane K. letztmals 
im Dezember 2013, die Genehmigung galt 
für ein Vierteljahr. Darauf beruft sich 
Stickelberger: Seit Anfang April galt 
Rasmane K. laut Akten nicht mehr als 
Einzelhäftling, ist also nicht mehr im 
Blickfeld des Ministeriums gewesen. 
Doch Stickelbergers Kritiker sagen: 
Das Ministerium hätte nachfragen müs-
sen. 
Bei Nachfrage hätte das Ministerium in 
Erfahrung bringen können, wie es um 
Rasmane K. stand. Wie er immer unzu-
gänglicher wurde. Kein Duschen, kein 
Hofgang, kein Essen. Alles, was man ihm 
durch die Klappe reichte, lehnte er ab, 
offenbar aus Angst, vergiftet zu wer-
den. Er ernährte sich von selbst ge-
kauftem Müsli. Im Januar 2014 stellte 
ein Psychiater fest, „dass bei dem Gefan-
genen eine Behandlungsbedürftigkeit, 
aber keine Behandlungsbereitschaft" be-
stehe. Man unternahm: nichts. Wirklich 
nur ein tragischer Einzelfall? 

Mittlerweile ist bekannt geworden, 
dass in Bruchsal mindestens ein weite-
rer Häftling ohne Genehmigung in Ein-
zelhaft saß. Bekannt wurde auch, dass 

sich Mitarbeiter der JVA Bruchsal ma-
kabre Scherze erlaubten. Sie steckten 
Kollegen in gestreifte Häftlingskostüme, 
ketteten sie „einvernehmlich" an eine 
Heizung, verklebten ihnen  den 
Mund, beschmierten sie mit schwar-
zer Schuhcreme. Mehrmals rügten Ge-
richte in den vergangenen Jahren, dass 
der Anstaltsleiter generell Nackt-
Untersuchungen bei Gefangenen an-
ordnete, die die Anstalt verließen oder in 
die Anstalt zurückkehrten. Nacktuntersu-
chung samt Anus-Inspektion – das ist ein 
schwerer Eingriff in die Persönlichkeits-
rechte, er muss maßvoll eingesetzt wer-
den.  
Die neueste Enthüllung: Zwei Sozialar-
beiter machten sich auf einer Liste mit 
Namen von Häftlingen Notizen, die 
das Justizministerium nun als „nicht 
hinnehmbare Entgleisungen" wertet. 
Offenbar hatten sie auch mit Rasmane K. 
zu tun. 

Rainer Stickelberger hat als Reakti-
on auf den Tod von Rasmane K. ange-
kündigt, in den Gefängnissen mehr ex-
terne Psychiater arbeiten zu lassen. Auch 
soll das Justizministerium künftig über 
jede Einzelhaft unterrichtet werden. Am 
Montag, vor der Befragung im Ständi-
gen Ausschuss, wurde bekannt, dass der 
Leiter der Abteilung Justizvollzug im Jus-
tizministerium seinen Posten früher als 
geplant räumen muss. Das wirkte wie-
der, als wälze Rainer Stickelberger die 
Verantwortung ab. 

Unabhängig von der Person des Justiz-
ministers wäre es wohl an der Zeit, die 
Zustände in den Gefängnissen von Baden-
Württemberg grundsätzlich zu un-
tersuchen. Denn seit dem Tod von Ras-
mane K. gerät jede Meldung zum Skan-
dal: Selbstmordversuche in der JVA 
Heimsheim, Kellerverliese in der JVA 
Ravensburg, Schlägereien im Jugendge-
fängnis Adelsheim.  

Das Vertrauen in den Justizvollzug hat 
schwer gelitten. JOSEF KELNBERGER 
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Der Fall Ecclestone oder: 
Wenn Richter dealen 

 

Bernie Ecclestone ist ein freier Mann - 
gegen  100 Millionen Dollar. 

 
Was ist von solchen Deals zu halten? 

 

Am vergangenen Dienstag beendete das 

Landgericht München den Bestechungsprozess 

gegen Formel-1-Chef Bernie Ecclestone ohne 

Urteil gegen eine Geldauflage von 100 Millionen 

Dollar. der Paragraph, den das Gericht dabei 

angewandet hat, feiert gerade seinen 40. Ge-

burtstag. Bevor er 1974 eingeführt wurde, muss-

te eine einmal begonnene Hauptverhandlung 

mit einem Urteil beendet werden. Dieses konnte 

auf Freispruch, auf Schuldspruch mit einer ge-

nau zu bestimmenden Strafe oder auch auf Ein-

stellung des Verfahrens lauten - Einstellung 

ohne Sanktionen für den Angeklagten und auf 

Kosten der Staatskasse, wenn sich ein Verfah-

renshindernis herausgestellt hatte, etwa Verjäh-

rung. Nur bei Bagatellstraftaten konnte auch 

durch einen Beschluss (also ohne Urteil) ein 

verfahren beendet werden, wenn die Staatsan-

waltschaft und das Gericht erkannten, dass 

wegen der Geringfügigkeit des Vorwurfs ein 

Strafbedürfnis nicht bestand. So steht es auch 

heute noch in Paragraph 153 Strafprozessord-

nung (StPO). 

Aber schon bevor 1974 der Gesetzgeber zur 

Entlastung der Strafjustiz den Paragraphen 153a 

StPO schuf, der den Gerichten erlaubte, eine 

solche Einstellung von der Zahlung eines Geld-

betrages an gemeinnützige Einrichtungen oder  

die Staatskasse abhängig zu machen, hatte die 

Praxis ohne gesetzliche Grundlage diese Form 

der Verfahrenserledigung ausprobiert. Und dies 

sogar in dem umfangreichen Wirtschaftsprozess 

um die Contergan-Katastrophe: Schwangere 

Frauen, die Ende der fünfziger Jahre das Beruhi-

gungsmittel Contergan einnahmen, brachten oft 

Kinder mit schweren Missbildungen zur Welt. 

Die Hauptverhandlung beim Landgericht Aa-

chen hatte im Januar 1968 begonnen und wurde 

am 283. Verhandlungstag im Dezember 1970 

„wegen geringer Schuld der Angeklagten und 

mangelnden öffentlichen Interesses“ nach Para-

graph 153 StPO eingestellt, nachdem sich der 

Hersteller bereit erklärt hatte, eine Summe von 

100 Millionen D-Mark zu zahlen, als Entschädi-

gung für die Opfer. Ihnen war damit ebenso wie  

den Angeklagten die Ungewissheit des Aus-

gangs und dem Gericht die Last der schwieri-

gen Kausalitäts---- und Rechtsfragen genom-

men. Um dieses Zieles willen setzte man sich 

über den Wortlaut Sinn und Zweck des nun 

einmal nur für Bagatelldelikte geschaffenen 

Paragraphen 153 StPO hinweg. 

Dann zog der Gesetzgeber mit der Einfüh-

rung des Paragraphen 153a StPO nach, der ei-

nen Konsens zwischen Angeklagtem, Staatsan-

waltschaft und Gericht voraussetzt. Dies ver-

standen wir Strafverteidiger und die Staatsan-

wälte als Aufforderung, auch in Fällen mittlerer 

Kriminalität über andere Erledigungsformen als 

die streitige Auseinandersetzung „ins Gespräch 

zu kommen“. Zu den Inhalten solcher Gesprä-

che gehörte bald die Frage nach der Strafhöhe, 

wenn schon die Einstellung am Veto eines Betei-

ligten scheitert. So entstand die verbreitete Pra-

xis, auch Strafurteile informell abzusprechen. 

Dabei blieb meist offen, ob bei der Befolgung 

der sonst einzuhaltenden gesetzlichen Regeln 

(Amtsaufklärungspflicht, Öffentlichkeit, Unmit-

telbarkeit) eher ein Freispruch oder ein Schuld-

spruch herauskommen würde. Der Verzicht auf 

eine langwierige Fortsetzung der streitigen 

Hauptverhandlung mit den Widrigkeiten einer 

aufwendigen Beweiserhebung war allen Betei-

ligten mehr wert als die Einhaltung der ihnen 

vom Gesetz aufgegebenen Pflichten. 

Diese Praxis der ausgehandelten Urteile 

blieb lange Zeit dem Kontrollblick der Revisi-

onsgerichte verborgen, weil der sofortige Ver-

zicht auf Rechtsmittel regelmäßig Vertragsbe-

standteil war. Je mehr aber die Zahl der so ge-

handhabten Verfahren anstieg, desto zwangs-

läufiger musste auch der Bundesgerichtshof 

(BGH) sich mit dem Phänomen befassen, über 

das in gängigen Gesetzeskommentaren zuneh-

mend kritische, aber auch widersprüchliche 

Meinungen verbreitet wurden. „Streng genom-

men“, hieß es da mitunter, sei das ausgedealte 

Urteil rechtswidrig, andererseits komme es aber 

den Bedürfnissen der Praxis so weit entgegen, 

dass darauf nicht mehr verzichtet werden kön-

ne. Dann appellierte der BGH an den Gesetzge-

ber, die Zulässigkeit und die Grenzen der Ab-

sprachepraxis zu klären. So entstand 2009 ein 

Paragraph, der unter sehr engen Voraussetzun-

gen den Gerichten erlaubte, eine Strafobergren-

ze zuzusagen für den Fall, dass ein glaubhaftes 

Geständnis den Prozess abkürzt. Das so zustan-

de gekommene Urteil muss aber anfechtbar 

bleiben. 

Die Reaktion der Praxis war aber auch die-

ses Mal eine glatte Umgehung auch dieser neu-

en Regeln, so dass 2013 das Bundesverfassungs-

gericht ihren Fortbestand davon abhängig 

machte, dass alle Kautelen (=Einschränkungen) 

insbesondere hinsichtlich der Transparenz und 

Dokumentation der Verständigungsgespräche 

auch wirklich streng eingehalten werden. Dies 

und ein etwas rätselhafter Hinweis des Verfas-

sungsgerichts, dass vielleicht strafrechtliche 

Risiken (Rechtsbeugung?) bei bewusster Nicht-

beachtung der gesetzlichen Regeln drohen, ver-

schreckte die Richter so sehr, dass sie immer 

öfter schon die Vorgespräche über die Möglich-

keit einer Verständigung verweigerten. 

Da aber die eigentliche Ursache für die Ur-

teilsabsprachen nicht beseitigt ist, sondern im-

mer mehr anwächst, nämlich die ständige Aus-

weitung des materiellen Strafrechts durch die 

Kriminalpolitik und die Rechtsprechung, 

wächst auch der Zwang nach der Suche eines 

anderen, weniger formalisierten Entlastungs-

ventils. 

Und so schließt sich der Kreis: 

Die Einstellung des Verfahrens gegen frei 

ausgehandelte Zahlungspflichten, die nicht 

als Strafe gelten, bietet sich 40 Jahre nach 

ihrer Legalisierung als Patentrezept zur 

Umgehung all der Formalismen an, die 

jetzt infolge der Entscheidung des BVerfG 

beim abgesprochenen Urteil einzuhalten 

sind. Nur der Weg über Paragraph 153a 

StPO bietet nämlich noch jene „Vorteile“, 

die sich die Praxis vor dem Spruch des Ver-

fassungsgerichts außerhalb der gesetzlichen 

Schranken selbst genehmigt hatte: Weder 
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ist geregelt, wie, wo und zwischen wem 

über die Bedingungen einer Einstellung 

verhandelt wird, noch gibt es so etwas wie 

Protokollierungspflichten oder gar Verwer-

tungsverbote bei einem unfairen Scheitern-

lassen der Gespräche. Vor allem ist völlig 

ungeregelt, wie Art und Höhe der zu ver-

einbarenden Zahlungsauflage zu bestim-

men sind. Ob der Adressat der immer mehr in 

die Höhe schießenden Zahlungsauflagen der 

Polizeichor, ein Frauenhaus, die Gefängnisseel-

sorge oder der Dienstherr der letztlich entschei-

denden Staatsanwälte und Richter ist („die 

Staatskasse“), überlässt das Gesetz auch dem 

freien Spiel der Kräfte eines Strafprozesses und 

dem „Markt“ der beteiligten Interessen. 

Und nun stelle man sich vor, ein Angeklag-

ter wie Herr Ecclestone biete in einer Situation, 

in der die Anklagevorwürfe zu wackeln begin-

nen, dem Freistaat Bayern eine Summe an, mit 

der der Landeshaushalt merklich aufgebessert 

wird - wer könnte da noch widerstehen?! 

Nein: Der Fall ist kein Beispiel für eine Klas-

senjustiz, denn auch einem Ladendieb wird die 

Einstellung nach Paragraph 153a StPO angebo-

ten werden gegen eine Zahlungsauflage von 

vielleicht 100 Euro. Und ein „Freikauf“ durch 

eine Reichen, der es sich halt leisten kann, war 

es auch nicht, weil der Geschäftszweck auf Sei-

ten des Angeklagten gerade im Verzicht auf den 

(ihm nur zu spät winkenden) Freispruch be-

stand, so dass auch die beteiligten Amtsträger 

gegen die astronomisch hohe Zahlung von 100 

Millionen Dollar ja nicht „die Freiheit verkau-

fen“. Das Problem, das uns der Fall vor Augen 

führt, ist ein anderes: 

Ausgerechnet die Strafjustiz, die berufen 

ist, die Leute zur Gesetzestreue zu erziehen, 

hat im letzten halben Jahrhundert immer 

wieder gezeigt, dass sie die für sie gelten-

den Regeln bedenklich weit ausreizt und 

umgeht. Und schließlich: Wo bleibt das 

Schuldprinzip? Da dieses Verfassungsrang 

hat sollte sich Karlsruhe bei nächster Gele-

genheit auch damit befassen. 

Rainer Hamm, Senior bei HammPartnerRechtsanwälte 
und Professor an der Goethe-Universität Frankfurt in der 

FAZ vom 10.08.2014  
———————–————————— 

Die Justiz verkauft ihr eigenes Kapital 
 

Der Strafprozess gegen Bernie Ecclestone 
hätte nicht eingestellt werden dürfen 

 

Auch nach einer Woche reibt man sich noch 
immer die Augen: Formel-1-Chef Bernhard 
Ecclestone ließ verlauten, dass er mit der 
„kapitalistischen“ Strafjustiz der Deutschen 
letztlich zufrieden sei. Zuvor hatte das Landge-
richt München I das Verfahren gegen ihn ohne 
eine Entscheidung über seine Schuld gegen eine 
Auflage von 100 Millionen Dollar eingestellt. 
Dies vor allem deshalb, weil Teile der Vorwürfe 
nicht mehr beweisbar schienen. Dass eine 44 
Millionen Dollar schwere Bestechung zur Ver-
urteilung anstand, sollte kein Hindernis sein. 

Soll unsere Strafjustiz diesen Weg in ande-
ren Prozessen mit millionenschweren Vorwür-
fen fortsetzen? Immerhin kann der Staat mit 
dem Geld viel anfangen. Und die hohe Summe 
sei, so beruhigen uns manche, doch schlicht die 
Folge der hohen Einnahmen Ecclestones. Der 
kleine Mann auf der Strasse könne zu günstige-
ren Preisen auf das „kapitalistische System“ 
bauen. Schließlich wird auf Ecclestones Alter ver-
wiesen. 

Doch die Strafjustiz muss umkehren, wenn 
sie nicht mit der Autorität eines Ablasshändlers 
auftreten will. Hier geht es nicht um einen ge-
brechlichen Rentner. Die Einstellungsnorm des 
§ 153a StPO steht nur für höchstens mittel-
schwere Vorwürfe zur Verfügung. Allein der 
Umstand, dass Ecclestone ein großes Vermögen 
besitzt, gab der Justiz nicht das Recht, ihm 100 
Millionen Dollar abzuverlangen. In einem 
Rechtsstaat darf der Staat diese Rekordsumme 
allenfalls fordern, wenn eine gravierende Schuld 
im Raum steht. Zu einer mittelschweren Schuld 
steht die Summe dagegen völlig außer Verhält-
nis. Mit ihrer Millionenforderung dementiert die 
Münchner Justiz ihr eigenes Verkaufsargument, 
es seien nur überschaubare Vorwürfe geblieben. 

Auch Verteidiger sollten sich nicht zu früh 
freuen, dass ein ausgedehnter § 153a StPO ihr 
Verhandlungsrepertoire erweitert. Macht die 
Justiz von der Einstellung gegen Zahlungen 
exzessiv Gebrauch, bringt sie diese grundsätz-
lich sinnvolle Regelung durch den Verdacht auf 
bloße Freikäufe in Verruf. Der Ruf nach einer 
Abschaffung oder Einschränkung wird immer 
lauter. Eine Streichung der Vorschrift würde 
aber nicht nur die Exzesse, sondern ebenso die 

Fälle von Vorwürfen treffen, die tatsächlich mittel-
schwer sind - und damit ein wichtiges Instrument 
der einzelfallgerechten Strafjustiz preisgeben. 

Für wohlhabende Angeklagte war der Aus-
gang des Verfahrens ebenfalls keine gute Nach-
richt. Nach seiner Logik müssten etwa Akteure 
aus der Wirtschaft endgültig eine Strafjustiz 
fürchten, die bei „drohenden“ Freisprüchen ihre 
Macht einsetzt, um wenigstens Einnahmen in 
die Staatskasse zu spülen. Während die Strafjus-
tiz das Interesse an der mühseligen Frage nach 
Schuld oder Unschuld verliert steigt das Stan-
ding der Staatskasse. Die fiskalisierte Strafjustiz 
setzt auch bei schweren Wirtschaftsdelikten 
lieber auf Zahlungsauflagen, mit denen für den 
Staat mehr zu holen ist. 

Wenn Ecclestone trotz seiner behaupteten 
Unschuld zur Zahlung bereit und am Ende 
zufrieden war, wird man doch auch vom nächs-
ten vorgeblich Unschuldigen ein schönes 
Sümmchen erwarten dürfen. Dann braucht es 
Löwenmut, dem teuren, aber verlockenden 
„Zahlungsangebot“ zu widerstehen. Denn die 
von einer Ablehnung enttäuschten Anbieter aus 
der Justiz halten die schwer nachprüfbare Ent-
scheidung über die Schuld weiter in der Hand. 

Die Strafjustiz verkauft ihr eigentliches Kapi-
tal: Das Vertrauen, dass wir von ihr eine unpar-
teiische Entscheidung über Schuld und Un-
schuld erwarten können. Wenn es nicht „nur“ 
um maximal mittelschwere Vorwürfe geht, 
kann einzig ein Freispruch oder eine geahndete 
Tat die Grundnormen unseres Zusammenlebens 
bekräftigen. Gerichte und Staatsanwaltschaften 
irren, wenn sie denken, dass sie das Staatsvolk 
ebenso gut durch hohe Staatseinnahmen befrie-
den können. Eine Justiz, die so agiert, erscheint 
der Bevölkerung bestenfalls als Gruppe prag-
matischer Buchhalter, die letztlich nur ein Ge-
setz kennen - dass am Ende die Kasse stimmt. 

Vielleicht müssen sich einige Richter und 
Ankläger öfter daran erinnern, dass ihnen die 
Strafverfolgung zu treuen Händen übertragen 
ist. Sie ist kein ureigener Besitz etwa der Juris-
ten, die hier die Strafprozessordnung mutig 
gestaltend in die Hand genommen haben. Die 
Justiz muss stets so agieren, dass kein Angeklag-
ter den ernsten Strafprozess als kapitalistisches 
System diskreditieren kann. 

Karsten Gaede, Professor für Straf- und Prozessrecht 
an der Bucerius Law School Hamburg, in der 

FAZ vom 13.08.2014  
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ANSTALTSZEITUNG 
„Die Gitter weg“ erscheint vier Mal im Jahr und wird 
bei Erscheinen ausgelegt. Versand an Interessierte 
oder Angehörige ist möglich.  
Siehe auch Redaktion „Die Gitter weg“ 
 
ANSTALTSBEIRAT 
Der Beirat ist Mittler zwischen Gefangenen und 
Anstaltsleitung und tagt jeden 4.Dienstag im Monat.  
Kontaktaufnahme zum Anstaltsbeirat  mit verschlos-
senem Brief „durch Fach“ oder Vormelder. 
Ansprechpartner: Frau Dr. Henderson (Vorsitzende), 
Herr Schirocki und andere Beiräte 
 
Der Anstaltsbeirat unternimmt keine Rechtsberatun-
gen oder Rechtsvertretungen und vermittelt nicht 
zum Gericht oder zur Staatsanwaltschaft. Er ist 
ausschließlich für Vermittlung bei Belangen und 
Problemen der Inhaftierten in der Anstalt und im 
Vollzug zuständig.  
 
ARBEITSBETRIEBE  Ansprechpartner 
 
Bauhof: Hr. Eckert 
Bücherei: Fr. Zechert 
Gärtnerei: Fr. Grothe,  
 Fr. Schulze 
Gebäudereinigung: Fr. Kubrinski 
Hausarbeiter: VDL der Häuser 
Hauskammer: Hr. Behlert 
IBW: Fr. Schultz  
Lehrküche: Hr. Ribke, 
 Fr. Graffenberger 
Malerei: Hr. Härtel, 
Sortierbetrieb: Hr. Grothe,  
 Hr. Kirchhof                   
Sozialpäd. Abteilung: Fr. Drews, 
 Fr. Knoblau 
Wäscherei/Susi-Card: Hr. Wunderlich 
Ziegner-Reinigung.: Fr. Goldschmidt 
 

Infos zu folgenden Arbeitsbetrieben über Hr. Böhme:  
Beamtenkantine, FK Metalltechnik, Großküche 
(Gefangenenverpflegung), Justizvollzugskranken-
haus, Kfz-Werkstatt und Kfz-Pflege, Schlosserei,  
Wäscherei.  
Einreichen von Bewerbungen bitte mit kurzer 
Angabe von Erfahrungen, Talenten und Vorbildung/
Vorstellungen. 
 
ARBEITSLOSENGELD & -BEITRAG 
Der Anspruch auf Arbeitslosengeld 1 ist erreicht, 
wenn für 360 Tage innerhalb von 2 Jahren eine 
Arbeit nachgewiesen wird. Der Anteil des Arbeitslo-
senversicherungsbeitrages am Arbeitslohn beträgt 
3%, davon zahlt der Insasse die Hälfte an die Bun-
desagentur für Arbeit. 
 
ARBEITSVERWALTUNG / BQ 
(Beschäftigung und Qualifikation) 
Organisation: Herr Böhme 
Bewerbung für eine anstaltsinterne Tätigkeit wie 
auch Fragen zur Lohnabrechnung  mit Vormelder. 
Wichtig:  

Bei Bewerbungen für einen Arbeitsbetrieb nicht 

pauschal  „suche Arbeit“ schreiben, sondern eine 

kurze Bewerbung unter Angabe der Fähigkeiten 

und möglicher Referenzen. 

 
ARZTGESCHÄFTSSTELLE 
Vorsprache zu sämtlichen Fachärzten ist nur über 
den Anstaltsarzt möglich. Anmeldung zum Anstalts-
arzt diskret mit verschlossenem Brief oder mit 
Vormelder. Die Medikamentenausgabe erfolgt in der 
Regel im Stationsbüro  oder nach ärztl. Verordnung  
während der Postausgabe. 
 
AUFSCHLUSSZEITEN (Nichtarbeiter) 
Montag-Freitag:   7.00 -   7.45 Uhr
 12.00 - 13.00 Uhr
 15.00 - 16.20 Uhr
 17.00 - 21.00 Uhr 
Samstag, Sonntag, Feiertag: 10.00 - 17.20 Uhr 
Medizinischer Aufschluss: ab 10.00 Uhr 
 
AUTOMATENZUG (bei Besuch) 
Limit pro Besuch: 15,00 € 
maximales Limit monatlich: 30,00 € 
 
BERUFSAUSBILDUNG / QUALIFIZIERUNG 
 

Gebäudereinigerlehrgang (Ziegner-Stiftung) 
mit IHK-Abschluss 
Dauer:  12 Monate (4 Module á 3 Monate) 
Inhalt: Teppich-, Sanitär-, 
 Fensterreinigung, Gartenpflege 
 
Fachkraft für Metalltechnik (QUE) 
Dauer: ca. 16 Monate 
 
Lehrgang Fachkraft für Gastgewerbe (Lehrküche)  
mit Abschluss  
Spezialisierung: Küche/Catering 
Dauer:  24 Monate  
 
Ausbildung zum Koch (Anstalt) 
Dauer: 36 Monate 
 
ECDL Kurs 
Grundlagen in PC-Anwendung, Excel, Word, usw. 
Dauer: 8-9 Wochen 
                                                                  
Teilnahmevoraussetzungen für die einzelnen Be-
rufsausbildung sind möglichst ein erweiterter Haupt-
schulabschluss und ausreichende Deutschkenntnisse. 
Bei Interesse Kontakt zu BQ1  aufnehmen. (Kurze 
Bewerbung) 
 

BESCHWERDE GEGEN DIE ANSTALTSLEITUNG 
Einreichen an: 
 

Senatsverwaltung der Justiz 
Abt. III, z. Hd. Herrn Dr. Meinen 

Salzburger Str. 21-25, 10825 Berlin 
 

Bei Beschwerden sollten Sie sich zuerst an Ihren 
Gruppenbetreuer, Gruppen- oder Bereichsleiter 
wenden. 
 
BESUCH 
Monatlich 2 Regelsprechstunden  und ein Sonder-

sprecher (je 60 Minuten)  

 
Mittwoch, Donnerstag: 14.00-20.00 Uhr 
Sonnabend: 10.00-16.00 Uhr 
 
Anmeldungen des Besuchs unter Angabe der Be-
suchszeit und der erwarteten Besucher mit Spre-
cherantrag. Termine für die Besuchstage siehe 
Aushang. Nichtverbrauchte Besuchstage können 
nicht in den Folgemonat übernommen werden.  
Maximal werden 5 Besucher, davon 3 Erwachsene, 
zum Sprecher zugelassen. 
Unbedingt beachten: 

Einlass für Besucher ist nur bis 15 Minuten vor dem 

beantragten Termin. Besucher, die nicht pünktlich 

sind, werden nicht mehr  eingelassen! 

 
BESTELLUNGEN (Internetshops & Versandhandel) 

Kataloge zur Bestellung von Geräten der Firma 
Krüger (siehe Überprüfungskosten) sind über die 
Unterzentralen erhältlich. Auch Bestellung bei 
zugelassenem Versandhandel ist möglich. Bezahlung 
der Bestellung im Voraus durch Sperrung in Höhe 
des Bestellwertes auf dem Haus- oder Eigengeldkon-
to durch gesonderten Antrag.  
Wichtig:  

Bestellungen per Nachnahme können nur erfolgen, 

wenn Guthaben auf dem Konto vorhanden ist. 

Bezahlung von Draußen oder per Rechnung ist aber 

möglich. Paketempfang vorher genehmigen lassen. 

 
BRIEFMARKEN 
Nur über Einkauf. Bei jedem Einkauf ist eine Umbu-
chung vom Eigengeld bis 22,00 € für Briefmarken 
möglich, Vordruck für Zahlstelle im Stationsbüro. 
Achtung: 

Briefmarken in eingehender Post werden nicht 

ausgehändigt sondern zur Habe in die Hauskammer 

gegeben. 

 
BÜCHEREI 
Ausleihe von Büchern und DVDs; Vorbestellungen 
mit Angabe der Titel sind mit Vormelder möglich. 
Öffnungszeiten: In der Regel jeden zweiten Montag 
ab 15.00 Uhr (Ausruf). 
 
EINKAUF (Einkaufstage:  2. & 4.Mittwoch im Monat) 
Hausgeld: soweit verfügbar für den  
 Einkauf jeglicher Artikel 
Eigengeld: 15,00€ / mtl. für den Einkauf                                                              
 von Non-Food / Hygiene-Artikeln                                 
 22,00 € je Einkauf für Briefmarken 
 
ESSENAUSGABE (Essensplan siehe Aushang) 
Täglich: 11.30 - 12.15 Uhr 
 
FERNSEHER  
Auf Antrag über Stationsbüro. Zur Monatsmitte für 
die Abbuchung der Gebühr in die TV-Liste im Stati-
onsbüro eintragen und unterschreiben. 
Eine Alternative ohne monatliche Gebühren ist ein 
eigenes TV-Gerät mit eigener DVBT-Antenne. 
Billigangebot (16 Zoll + 5 Progr.):         3,40 €/Monat 
Kabelanschluss:           7,39 €/Monat 
Kabelanschluss + Leih-TV :                  17,90 €/Monat 
PAY-TV und HD-TV mit Aufpreis 
Das komplette Angebot & Preise siehe Aushang 
Achtung: 

Das Gerät wird eingezogen, wenn nicht genug Geld 

da ist! 

 
FREIABOS FÜR GEFANGENE 
Freiabos ausgesuchter Zeitungen / Zeitschriften 
Bestellung über:  
 

Freiabos für Gefangene e. V. 
Köpenicker Str. 175 in 10996 Berlin 

 
FREISTUNDE 
Montag-Freitag: 15.15 - 16.15 Uhr 
SA, SO, Feiertag: nach Ausruf 
 
GNADENGESUCH 
Einreichen an: 
 

Senatsverwaltung der Justiz 
-Gnadenausschuss- 

Salzburger Str. 21-25 in 10825 Berlin 
 
HAFTKONTO 
 
Hausgeld:  
Hier wird das Taschengeld und der nicht pfändbare 
Teil des Arbeitslohnes (3/7) gutgeschrieben. Von 
diesem Geld werden vorrangig Einkäufe bezahlt, 
aber es können auch andere anstaltsinterne Kosten, 
wie z. B. Kabelgebühren, Telio und Briefmarken 
bezahlt werden. Überweisungen nach Draußen sind 
möglich. 
 
Eigengeld: 
Wie zuvor, außer Einkauf. Freie Verfügbarkeit nur, 
wenn keine Pfändungen vorliegen und das Überbrü-
ckungsgeld angespart ist. 
Wichtig:  
Überweisungen von Draußen werden grundsätzlich 

nur dem Eigengeldkonto gutgeschrieben. Wir 
empfehlen bei Pfändungen zweckgebundene 
Einzahlungen (genehmigen lassen!) 
 
Überbrückungsgeld: 
Hier werden 4/7 des Arbeitslohnes gutgeschrieben, 
bis das Limit erreicht ist. (Die Höhe des Überbrü-
ckungsgeldes richtet sich nach der Zahl der Unter-
haltsberechtigten, aktuelle Sätze bitte beim GL 
erfragen). Es ist unpfändbar. Wenn es vollständig 
angespart ist werden diese 4/7 nur auf das Eigen-
geldkonto gebucht und sind wieder pfändbar. Das 
Überbrückungsgeld wird dem Gefangenen bei seiner 
Entlassung ausgezahlt. Auf das Überbrückungsgeld 
kann nur in Ausnahmefällen mit vorheriger Geneh-
migung und Freigabe durch den zuständigen Sozial-
arbeiter zugegriffen werden (z. B. zum Bezahlen von 
Schulden, Geldstrafen, Gerichtskosten oder einer 
Sozialfahrkarte für Ausgänger).  
 
Taschengeld:  
Bei Bedürftigkeit pro Arbeitstag 14 % des Ecksatzes, 
zurzeit also 1,59 €. Nur auf Antrag. Den Vordruck im  
laufenden Monats im Stationsbüro abgeben! 
 
HAUSORDNUNG 
Die Hausordnung kann man beim Stationsbeamten 
einsehen. Verstöße dagegen können disziplinarisch 
geahndet werden.  
Hinweis: 

Der Verleih von Elektrogeräten, (z. B. Radio, TV-

Gerät, DVD-Player, Konsole) an andere Gefangene 

sollte über das Stationsbüro genehmigt werden. 

 
INSASSENVERTRETUNG 
Die Insassenvertreter sind die gewählten Vertreter 
der Gefangenen. Über die Insassenvertreter können 
Vorschläge, Beschwerden oder Kritik an die Anstalts-
leitung übermittelt werden. Übermittlung des 
jeweiligen Anliegens im persönlichen Gespräch mit 
dem Stationssprecher oder in verschlossenem Brief 
an den Sprecher GIV. 
 
KIRCHE & GOTTESDIENST 
Katholische Diakone:     Hr. Kotré, Hr. Marin 
Evangelischer Diakon: Hr. Watermann 
Anmeldung zum Gottesdienst oder zum persönli-
chen Gespräch mit Vormelder/Brief. 
Besuch eines Imam über Frau Drews erfragen. 
 
KURSE  &  GRUPPEN     FREIZEIT 
Aktuelle Angebote bitte erfragen. Individuelle 
Weiterbildungen oder Fernstudien sind möglich. 
Weitere Informationen auf Anfrage im persönlichen 
Gespräch. Anmeldungen zu Freizeit-Gruppen (auch 
Sport) mit Vormelder an ZB Frau Drews. 
 
KONTOVERBINDUNG JVA PLÖTZENSEE 
Einzahlungen unter Angabe von Name, Buchnummer 
und Verwendungszweck: 
JVA Plötzensee, Postbank Berlin 
IBAN: DE23 1001 0010 0071 212106 
BIC: PBNKDEFF 
 
LEITUNG DER JVA PLÖTZENSEE  
Anstaltsleiterin: Fr. Benne 
Vollzugsleiter: Hr. Savickas 
Abt. Sicherheit: Hr. Michael 
 
NICHTRAUCHERSCHUTZGESETZ 
Auch in der JVA Charlottenburg gilt das Nichtrau-
cherschutzgesetz. Aufgrund gegenseitiger Rücksicht-
nahme werden die Raucher gebeten, nur auf den 
Hafträumen zu rauchen. Seit 2011 werden Verstöße 
gegen das Nichtraucherschutzgesetz von der Anstalt 
disziplinarisch geahndet. 
 
PAKETE 
Es gibt die Möglichkeit, drei Pakete pro Jahr zu 
empfangen. Es handelt sich um Jahres-, Oster- und 
Weihnachtspaket. Für Moslems gibt es die Möglich-
keit, ein Ramadanpaket statt des Weihnachtspakets 
zu erhalten.  Näheres dazu im Stationsbüro. 
Wichtig:  

Das Paket mit Absenderangabe beim Briefamt 

beantragen, sonst wird die Annahme verweigert. 
 
PFÄNDUNGEN 
Pfändungen werden durch die Zahlstelle auf dem 
Haftkonto notiert. Pfändbar ist grundsätzlich nur das 
Eigengeld. Eigengeld, welches die Höhe des Über-
brückungsgeldsolls überschreitet (gerechnet mit 
dem  angesparten Überbrückungsgeld ), wird bei 
aktiven Pfändungen automatisch überwiesen. 
 
PSYCHOLOGISCHER DIENST 
Frau Andree (für alle TA) 
 
RECHTSANWÄLTE SPRECHZEITEN 
in den Häusern: 10.00-20.00 Uhr 
Einlass: 10.00-19.00 Uhr 
 
RECHTSBERATUNG FÜR GEFANGENE 
Kostenlos, aber nur möglich, wenn kein eigener 
Verteidiger bevollmächtigt worden ist. 
Sie wird durch die Vereinigung der Berliner Strafver-
teidiger e. V. ausschließlich zu Themen des Straf-
rechts, des Strafvollstreckungsrechts und des 
Strafvollzugsrechts durchgeführt. Anmeldung mit 
Vormelder über MVL Woiwode. 
 
REDAKTION  „Die Gitter  weg“ 

Redaktionsbüro im Haus F. Eine Mitarbeit an der 
Zeitung ist jeden Donnerstags ab 15.30 Uhr möglich.  
Anmeldung dafür bitte über Herr Böhme oder die 
Redakteure. 
 

REINIGUNG DER PRIVATWÄSCHE 
Über Wäschekalfaktor  im Haus, Abgabezeiten siehe 
Aushang. 
 
SCHULDEN- & INSOLVENZBERATUNG 
Herr Laurer von der Stadtmission berät bei Bedarf 
kostenfrei immer Dienstags von 15.00 bis 19.00 Uhr. 
Kontakt mit Vormelder oder über Sozialarbeiter 
 
SONSTIGE DIENSTE & BERATUNG 
Urkundsbeamter des AG Chbg: Dienstags 
Landeseinwohneramt (Freitag): Hr. Spann 
Agentur für Arbeit (Freitag): Hr. Topsted 
Anmeldung mit Vormelder. 
 
SOZIALPÄDAGOGISCHE ABTEILUNG (ZB) 
Ansprechpartner: Fr. Knoblau, Fr. Drews,  
 Fr. Zechert 
 
SOZIALDIENST / GRUPPENLEITER 
 

TA 2:   BL Herr Märksch 
Haus B: Fr. Kirchner, Hr. Sauermann 
Haus C: Fr. Böhnisch, nicht besetzt 
 
TA 3:   BL Herr Röcher  
Haus E: Hr. Sonnen, Fr. Eiselt 
Haus F: Hr. Schulz, Hr. Sonnen   
 

Übergreifende Zuständigkeiten von Sozialarbeitern 
aus anderen Häusern möglich. Zuständigkeit kann in 
der Unterzentrale des Hauses erfragt werden. 
Terminanfrage per Vormelder übers Stationsbüro 
mit kurzer Angabe des Grundes. Bereichsleiter-
sprechstunde alle zwei Wochen, siehe Aushang. 
 
STATIONSBÜRO 
(Post, Abgabe von Vormeldern, Computerauskünfte) 
Montag-Freitag:   7.00 -   7.45 Uhr 
 17.00 - 18.00 Uhr 
Sonnabend, Sonntag: nach Ansage 
 
 
TELEFONIEREN (TELIO) 
Eröffnung des Kundenkonto über JVA, Nutzung zu 
den Aufschlusszeiten möglich. Umbuchungen auf 
Teliokonto per Liste in der Unterzentrale (UZ) meist 
Dienstags oder durch Überweisung /Internet von 
Draußen. 
 

Telio GmbH 
Elbchaussee 1 in 22765 Hamburg 

℡ 040 / 2288-0 
 
Gebühren nach Takten von 9 Cent (Ortsnetz Berlin) 
bis mehrere EURO / Minute (Handynetze, Übersee) 
 
URLAUBSTAGE GEM. § 42 STVOLLZG 
Jeder arbeitende Gefangene hat Anspruch auf 18 
Urlaubstage (Zellenurlaub nach § 42 StVollzG), d.h. 
Freistellung von der Arbeit (entspricht 18 Arbeitsta-
ge) im Jahr, die im Regelfall nur in einem Stück 
genehmigt werden, sobald 12 Monate zusammen-
hängende Tätigkeiten innerhalb eines Jahres  im 
Strafvollzug gearbeitet wurde. Der Urlaubszahlung 
wird der Durchschnittsverdienst der letzten drei 
Monate zugrunde gelegt. Anträge für Urlaub an die 
Arbeitsverwaltung (BQ). 
 
ÜBERPRÜFUNGSKOSTEN (Einbringen elektr. Geräte) 
Nur folgende Firma kann beauftragt werden: 
 

Fa. Jürgen Krüger, Fernsehdienst, 
Oranienstr. 69 in 10969 Berlin, 

℡ 030 / 6141915 
 
Die Geräte können von Angehörigen auch in der 
Werkstatt (siehe Anschrift) abgegeben und die 
Überprüfung  sofort bezahlt werden. Bei eigener 
Bezahlung über die JVA wird der Betrag mit Vor-
druck (Stationsbüro) vom Haus- bzw. Eigengeld 
abgebucht.  
In beiden Fällen vorher den Vordruck abgeben! 
 
TV UND KABEL (siehe Fernseher) 
 
ZAHLSTELLE 
Ausführung von Buchungen und Überweisungsauf-
trägen, Ratenzahlung an Justiz, Pfändungen, Erstel-
lung von Kontoauszügen, Einzelverbindungsnachwei-
se für Telio,  Bargeldverkehr sowie Umbuchen von 
Eigengeld auf Hausgeld zum Einkauf (Briefmarken, 
Kosmetik). den Vordruck dafür gibt es im Stationsbü-
ro, unbedingt 8 Tage vorher einreichen.. 
 
§ 43 StVollzG    FREISTELLUNGSTAGE 
Erwerb:  
Bei einer durchgängigen Tätigkeit über 2 Monate 
wird ein 43er-Tag gutgeschrieben. Jeder Fehltag 
(auch Urlaubstage) verschiebt den Abrechnungs-
stichtag zu einem vollen 43er-Tag um einen Tag. 
 
Anrechnung:  
Erworbene 43er-Tage werden vom Entlassungstag 
abgezogen. Samstage , Sonntage und Feiertage 
zählen dabei mit! 
Sie können im Rahmen von Lockerungen auch als 
Urlaubstage genommen werden. 
 
Auszahlung:  
Sie ist nur in Ausnahmefällen, z. B. Blitzentlassung, 
möglich. Dabei wird der Tagessatz des Durchschnit-
tes der Eckvergütung der letzten drei Monate 
zugrunde gelegt (ca. 90 €/Tag)  

 
Stand: Oktober 2014 

Alle Angaben ohne Gewähr 

>> Das Kleingedruckte 



ADRESSEN 
 
Anwaltsnotdienst 
℡ 0172 / 3255553 
 

Abgeordnetenhaus v. Berlin 
Niederkirchner Str. 5 � 10117 Berlin 
℡ 030 / 2325-0 
 

Amnesty International 
Heerstr. 178 � 53111 Bonn 
℡ 0228 / 9837-0 
 

Arbeitskreis kritischer Strafvollzug AkS e.V. 
Prof. Dr. H. Koch � Postf. 1268 � 48002 Münster 
℡ 0251 / 6743359 (AB) 
 

Ärztekammer Berlin, Beauftragter Menschenrechte 
Friedrichstr. 16 � 10969 Berlin 
℡ 030 / 40806-0 
 

Ausländerbehörde 
Friedrich Krause Ufer 24 � 13353 Berlin 
℡ 030 / 90269-0 
 

Ausländerbeauftragte des Senats 
Potsdamer Str. 65 � 10785 Berlin 
℡ 030 / 26542351 
 

Datenschutz und Informationsfreiheit 
An der Urania 4-10 � 10787 Berlin 
℡ 030 / 13889-0 
 

Bundesgerichtshof 
Karl Heine Str. 12 � 04229 Leipzig 
℡ 0341 / 48737-0 
 

Bundesministerin für Justiz 
Mohrenstr. 37 � 10117 Berlin 
℡ 01888 / 580-0 
 

Bundesverfassungsgericht 
Schloßbezirk 3 � 76131 Karlsruhe 
℡ 0721 / 9101-0 
 

Deutscher Bundestag - Petitionsausschuss 
Platz der Republik 1 � 11011 Berlin  
 

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 
F- 67075 Strasbourg Cedex 
 

Freiabonnements für Gefangene e. V. 
Köpenicker Str. 175 � 10997 Berlin 
℡ 030 / 6112189 
 

GefangenenGewerkschaft /Bundesweite Organisation 
c/o Haus der Demokratie & Menschenrechte 
Greifswalder Str. 4 � 10405 Berlin 
 

Humanistische Union e. V. 
Greifswalder Str. 4 � 10405 Berlin 
℡ 030 / 20450256 
 

Iv.I. Interessenvertretung Inhaftierter 
Postfach 1267 � 56451 Westerburg 
 

Kammergericht 
Elßholzstr. 30-33 � 10781 Berlin 
℡ 030 / 9015-0 
 

Komitee für Grundrechte und Demokratie e. V. 
Aquinostr. 7-11 � 50670 Köln 
℡ 0221 / 9726930 
 

Landgericht Berlin, Strafvollstreckungskammer 
Turmstr. 91 � 10548 Berlin 
℡ 030 / 9014-0 
 

Petitionsausschuss Abgeordnetenhaus Berlin 
Niederkirchner Str. 5 � 10117 Berlin 
℡ 030 / 232514-70 
 

Schufa Holding AG 
Postfach 10 34 41 � 50474 Köln 
℡ 01805 / 724832 
 

Senatsverwaltung für Justiz, Soziale Dienste, 
Gerichts– und Bewährungshilfe 
Salzburger Str. 21-25 � 10825 Berlin 
℡ 030 / 9013-0 
 

Staatsanwaltschaft Berlin, Strafvollstreckungsabt. 
Alt Moabit 104 � 10548 Berlin 
℡ 030 / 9014-0 
 

Strafvollzugsarchiv an der FH Dortmund 
Emil Figge Str. 44 � 44227 Dortmund 

 
ACHTUNG! Manche Rufnummern sind von Telio gesperrt. 
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Fragen, Anregungen, Wünsche? 
 

Einfach per Vormelder oder Brief 
an die Redaktion Die Gitter weg 

 
_______________________________________________________ 

 
Allgemeine Informationen: 
Die Gitter weg erscheint 4 mal im Jahr. Der Bezug ist für Gefangene, Ange-
hörige und Mitarbeiter/innen des Vollzuges kostenfrei. Die Redaktion ist mit 
Zitaten oder Übernahmen aus dem Inhalt ausdrücklich einverstanden, um 
Zusendung eines Belegexemplars wird gebeten. Namentlich gekennzeichne-
te Artikel, Leserbriefe und Fremdbeiträge geben nicht unbedingt die Mei-
nung der Redaktion wieder. Bei Leserbriefen und eingesandten Manuskrip-
ten gehen wir von dem Einverständnis zum honorarfreien Abdruck und 
eventueller, sinnwahrender, Kürzung aus, eine Haftung wird nicht über-
nommen. Zur besseren Lesbarkeit verzichten wir meist auf die explizite 
Nennung der weiblichen Form der Begriffe Gruppenbetreuer, Gruppenleiter 
usw.. Gemeint sind stets alle Geschlechter. 
 
 
Eigentumsvorbehalt: 
Diese Zeitung bleibt Eigentum des Absenders, bis sie dem/der Gefangenen 
persönlich ausgehändigt wird. Bei Nichtaushändigung ist sie dem Absender 
unter Mitteilung des Grundes zurück zu senden. Eine „Zur-Habe-Nahme“ ist 
keine Aushändigung. 

 
Quellen Bilder: 
Cover, Seite 2, 12, 13, 14, 15, 16, 24, 25 : Redaktion Gitter weg 
Seite 20/21 aufBruch KUNST GEFÄNGNIS STADT 
Seite  
 
_______________________________________________________ 

 

RECHTLICHER HINWEIS 
Die im Heft erläuterten Ausführungen zur Rechtsprechung und 
Anträgen geben lediglich einen ersten Überblick über das Rechts-
gebiet. Sie erheben daher nicht den Anspruch auf Vollständigkeit 
und können auch nicht den Besonderheiten eines Einzelfalls um-
fassend gerecht werden. Sie dienen n icht einer Rechtsberatung, 
sondern stellen nur die rechtlichen Möglichkeiten dar.  
 
Die Redaktion empfiehlt daher stets die Hinzuziehung eines ver-
sierten Rechtsbeistandes, wenn den Ausführungen gefolgt werden 
soll. Die Redaktion übernimmt keine Haftung / kein Gewähr.   SCOUT // 43 



 

Am 8. August 2014  
verhungerte  

 33 jährig Rasmane K. 
aus Burkina Faso, Insasse 

in der JVA Bruchsal 
 

Das Verhungern wurde möglich durch 
� Isolationshaft schon seit August 2013 

� Ignoranz der Ärzte und des Personals:  

Ihnen fiel es nicht auf, dass der 1,85 Meter 

große Insasse zuletzt nicht mal mehr 58 kg 

wog und wochenlang nicht aß.  

Sein Hungerstreik war aber bekannt 

� Inhaftierung  in  „verhältnismäßiger“  

Haftform, denn er war „gefährlich“  
 

Wir trauern um diesen Inhaftierten  

und die vielen anderen Menschen,  

die jedes Jahr im Vollzug sterben,  

nicht nur in der JVA Bruchsal. 
 

Eine ‚erfolgreiche‘ Resozialisierungsarbeit,  

denn sie werden  nie wieder rückfällig, garantiert nicht. 


